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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Felseisen als Einzelrichter über die Beschwerde von 
XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 
vom XXXX , Zl. XXXX , nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am XXXX zu Recht erkannt: 
 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 3 AsylG 2005 als unbegründet 

abgewiesen. 
 

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer (in der Folge: BF) reiste unrechtmäßig in das Bundesgebiet ein und stellte am XXXX 
einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Im Rahmen seiner niederschriftlichen Erstbefragung vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 
XXXX gab er zu seiner Person an, er sei afghanischer Staatsangehöriger, gehöre der Volksgruppe der Hazara 
sowie der schiitischen Glaubensrichtung des Islams an. Er stamme aus der afghanischen Provin Uruzgan und 
habe seit seinem fünften Lebensjahr in Iran gelebt. Gemeinsam mit seinem Bruder sei er mit Hilfe eines 
Schleppers von Iran in die Türkei gebracht worden, von wo aus sie mit dem Schlauchboot nach Griechenland 
gelangt seien. Mit der Fähre seien sie nach Athen gereist und anschließend mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
durch ihnen unbekannte Länder nach Österreich gefahren. 
 

Zu seinen Fluchtgründen führte er an, sein Bruder und er hätten in Afghanistan Probleme mit dem Glauben. Im 
Iran würden sie nicht anerkannt und im Fall einer Kontrolle nach Afghanistan abgeschoben werden. Seine 
Familie lebe seit 20 Jahren illegal in Iran. Aus Angst vor einer Abschiebung nach Afghanistan seien sie 
geflohen. 
 

2. Am XXXX erfolgte die niederschriftliche Einvernahme des BF vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl (in der Folge: Bundesamt). Zu seiner Person gab er an, er könne sein Geburtsdatum nicht nach afghanischer 
Zeitrechnung sagen. Seine Familie sei in den Iran gezogen, als er fünf Jahre alt gewesen sei. Er habe keine 
Dokumente. Seine Mutter habe ihm gesagt, dass er 27 Jahre alt sei. Er gehöre der Volksgruppe der Hazara an. 
Seine Mutter lebe in Teheran. In Afghanistan habe er keine Angehörigen. Ende Sommer 2015 habe er Iran 
verlassen. 
 

Zu seinen Fluchtgründen führte er aus, er wisse von seinen Eltern, dass damals die Hazara wegen ihrer Religion 
umgebracht worden seien und deshalb sei die Familie in den Iran gezogen. Persönlich sei er in Afghanistan nie 
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belangt worden. In Iran habe er keine Dokumente gehabt. Deshalb sei er mehrmals von der Polizei geschlagen 
worden. Sowohl die Polizei, als auch die iranische Bevölkerung würden Afghanen als Dreck bezeichnen. Das 
Leben ohne Dokumente sei in Iran schwer gewesen. Das seien alle seine Fluchtgründe. 
 

Auf Nachfrage gab er zu Protokoll, das erste Mal sei er im Jahr XXXX nach Herat abgeschoben worden. Dort 
habe er sich sieben bis acht Tage aufgehalten. Seine Familie habe ihm Geld geschickt, sodass er mit Hilfe eines 
Schleppers zurückkehren habe können. Zwischen der ersten und der zweiten Abschiebung liege ungefähr ein 
Jahr. Im Jahr XXXX sei er wieder nach Herat abgeschoben worden, wo er sich vier bis fünf Tage aufgehalten 
habe. Seine Mutter habe ihm vor der Abschiebung auf der Polizeistation Geld gegeben, was er verwendet habe. 
Er habe keine Möglichkeit gehabt, in den Herkunftsstaat zurückzukehren, da seine Familie keine Existenz in 
Afghanistan gehabt habe. Als Hazara wären sie von den Taliban umgebracht worden. Dies sei schon oft 
vorgekommen. Diese Informationen habe er von YouTube sowie von anderen Afghanen, die in Österreich leben. 
Es gebe keine ständige Sicherheit in Afghanistan, es würden dort auch Bomben explodieren. Erst vor kurzem sei 
eine Bombe vor einem Gericht in Afghanistan explodiert. Das wisse er aus den Nachrichten. Im Fall seiner 
Rückkehr habe er als schiitischer Hazara Angst vor den Taliban. Auf die Frage, warum seine Angehörigen 
weiter im Iran leben könnten, antwortete er, seine Mutter sei schon alt, mit ihr habe man nichts zu tun. Straffällig 
sei der BF im Herkunftsstaat nicht geworden. 
 

3. Mit Stellungnahme vom XXXX brachte der BF im Wege nach Darstellung des Sachverhalts im Wesentlichen 
unter Wiedergabe verschiedener Berichte vor, dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan verschlechtert habe. 
Die Provinz Uruzgan sei stark von Talibanangriffen betroffen und zähle zu den volatilen Provinzen. Zur 
Gruppenverfolgung der schiitischen Hazara wurde ausgeführt, dass das Länderinformationsblatt diesbezüglich 
keine Informationen enthalte. Unter Verweis auf Entscheidungen des UBAS wurde darauf hingewiesen, dass die 
Verfolgung von Hazara unter der Taliban-Herrschaft als Gruppenverfolgung eingestuft worden sei und kein 
Anlass bestehe, diese Einschätzung zu ändern. Untermauert wurde dieses Vorbringen durch verschiedene 
Berichte betreffend Vorfälle, bei denen Hazara getötet worden seien. Bereits vor dem Hintergrund dieser 
Berichte gelte das Gutachten von XXXX als widerlegt. Es sei offenbar die subjektive Meinung des 
Sachverständigen, dass Hazara nicht stärker als andere ethnische bzw. religiöse Bevölkerungsgruppen 
Afghanistans von den Umtrieben der Taliban betroffen wären. Allerdings sei es äußerst unlogisch, dass Taliban 
auf die gesamte afghanische Bevölkerung losgehen würden, zumal sie sich selbst zu einem Gutteil aus der 
sunnitisch-paschtunischen Bevölkerungsgruppe rekrutieren würden und somit kein Grund bestünde, eigene 
Glaubensbrüder, die noch dazu demselben traditionellen Ehrenkodex Pashtunwali unterliegen, ohne Anlass zu 
verfolgen. Tatsächlich würden die Taliban auch in kollektiver Weise gegen die afghanische Regierung und deren 
Verbündete, weiters gegen Personen, die sich aus ihrer Sicht unislamisch verhielten sowie gegen konkurrierende 
Aufständische, wie den islamischen Staat, vorgehen. Da die Schiiten einer abweichenden Glaubenslehre 
anhängen, würden sie sich auch gegen diese wenden. Dies gelte auch für Hazara, die zusätzlich zum schiitischen 
Glauben eine eng mit dem schiitischen Iran und mit dem Widerstand gegen das frühere Taliban-Regime 
verwobene Historie aufweisen. Hazarajat sei lange Zeit quasi die von Teheran aus unterstützte Hochburg des 
Widerstands gegen die Taliban gewesen, wie sich dies aus einem Erkenntnis des BVwG vom XXXX , ergebe. 
Letztlich sei es egal, ob hinter der Verfolgung primär religiöse Ablehnung oder aber eine im paschtunischen 
Ehrenkodex begründete Blutrache (im weiteren Sinn - kollektive Rache an Hazara für die von der Hezb-e 
Wahdat im Bürgerkrieg getöteten Taliban), oder aber schlicht eine auf der jahrhundertelangen Diskriminierung 
der Hazara aufbauende und während der jüngeren Kriegsvergangenheit vertieften Feindschaft stehe. Auch der 
allsommerliche Konflikt zwischen paschtunischen Kutschi-Nomaden und Hazara-Grundeigentümern beruhe auf 
der Einräumung von Weiderechten an letztere durch Emir Abdur Rahman Khan als Dank für die Unterstützung 
bei den Schiiten Pogromen des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Dieser Konflikt habe sich durch die 
Solidarisierugn und Infiltration der Kutschis durch Taliban zuletzt noch extrem verschärft. 
 

Gerade Rasulys Einschätzung, dass Hazara in der afghanischen Verwaltung im Verhältnis zu anderen 
Bevölkerungsgruppen sogar überrepräsentiert seien, deute auf einen zusätzlichen, aus Sicht der Taliban 
bestehenden Verfolgungsgrund hin - eben den der Kollaboration mit der Regierung und ausländischen 
Besatzern. In den Medienberichten, welche von Rasuly in dem zu XXXX erstatteten Gutachten erwähnt werden, 
werde von der Bevölkerungsstruktur im betroffenen Gebiet ein Rückschluss auf die ethnische Zugehörigkeit der 
Anschlagsopfer gezogen. Dies könne jedoch nicht ohne weiteres als Beleg für die Absenz einer 
Gruppenverfolgung von Hazara verstanden werden, zumal nicht gesagt werden kann, inwieweit die Opfer der 
jeweiligen Bevölkerungsstruktur tatsächlich entsprochen haben oder ob es weitere Gründe für den Anschlag 
gegeben habe. Gerade in Kabul sei es bei Bombenanschlägen vor allem zu Hazara-Opfern gekommen. Dieser 
Umstand resultiere jedoch keineswegs in der Bevölkerungsstruktur Kabuls. Auch das Australian Refugee 
Tribunal sei bereits im Mai 2015 zu dem Schluss gelangt, dass eine Gruppenverfolgung schiitischer Hazara 
bestehe. Die durch politische Partizipation bewirkte wirtschaftliche Verbesserung mancher Hazara-Kreise sei 
auch keineswegs auf alle Hazara verallgemeinerbar, insbesondere bestünden diesbezüglich in der Hauptstadt 
Kabul beträchtliche Klassenunterschiede, mit der Folge, dass es selbst für Hazara mit Berufserfahrung kaum 
möglich sei, ohne persönliche Beziehungen am Kabuler Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Aufgrund dieser 
Erwägungen sei von einer Gruppenverfolgung schiitischer Hazara durch Taliban und den Islamischen Staat 
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auszugehen. Schließlich wurde beantragt, eine gutachterliche Stellungnahme des Diplom-
Regionalwissenschaftlers und Leiter des AAN Thomas Ruttig einzuholen. In weiterer Folge wurde dargelegt, 
dass für den BF keine innerstaatliche Fluchtalternative bestehe, wobei insbesondere die Situation in Kabul 
erörtert wurde. 
 

4. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid vom XXXX , Zl. XXXX wurde der Antrag des Beschwerdeführers 
auf internationalen Schutz betreffend die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 
2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt I.) abgewiesen. Gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 
wurde ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan zuerkannt 
(Spruchpunkt II.) und gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum XXXX 
erteilt (Spruchpunkt III.). 
 

5. Am XXXX erhob der Beschwerdeführer fristgerecht Beschwerde gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheids 
wegen Mangelhaftigkeit des Verfahrens, mangelhafter Beweiswürdigung und unrichtiger rechtlicher 
Beurteilung. Begründend wurde nach Darstellung des Sachverhalts ausgeführt, dass das Bundesamt es 
unterlassen habe, sich mit dem verfahrensrelevanten Sachverhalt auseinanderzusetzen. Konkret sei nicht 
berücksichtigt worden, dass der BF vor allem als Hazara, der in Iran aufgewachsen sei, gravierenden 
Diskriminierungen ausgesetzt sei. Diesbezüglich seien keine ausreichenden Länderberichte eingeholt worden. 
Ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren sei sohin nicht durchgeführt worden. Bereits aufgrund der 
Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara sei dem BF der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen. Die 
belangte Behörde habe das Vorbringen des BF als glaubwürdig erachtet, spreche ihm jedoch die Asylrelevanz 
ab, ohne dies näher zu begründen. In der Folge wurde eine ACCORD-Anfragebeantwortung zur Lage der Hazara 
vom 24.06.2016 auszugsweise zitiert und vorgebracht, daraus ergebe sich, dass Hazara in Afghanistan 
asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt seien. In der Folge wurde moniert, das Bundesamt habe die Stellungnahme 
vom 

XXXX nicht gewürdigt. Hätte das Bundesamt das Verfahren nicht mit gravierenden Verfahrensfehlern belastet 
und das Vorbringen des BF einer richtigen rechtlichen Subsumtion unterzogen, hätte es zu dem Ergebnis 
kommen müssen, dass der BF einer GFK-relevanten Verfolgung im Herkunftsstaat ausgesetzt sei. Hinsichtlich 
der Asylrelevanz einer Gruppenverfolgung wurde auf die Entscheidung des VwGH vom 10.12.2014, Ra 
2014/18/0078, verwiesen. In der Folge wurde ausgeführt, dass der BF in Afghanistan auch aufgrund seiner 
Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der in Iran aufgewachsenen Afghanen einer Verfolgung ausgesetzt sei. Die 
Lebensrealität im Iran sei weitaus westlicher und liberaler. Als Rückkehrer der zweiten Generation sei der BF 
leicht zu erkennen. Zur Bescheinigung wurde eine ACCORD-Anfragebeantwortung vom 12.06.2015 
auszugsweise wiedergegeben. Unter anderem wird darin ausgeführt, dass Rückkehrende in zweiter Generation 
auf soziale Ablehnung in Afghanistan stoßen würden. Im Großen und Ganzen scheine es eine generelle negative 
Einstellung gegenüber Rückkehrenden zu geben, da ihnen vorgeworfen werde, ihr Land im Stich gelassen zu 
haben, dem Krieg entflohen zu sein und im Ausland ein wohlhabendes Leben geführt zu haben. Ein weiterer 
Grund sei die Konkurrenz um Ressourcen. Diskriminierung finde aus ethnischen, religiösen und politischen 
Gründen statt. Abschließend wurde festgehalten, dass es sich beim BF um einen Rückkehrer der zweiten 
Generation handle, der gravierenden Diskriminierungen in Afghanistan ausgesetzt wäre. Der afghanische Staat 
sei im Übrigen weder schutzfähig, noch schutzwillig. 
 

6. Am XXXX langte die Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht ein. 
 

7. Am XXXX langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Nachreichung zur Beschwerde ein, in welcher 
klargestellt wurde, dass ausschließlich gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheids Beschwerde erhoben 
werde. Nach Darstellung des Sachverhalts wurde unter Verweis auf die Länderberichte ausgeführt, dass sich die 
Sicherheitslage in Afghanistan verschlechtert habe. In der Folge wurde erneut zur Verfolgung des BF aufgrund 
seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara sowie der schiitischen Glaubensgemeinschaft Stellung 
bezogen. 
 

8. Mit Ladung vom XXXX wurde dem BF unter anderem das Länderinformationsblatt Afghanistan vom 
29.06.2018 mit letzter Kurzinformation vom 08.01.2019 sowie die UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018 
übermittelt. 
 

9. Am XXXX fand eine mündliche Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht unter Beiziehung einer 
Dolmetscherin für die Sprache Farsi statt. 
 

Der BF brachte folgende Dokumente (in Kopie) in Vorlage: 
 

* Bestätigung des Deutschkoordinationsteams vom XXXX (Beilage A); 
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* Kursanmeldung vom XXXX (Beilage B); 
 

* Zeugnis für Integrationsprüfung A1 (Beilage C); 
 

* Zeugnis vom XXXX (Beilage D); 
 

* Teilnahmebestätigung vom XXXX (Beilage E); 
 

* Zertifikat "Sprachpaket Deutsch und Integration" vom XXXX (Beilage F). 
 

Die Verhandlung nahm im Wesentlichen folgenden Verlauf: 
 

R befragt den Beschwerdeführer, ob dieser geistig und körperlich in der Lage ist der heutigen Verhandlung zu 
folgen bzw. ob irgendwelche Hindernisgründe vorliegen. Nun wird der Beschwerdeführer befragt, ob er gesund 
ist oder ob bei ihm (Krankheiten) und /oder Leiden vorliegen. Diese Fragen werden vom Beschwerdeführer 
dahingehend beantwortet, dass keine Hindernisgründe oder chronische Krankheiten und Leiden vorliegen. Der 
Beschwerdeführer ist in der Lage der Verhandlung in vollem Umfang zu folgen. 
 

BF: Ich bin bereit und gesund. Ich nehme auch keine Medikamente, die mich beeinträchtigen könnten. 
 

[...] 
 

R erklärt diese Aktenteile zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung und zum Inhalt der hier zu Grunde 
liegenden Niederschrift. 
 

R weist Beschwerdeführer auf die Bedeutung dieser Verhandlung hin. Der Beschwerdeführer wird aufgefordert 
nur wahrheitsgemäße Angaben zu machen und belehrt, dass unrichtige Angaben bei der Entscheidungsfindung 
im Rahmen der Beweiswürdigung zu berücksichtigen sind. Ebenso wird auf die Verpflichtung zur Mitwirkung 
einer Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes hingewiesen und dass auch mangelnde Mitwirkung bei der 
Entscheidungsfindung zu berücksichtigen ist. 
 

R: Bitte schreiben Sie Ihren Namen, Ihr Geburtsdatum und Ihren Geburtsort, also Provinz/Distrikt/Dorf, auf. 
 

BF: Ich kann nicht so richtig schreiben. Dari kann ich überhaupt nicht schreiben, Deutsch ein bisschen. Ich bin 
im Dorf XXXX (phonetisch) geboren. 
 

R: In welcher Provinz sind Sie geboren? 
 

BF: In der Provinz Uruzgan. Ich kann auf Deutsch schreiben, aber ich kann die Namen nicht auf Deutsch 
schreiben. 
 

R: In welchem Distrikt sind Sie geboren? 
 

BF: Ich weiß es nicht, ich war nicht dort. 
 

R: Haben Sie Ihre Eltern gefragt, wo Sie geboren sind? 
 

BF: Ich habe nicht nachgefragt. 
 

R: Hat es Sie interessiert woher Sie genau kommen? 
 

BF: Wir haben gearbeitet, ich habe nie nachgefragt. 
 

R: Haben Sie selbst jemals Interesse an Ihrem Herkunftsort gehabt, woher Sie genau stammen? 
 

BF: Nein. 
 

R: Mit wem haben Sie an der von Ihnen zumindest teilweise angegeben Geburtsadresse gewohnt? 
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BF: Mit meiner Familie. 
 

R: Wenn Sie sagen Familie, aus welchem Personenkreis besteht, Ihrer Auffassung nach Ihre Familie? 
 

BF: Meine Mutter, ich, ich hatte früher auch Brüder, die sind ums Leben gekommen. Ich habe auch nie 
nachgefragt wie sie geheißen haben. 
 

R: Wie viele Brüder hatten Sie? 
 

BF: Damals oder jetzt? Mein Bruder XXXX ist hier, in Österreich. 
 

R: Wo halten sich Ihre anderen Geschwister auf? 
 

BF: Ich habe keine weiteren Geschwister. 
 

R: Wissen Sie welchen Aufenthaltsstatus Ihr Bruder XXXX hat? 
 

BF: Subsidiären Schutz, er ist eben volljährig geworden. 
 

R: Mit wem haben Sie, damals in Afghanistan an Ihrer Adresse gewohnt? 
 

BF: Ich, meine Mutter und mein Vater. 
 

R: Wo haben sich Ihre Brüder aufgehalten? 
 

BF: Mein Bruder XXXX ist im Iran auf die Welt gekommen. 
 

R: Wo haben sich die anderen Brüder aufgehalten? 
 

BF: Als ich 5 Jahre alt war, sind sie ums Leben gekommen. Es hat mich auch nie interessiert, ich habe nie 
nachgefragt wie sie geheißen haben. 
 

R: Wie viele Brüder hatten Sie gehabt? 
 

BF: Zwei. 
 

R: Hat es einen bestimmten Grund, wieso Sie nie, hinsichtlich Ihrer Brüder, nachgefragt haben? 
 

BF: Meine Mutter hat mir nie etwas erzählt. Ich habe auch nie nachgefragt. 
 

R: Gab es dafür einen bestimmten Grund, dass Sie nie nachgefragt haben? 
 

BF: Ich habe sie nie gesehen. Ich kann mich daran nicht einmal erinnern. 
 

R: Haben Ihr Brüder, als Sie klein waren, noch gelebt? Oder sind sie bereits zur Zeit Ihrer Geburt ums Leben 
gekommen? 
 

BF: Vielleicht war ich 2 oder 3 Jahre alt, als sie gestorben sind. Ich kann mich daran nicht erinnern. 
 

R: Haben Sie mit Ihren Eltern darüber gesprochen, woran Ihre beiden Brüder gestorben sind? 
 

BF: Nein. Es war Krieg, es gab die Taliban. 
 

R: Hat es Sie nicht interessiert, woran Ihre beiden Brüder gestorben sind? 
 

BF: Nein, es war nicht interessant. 
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R: Haben Sie darüber gesprochen nachdem Sie Afghanistan verlassen haben und älter geworden sind? 
 

BF: Nein. 
 

R: Wie viele Geschwister hat Ihre Mutter? 
 

BF: Sie hat niemanden. Ich habe nie nachgefragt. Sie sind alle in Afghanistan ums Leben gekommen. 
 

R: Wie viele Geschwister hat Ihr Vater? 
 

BF: Das weiß ich auch nicht. 
 

R: Haben Sie jemals Ihre Eltern gefragt, wie viele Geschwister sie haben? 
 

BF: Ich habe nie nachgefragt, sie waren in Afghanistan und sie sind dort ums Leben gekommen. Ich weiß es 
nicht. 
 

R: Haben Sie mit Ihren Eltern über die Hintergründe des Ablebens Ihrer Onkel und Tanten gesprochen? 
 

BF: Nein. 
 

R: Warum haben Sie die genauen Hintergründe nicht interessiert? 
 

BF: Ich war nie in Afghanistan, ich habe sie nie gesehen. Es war für mich nicht interessant. 
 

R: Woher stammt Ihr Vater? 
 

BF: Afghanistan, Uruzgan . 
 

R: Woher stammt Ihr Vater genau? 
 

BF: Das weiß ich nicht, ich habe nie nachgefragt. 
 

R: Woher stammt Ihre Mutter? 
 

BF: Ich weiß es nicht, ich habe nie nachgefragt. Ich glaube meine Mutter kommt aus XXXX . 
 

R: Ist das ein Dorf, ein Distrikt oder eine Provinz? 
 

BF: Es ist ein Dorf. 
 

R: In welchem Distrikt? 
 

BF: Ich war nicht in Afghanistan, ich weiß es nicht. 
 

R: Wie alt waren Sie, als Sie Afghanistan verlassen haben? 
 

BF: Ich war 5 Jahre alt. 
 

R: Mit wem haben Sie Afghanistan verlassen? 
 

BF: Mit meiner Mutter und meinem Vater. 
 

R: Was hat Ihr Vater gearbeitet? 
 

BF: Im Iran? 
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R: Nein, in Afghanistan. 
 

BF: Ich habe nicht nachgefragt, ich weiß es nicht. 
 

R: Wissen Sie ob Ihr Vater einen Beruf erlernt hat? 
 

BF: Nein. In der Landwirtschaft war er. 
 

R: In welchem Jahr haben Sie Afghanistan verlassen? 
 

BF: Ich bin Analphabet. Ich war damals 5 Jahre alt, ich weiß es nicht. 
 

R: Warum haben Sie damals Afghanistan verlassen? 
 

BF: Es herrschte Krieg, die Taliban haben Hazara und Schiiten getötet. 
 

R: Warum konkret hat Ihre Familie Afghanistan verlassen? Hat es dazu einen konkreten Anlass gegeben? 
 

BF: Weil wir Hazara sind. Weil wir Schiiten sind. Sie haben Hazara und Schiiten getötet und wir sind geflüchtet. 
 

R: Wissen Sie, ob es einen konkreten Anlass Ihrer Familie gegenüber gegeben hat? 
 

BF: Ich weiß es nicht. 
 

R: Haben Sie mit Ihren Eltern darüber gesprochen? 
 

BF: Nein, ich weiß nur, dass wir Hazara sind und deswegen sind wir geflüchtet. 
 

R: Wissen Sie, ob Sie persönlich damals einer Verfolgung ausgesetzt waren? 
 

BF: Ich kann mich daran nicht erinnern. 
 

R: Wo haben Sie sich aufgehalten, nachdem Sie Afghanistan mit 5 Jahren verlassen haben, bis Sie nach 
Österreich gekommen sind? 
 

BF: Ich war im Iran und dann in Österreich. 
 

R: Wo im Iran haben Sie sich aufgehalten? 
 

BF: In der Stadt Teheran, im Stadtteil XXXX . 
 

R: Haben Sie sich jemals in Afghanistan aufgehalten? 
 

BF: Zwei Mal wurde ich aus dem Iran abgeschoben. 
 

R wiederholt die Frage 
 

BF: Nein. 
 

R: Wo wurden Sie vom Iran aus abgeschoben? 
 

BF: Nach Herat in Afghanistan. 
 

R: Wie lange haben Sie sich dort aufgehalten? 
 

BF: 7 bis 8 Tage lang. 
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R: Wann war das? 
 

BF: Im Jahr XXXX , aber ich bin Analphabet ich kann es nicht genauer sagen. 
 

R: War es das erste oder zweite Mal? 
 

BF: Das erste Mal. 
 

R: Wie viel Zeit ist zwischen der ersten und der zweiten Abschiebung vergangen? 
 

BF: Ein Jahr. 
 

R: Wohin wurden Sie beim zweiten Mal abgeschoben? 
 

BF: Auch nach Herat. 
 

R: Wo genau in Herat? 
 

BF: Das war Grenzgebiet. Ich war in XXXX . 
 

R: Wie lange haben Sie sich beim zweiten Mal in Afghanistan aufgehalten? 
 

BF: 4 oder 5 Tage lang, ich kann mich nicht erinnern. 
 

R: Wo haben Sie sich in den Zeiträumen, in denen Sie in Afghanistan gewesen sind, aufgehalten? 
 

BF: Ich war in einem Hotel. Ich habe einen Schlepper gesucht. 
 

R: Haben Sie für die Unterkunft in Afghanistan zahlen müssen? 
 

BF: Ja. 
 

R: War das teuer? 
 

BF: Es war nicht sehr teuer. Man konnte dort essen und gratis schlafen. 
 

R: Ist es in den Zeiträumen, in denen Sie sich in Afghanistan aufgehalten haben, in denen Sie vom Iran nach 
Afghanistan abgeschoben wurden, zu irgendwelchen konkreten Vorfällen 
 

Ihnen gegenüber gekommen? 
 

BF: Nein. 
 

R: Sie haben gesagt, Sie haben mit einem Schlepper Kontakt aufgenommen. Woher kannten Sie diesen 
Schlepper? 
 

BF: Ich habe ihn nicht gekannt. Es gibt viele Schlepper dort. In den Hotels sind sehr viele Schlepper unterwegs. 
 

R: Welcher Volksgruppe hat dieser Schlepper angehört? 
 

BF: Es war ein Hazara. Es gibt dort aber auch Tadschiken und Hazara, alle Nationalitäten. 
 

R: Wie viel Geld hat dieser Schlepper von Ihnen verlangt? 
 

BF: Ich kann mich daran nicht erinnern. 300.000 oder 400.000 Toman. 
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R: Woher hatten Sie so viel Geld? 
 

BF: Ich habe im Iran gearbeitet. 
 

R: Ist es Ihnen im Iran gut gegangen? 
 

BF: Es war nicht gut, aber ich habe gearbeitet und habe mein Brot verdient. 
 

R: Als was haben Sie im Iran gearbeitet? 
 

BF: Zum Beispiel auf der Baustelle und Gartenarbeiten verrichtet. 
 

R: Wie lange haben Sie im Iran gelebt? 
 

BF: 21 oder 22 Jahre. 
 

R: Wann sind Sie das zweite Mal nach Afghanistan abgeschoben worden? 
 

BF: Ein Jahr danach, XXXX . 
 

R: Wann haben Sie den Iran verlassen? 
 

BF: Richtung Europa? 
 

R: Wie oft haben Sie, abgesehen von den zwei Abschiebung nach Afghanistan, den Iran verlassen? 
 

BF: Gar nicht. Außer den zwei Abschiebungen. 
 

R: Wann haben Sie den Iran endgültig verlassen? 
 

BF: Vor ca. 3 Jahren. 
 

R: Wo leben Ihre Eltern? 
 

BF: Mein Vater ist verstorben, meine Mutter lebt im Iran. 
 

R: Lebt Ihre Mutter alleine? 
 

BF: Ja. 
 

R: Lebt Ihre Mutter in einem Haus oder in einer Wohnung? 
 

BF: Sie arbeitet in einem Garten. Sie lebt auch dort. 
 

R: Ist Ihre Mutter Gärtnerin? 
 

BF: Nein, aber sie arbeitet dort. 
 

R: Stellt ihr Arbeitgeber die Unterkunft zur Verfügung? 
 

BF: Ja. 
 

R: Haben Sie auch bereits mit Ihrer Mutter in dieser Gärtnerei gewohnt? 
 

BF: Nein. 
 

R: Was war der Anlass, dass Sie den Iran verlassen haben? 
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BF: Ich hatte keine Dokumente im Iran. Die iranischen Polizisten haben mich geschlagen und geschimpft, weil 
ich illegal dort war. 
 

R: Ist Ihre Mutter auch illegal im Iran? 
 

BF: Ja. 
 

R: Hat Ihre Mutter Probleme mit der iranischen Polizei? 
 

BF: Sie ist älter. Sie wird nicht abgeschoben. 
 

R: Haben Sie den Iran endgültig mit Hilfe eines Schleppers verlassen? 
 

BF: Ja. 
 

R: Wie viel haben Sie für den Schlepper bezahlen müssen? 
 

BF: Ich bin mit meinem Bruder ausgereist. Wir haben pro Person 8 Mio. Toman bezahlt. 
 

R: Woher hatten Sie so viel Geld? 
 

BF: Ich habe im Iran gearbeitet. Mein Bruder hat gearbeitet und meine Mutter ebenfalls. 
 

R: Was würden Sie, hypothetisch, bei einer Rückkehr nach Afghanistan befürchten? 
 

BF: Ich war über 20 Jahre im Iran. Ich habe in Afghanistan keine Familie. Sie wissen, dass in Afghanistan Krieg 
herrscht. Ich bin Hazara und Schiit. Ich werde von den Taliban und der IS festgenommen und getötet. 
 

R: Haben Sie mit den Taliban oder mit der IS Anknüpfungspunkte, die zu einer individuellen und konkreten 
Verfolgung geführt hätten? 
 

BF: Nein. 
 

R: Hatten Sie, während Sie sich in Afghanistan aufgehalten haben, konkrete Probleme? 
 

BF: Nein. 
 

BFV an BF: Kennen Sie sich bei den gesellschaftlichen religiösen Verhaltensweisen in Afghanistan aus? 
 

BF: Nein. 
 

BFV: Sprechen Sie die, in Afghanistan üblichen, Landessprachen? 
 

BF: Nein. 
 

R: Wie haben Sie mit dem Hotel und dem Schlepper in Afghanistan kommuniziert? Welche Sprache haben Sie 
da gesprochen? 
 

BF: Sie waren Hazara, das war meine Sprache. 
 

R wiederholt die Frage 
 

BF: Die haben dort alle Farsi gesprochen. Ich habe mit Ihnen Farsi gesprochen. 
 

BFV: Welche unterschiedliche Lebensweise können Sie in Österreich leben, im Vergleich zur Lebensweise in 
Afghanistan? 
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BF: Hier gibt es Freiheit. Man kann hier lernen. Wenn man hier ein Problem hat, kann man zur Regierung gehen. 
In Afghanistan geht das nicht. Hier hat man Freiheiten. Man kann hier Arbeiten. In Afghanistan gibt es das nicht. 
 

BFV: Glauben Sie, dass Sie aufgrund Ihrer Ethnie und Religion in Afghanistan ein selbstbestimmtes Leben 
führen können? 
 

BF: Nein, das geht nicht. Die Hazara sind Schiiten, weil sie Schiiten sind. Deshalb werden sie von den Taliban 
getötet. Das kann man auch auf YouTube nachsehen. In Afghanistan ist nicht sicher, ob man nach Hause kommt, 
wenn man in der Früh arbeiten geht. Kleine Kinder können nicht einmal auf die Straße gehen und spielen. Vor 
kurzem wurde ein kleines Mädchen getötet. 
 

BFV: Welche Einstellung haben Sie zu Afghanistan? 
 

BF: Ich habe dort nicht gelebt, ich kenne die afghanische Kultur nicht. Deshalb kann ich dort nicht leben. 
 

R unterbricht die Verhandlung um 10:18 Uhr. Die Verhandlung wird um 10:37 Uhr fortgesetzt. 
 

Die Zeugin XXXX wird gemäß § 36A AVG in Verbindung mit §§ 48, 49 und 50 AVG belehrt. 
 

R: Welchen Familienstand haben Sie? 
 

Z: Verheiratet. 
 

R: Haben Sie Kinder? 
 

Z: Nein. 
 

R: In welchem Verhältnis stehen Sie zu dem BF? 
 

BF: Ich kenne ihn seit XXXX aus einem Projekt. Das heißt XXXX der XXXX . 
 

R: Sind Sie mit dem BF verwandt oder verschwägert? 
 

Z: Nein. 
 

BFV: Können Sie mir etwas zur Lebenseinstellung von XXXX erzählen? 
 

Z: Wie bereits gesagt, ich kenne ihn seit XXXX und bin heute hier, weil ich sagen möchte, dass er mir stets sehr 
respektvoll gegenüber aufgetreten und ich habe es immer sehr geschätzt, dass er keinen Unterschied gemacht 
hat, ob er jetzt mit einer Frau oder einem Mann spricht. Ich finde er hat in der Zeit, in der er hier ist, die Werte 
die mir und uns wichtig sind immer so gelebt, dass ich keinen Unterschied gesehen hätte zwischen ihm und einer 
Person die z.B. hier geboren ist. 
 

R: Wie oft haben Sie den BF gesehen? 
 

Z: Im 1 oder 2 Wochen-Rhythmus. 
 

RI: Was machen Sie beruflich? 
 

Z: Ich habe bis XXXX als Kundenbetreuerin bei der Bank gearbeitet und dann habe ich mir eine Auszeit 
genommen. 
 

BFV: Glauben Sie, dass der BF aufgrund seiner Lebenseinstellung in Afghanistan zurechtkäme 
 

Z: Nachdem, was ich über Afghanistan weiß und nachdem was ich sehe, wie er hier lebt, kann ich mir nicht 
vorstellen, dass diese Lebensweise, die er hier lebt und schätzt, dass er so in Afghanistan leben kann. Ich habe 
gelesen, dass es speziell für Hazara immer schon schwierig war, weil sie eben eine Minderheit sind und dazu 
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komm auch noch, das habe ich auch gelesen, dass Rückkehrer aus Europa besonders gefährdet sind. Ich kann 
mir vorstellen, dass es bei ihm besonders zutrifft, weil er ebenso lebt wie wir hier leben, nach unseren 
Wertvorstellungen. 
 

R: Wo haben Sie das gelesen? 
 

Z: Das über die Hazara ist ein Artikel, den ich vor langer Zeit gelesen habe. 
 

BFV: Die Zeugin hat gesagt, dass sie sieht wie er hier lebt. Was sehen Sie, wie er hier lebt? 
 

Z: Ich sehe, dass er eben so lebt wie auch Österreicher leben. Wir haben z.B. noch nie eine Diskussion über ein 
religiöses Thema gehabt, weil bei uns beiden nicht wichtig ist. Das ist, denke ich, schon ein wichtiger Punkt, 
weil Religion Privatsache ist, die man vor sich herträgt. Ich sehe auch, und das finde ich ganz wichtig, dass er 
keinen Unterschied macht, wie er Frauen und Männer behandelt. 
 

BFV: Keine weiteren Fragen. 
 

BF: Ich habe keine Fragen an die Zeugin. 
 

Die Zeugin wird um 10:53 Uhr aus dem Zeugenstand entlassen. 
 

R an BFV: Wollen Sie noch eine Stellungnahme abgeben? 
 

BFV: Gemäß den eingebrachten UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 
Asylsuchender aus Afghanistan sind Personen die scheinbar "westliche Werte" angenommen haben, bzw. 
überhaupt aus dem "Westen" zurückkommende Menschen, die beschuldigt werden, "Ausländer" geworden zu 
sein, einer erheblichen Gefahr der Verfolgung durch Antiregierungsgruppen bis hin zu Folter oder Mord 
ausgesetzt. Eine solche Haltung, die in Afghanistan als "ausländisch" oder "westlich beeinflusst" 
wahrgenommen würde, spiegelt sich in den Aussagen und dem Verhalten des BF wieder, weshalb er genau 
dieser Gefahr akut ausgesetzt wäre. Des Weiteren würde seine Zugehörigkeit zur schiitischen Glaubensrichtung 
jede Skepsis extremistischer sunnitischer Antiregierungsgruppen weiter verstärken. So gehen dieselben 
Richtlinien ausdrücklich davon aus, dass Schiiten als Angehörige einer religiösen Minderheit im Einzelfall 
internationalen Schutzbedarf, aufgrund ihrer Religion, aufweisen können. Ich verweise auf das Urteil vom 
VwGH RA 2015/19/0180 vom 15.03.2016 hinsichtlich einer Kumulation von 

Verfolgungsgründen: Der BF ist seit seinem fünften Lebensjahr außerhalb Afghanistans aufgewachsen, verfügt 
über keine Familie oder sonstiges soziales Netz in Afghanistan, ist junger Erwachsener, Angehöriger der Hazara, 
hat einen iranischen Dialekt und tritt "modern" denkend, moderne Interessen, nach selbstbestimmten Leben 
trachtend, auf. Im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan wäre der BF Verfolgung aus (unterstellten) politischen 
Gründen aufgrund seiner westlichen Gesinnung und seiner Afghanistan-ablehnenden Haltung, als Angehöriger 
religiöser und ethnischer Minderheit und als Rückkehrer, ausgesetzt. Ich verweise auf einschlägige Judikatur 
BVwG vom 18.04.2017, W 255 2145523-1, W 158 2171967-1 vom 17.07.2018, W 139 2141277-1 vom 
24.07.2017, W 131 1438161-1 vom 09.01.2015, W 270 2155445-1 vom 02.07.2018 und W 138 2138692-1 vom 
20.10.2017. 
 

R an BF: Wollen Sie noch etwas sagen? 
 

BF: Nein. 
 

10. Mit Verfahrensanordnung vom XXXX wurde dem BF das Länderinformationsblatt Afghanistan vom 
13.11.2019 zur Stellungnahme binnen 14 Tagen übermittelt. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

1.1. Zur Person des BF 
 

1.1.1. Der volljährige BF ist afghanischer Staatsangehöriger und gehört der Volksgruppe der Hazara sowie der 
schiitischen Glaubensrichtung des Islams an. Er stammt aus der afghanischen Provinz Uruzgan und spricht Dari. 
Im Alter von circa fünf Jahren flüchtete er mit seiner Familie in den Iran, wo er bis zu seiner Ausreise im Jahr 
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XXXX gelebt hat. Der BF ist im afghanischen Familienverband aufgewachsen und ist sohin mit den sozialen 
und kulturellen Gepflogenheiten Afghanistans vertraut. Im Herkunftsstaat hat er keine sozialen 
Anknüpfungspunkte. 
 

Gemeinsam mit seinem Bruder XXXX flüchtete er schlepperunterstützt vom Iran nach Österreich. Am XXXX 
stellte er nach unrechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet einen Antrag auf internationalen Schutz. Mit 
Bescheid vom XXXX wurde dem BF der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt und eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung erteilt. In Österreich ist der BF unbescholten. 
 

1.1.2. Es steht nicht fest, dass der BF aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara und/oder der 
Zugehörigkeit zur schiitischen Glaubensgemeinschaft in Afghanistan der realen Gefahr einer Verfolgung 
ausgesetzt ist. Ferner besteht für ihn kein reales Risiko, dass er in Afghanistan aufgrund seines langjährigen 
Aufenthalts in Iran und/oder in Österreich verfolgt wird. 
 

Es steht nicht fest, dass der BF in Iran oder in Österreich eine Lebensführung oder eine Haltung verinnerlicht 
hat, die den sozialen und kulturellen Gepflogenheiten Afghanistans in einem solchen Ausmaß zuwiderläuft, 
sodass für ihn im Fall seiner Rückkehr das reale Risiko einer Verfolgung besteht. Ferner steht nicht fest, dass der 
BF aufgrund seiner Verhaltensweise und/oder seinem Selbstverständnis gegen die Geschlechternormen des 
Herkunftsstaates verstoßt und aus diesem Grund im Fall seiner Rückkehr der realen Gefahr einer Verfolgung 
ausgesetzt wäre. 
 

Es kann sohin insgesamt nicht festgestellt werden, dass der BF aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität 
oder der Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe oder zu einer sozialen Gruppe von staatlicher Seite oder von 
privaten Dritten verfolgt wird. 
 

1.2. Zur allgemeinen politischen und menschenrechtlichen Situation in Afghanistan werden folgende 
Feststellungen getroffen: 
 

1.2.1. Auszüge aus dem Länderinformationsblatt Afghanistan vom 13.11.2019: 
 

1.2.1.1. Politische Lage 
 

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.04.2019). Auf einer 
Fläche von ca. 632.000 Quadratkilometern (CIA 24.05.2019) leben ca. 32 Millionen Menschen (CSO 2019). 
 

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen (BFA 7.2016; vgl. Casolino 2011), die vorsieht, dass 
kein Gesetz gegen die Grundsätze und Bestimmungen des Islam verstoßen darf und alle Bürgerinnen und Bürger 
Afghanistans, Mann wie Frau, gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA 3.2014; vgl. Casolino 
2011, MPI 27.01.2004). 
 

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Präsident der Republik direkt vom 
Volk gewählt wird und sein Mandat fünf Jahre beträgt (Casolino 2011). Implizit schreibt die Verfassung dem 
Präsidenten auch die Führung der Exekutive zu (AAN 13.02.2015), und die Provinzvorsteher, sowie andere 
wichtige Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Präsidenten ernannt und sind diesem rechenschaftspflichtig. 
Viele werden aufgrund persönlicher Beziehungen ausgewählt (EC 18.05.2019). 
 

In Folge der Präsidentschaftswahlen 2014 wurde am 29.09.2014 Mohammad Ashraf Ghani als Nachfolger von 
Hamid Karzai in das Präsidentenamt eingeführt. Gleichzeitig trat sein Gegenkandidat Abdullah Abdullah das 
Amt des Regierungsvorsitzenden (CEO) an - eine per Präsidialdekret eingeführte Position, die Ähnlichkeiten mit 
der Position eines Premierministers aufweist. Ghani und Abdullah stehen an der Spitze einer Regierung der 
nationalen Einheit (National Unity Government, NUG), auf deren Bildung sich beide Seiten in Folge der 
Präsidentschaftswahlen verständigten (AA 15.04.2019; vgl. AM 2015, DW 30.9.2014). Bei der Präsidentenwahl 
2014 gab es Vorwürfe von Wahlbetrug in großem Stil (RFE/RL 29.05.2019). Die ursprünglich für den 
20.04.2019 vorgesehene Präsidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die Wahlbehörden auf eine 
landesweite Wahl so kurz nach der Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet waren. Der Oberste 
Gerichtshof Afghanistans konnte die Herausforderungen für die Wahlkommission nachvollziehen und 
verlängerte die Amtszeit von Präsident Ashraf Ghani bis zu der auf den 28.09.2019 verschobenen 
Präsidentschaftswahl (DZ 21.4.2019). 
 

Parlament und Parlamentswahlen 
 



 Bundesverwaltungsgericht 18.12.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 14 von 59 

Die afghanische Nationalversammlung ist die höchste legislative Institution des Landes und agiert im Namen des 
gesamten afghanischen Volkes (Casolino 2011). Sie besteht aus zwei Kammern: dem Unterhaus oder 
Volksvertretung (Wolesi Jirga) mit 250 Abgeordneten (für fünf Jahre gewählt), sowie dem Oberhaus oder 
Ältestenrat (Meschrano Jirga) mit 102 Abgeordneten (AA 15.04.2019). 
 

Das Oberhaus setzt sich laut Verfassung zu je einem Drittel aus Vertretern der Provinz- und Distrikträte 
zusammen. Das letzte Drittel der Senatoren wird durch den Präsidenten bestimmt (AA 15.04.2019). Die Hälfte 
der vom Präsidenten entsandten Senatoren müssen Frauen sein. Weiters vergibt der Präsident zwei Sitze für die 
nomadischen Kutschi und zwei weitere an behinderte Personen. Auch ist de facto ein Sitz für einen Vertreter der 
Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft reserviert (USDOS 13.03.2019). 
 

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevölkerungszahl auf die 34 Provinzen. 
Verfassungsgemäß sind für Frauen 68 Sitze, für die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und für Vertreter der 
Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft ein Sitz reserviert (AAN 22.01.2017; vgl. USDOS 13.03.2019, Casolino 2011). 
 

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Ob das neue Parlament, das sich nach den Wahlen vom Oktober 2018 
erst mit erheblicher Verzögerung im April 2019 konstituierte, eine andere Rolle einnehmen kann, muss sich 
zunächst noch erweisen. Zwar beweisen die Abgeordneten mit kritischen Anhörungen und Abänderungen von 
Gesetzentwürfen in teils wichtigen Punkten, dass das Parlament grundsätzlich funktionsfähig ist, doch nutzt das 
Parlament auch seine verfassungsmäßigen Rechte, um die Arbeit der Regierung destruktiv zu behindern, 
Personalvorschläge der Regierung z.T. über längere Zeiträume zu blockieren und sich Zugeständnisse wohl auch 
durch finanzielle Zuwendungen an einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Insbesondere das Unterhaus hat 
sich dadurch sowohl die Regierung der Nationalen Einheit als auch die Zivilgesellschaft zum Gegner gemacht. 
Generell leidet die Legislative unter einem kaum entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaft der 
Parlamentarier gegenüber ihren Wählern (AA 02.09.2019). 
 

Die Präsidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemäß Verfassung alle fünf Jahre statt (USIP 
11.2013). Mit dreijähriger Verzögerung fanden zuletzt am 20. und 21.10.2018 - mit Ausnahme der Provinz 
Ghazni - Parlamentswahlen statt (AA 15.04.2019; vgl. USDOS 13.03.2019). Die letzten Präsidentschaftswahlen 
fanden am 28.09.2019 statt; ein vorläufiges Ergebnis wird laut der unabhängigen Wahlkommission (IEC) für den 
14.11.2019 erwartet (RFE/RL 20.10.2019). 
 

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 
8,8 Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. In der Provinz Kandahar musste die Stimmabgabe wegen eines 
Attentats auf den Provinzpolizeichef um eine Woche verschoben werden, und in der Provinz Ghazni wurde die 
Wahl wegen politischer Proteste, welche die Wählerregistrierung beeinträchtigten, nicht durchgeführt (s.o.). Die 
Wahl war durch Unregelmäßigkeiten geprägt, darunter Betrug bei der Wählerregistrierung und Stimmabgabe, 
Einschüchterung der Wähler, und einige Wahllokale mussten wegen Bedrohungen durch örtliche Machthaber 
schließen. Die Taliban und andere Gruppierungen behinderten die Stimmabgabe durch Drohungen und 
Belästigungen. Durch Wahl bezogene Gewalt kamen 56 Personen ums Leben, und 379 wurden verletzt. 
Mindestens zehn Kandidaten kamen im Vorfeld der Wahl bei Angriffen ums Leben, wobei die jeweiligen 
Motive der Angreifer unklar waren (USDOS 13.03.2019). 
 

Wegen Vorwürfen des Betruges und des Missmanagements erklärte Anfang Dezember 2018 die afghanische 
Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen für ungültig (RFE/RL 
06.12.2018). Die beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zählung der 
abgegebenen Stimmen (TN 12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schließlich am 14.05.2019, 
fast sieben Monate nach dem Wahltag, veröffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Präsident Ghani die Wahl 
als "Katastrophe" und die beiden Wahlkommissionen als "ineffizient" (AAN 17.05.2019). 
 

Politische Parteien 
 

Die afghanische Verfassung erlaubt die Gründung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im 
Widerspruch zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 29.05.2018). Um den Parteien einen allgemeinen und 
nationalen Charakter zu verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen 
Organisationen, der aufgrund von ethnischer, sprachlicher (Casolino 2011; vgl. MPI 27.01.2004) oder 
konfessioneller Zugehörigkeit erfolgt (Casolino 2011; vgl. MPI 27.01.2004, USDOS 29.05.2018). Auch darf 
keine rechtmäßig zustande gekommene Partei oder Organisation ohne rechtliche Begründung und ohne 
richterlichen Beschluss aufgelöst werden (MPI 27.01.2004). 
 

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit über 70 registrierten Parteien eine starke 
Zersplitterung auf (AA 02.09.2019). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System 
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Afghanistans noch nicht etablieren können (DOA 17.03.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen 
mehr als Machtvehikel ihrer Führungsfiguren denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 
02.09.2019; vgl. AAN 06.05.2018, DOA 17.03.2019). Ethnische Zugehörigkeit, persönliche Beziehungen und 
ad hoc geformte Koalitionen spielen traditionell eine größere Rolle als politische Organisationen (AA 
02.09.2019). 
 

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien können keine Kandidatenlisten erstellen, es sind 
keine Sitze für die Parteien reserviert, und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu gründen. 
Der Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abläufe bestimmt, sondern wird eher wie ein partimoniales 
Erbgut gesehen, das von einer Generation an die nächste, vom Vater zum Sohn, übergeben wird. Die Menschen 
vertrauen den Parteien nicht, und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen Parteien beizutreten (DOA 
17.03.2019). 
 

Die Hezb-e Islami wird von Gulbuddin Hekmatyar, einem ehemaligen Warlord, der zahlreicher 
Kriegsverbrechen beschuldigt wird, geleitet. Im Jahr 2016 kam es zu einem Friedensschluss, und Präsident 
Ghani sicherte den Mitgliedern der Hezb-e Islami Immunität zu. Hekmatyar kehrte 2016 aus dem Exil nach 
Afghanistan zurück und kündigte im Jänner 2019 seine Kandidatur für die Präsidentschaftswahlen 2019 an 
(CNA 19.01.2019). 
 

Im Februar 2018 hat Präsident Ghani in einem Plan für Friedensgespräche mit den Taliban diesen die 
Anerkennung als politische Partei in Aussicht gestellt (DP 16.06.2018). Bedingung dafür ist, dass die Taliban 
Afghanistans Verfassung und einen Waffenstillstand akzeptieren (NZZ 27.01.2019). Die Taliban reagierten nicht 
offiziell auf den Vorschlag (DP 16.06.2018; s. folgender Abschnitt, Anm.). 
 

Friedens- und Versöhnungsprozess 
 

Hochrangige Vertreter der Taliban sprachen zwischen Juli 2018 (DZ 12.08.2019) - bis zum plötzlichen Abbruch 
durch den US-amerikanischen Präsidenten im September 2019 (DZ 08.09.2019) - mit US-Unterhändlern über 
eine politische Lösung des nun schon fast 18 Jahre währenden Konflikts. Dabei ging es vor allem um 
Truppenabzüge und Garantien der Taliban, dass Afghanistan nicht zu einem sicheren Hafen für Terroristen wird. 
Die Gespräche sollen zudem in offizielle Friedensgespräche zwischen der Regierung in Kabul und den Taliban 
münden. Die Taliban hatten es bisher abgelehnt, mit der afghanischen Regierung zu sprechen, die sie als 
"Marionette" des Westens betrachten - auch ein Waffenstillstand war Thema (DZ 12.08.2019; vgl. NZZ 
12.08.2019; DZ 08.09.2019). 
 

Präsident Ghani hatte die Taliban mehrmals aufgefordert, direkt mit seiner Regierung zu verhandeln, und zeigte 
sich über den Ausschluss der afghanischen Regierung von den Friedensgesprächen besorgt (NYT 28.01.2019; 
vgl. DP 28.01.2019, MS 28.01.2019). Bereits im Februar 2018 hatte Präsident Ghani die Taliban als 
gleichberechtigte Partner zu Friedensgesprächen eingeladen und ihnen eine Amnestie angeboten (CR 2018). Ein 
für Mitte April 2019 in Katar geplantes Dialogtreffen, bei dem die afghanische Regierung erstmals an den 
Friedensgesprächen mit den Taliban beteiligt gewesen wäre, kam nicht zustande (HE 16.05.2019). Im Februar 
und Mai 2019 fanden in Moskau Gespräche zwischen Taliban und bekannten afghanischen 
Oppositionspolitikern, darunter der ehemalige Staatspräsident Hamid Karzai und mehrere Warlords, statt 
(Qantara 12.02.2019; vgl. TN 31.05.2019). Die afghanische Regierung war weder an den beiden 
Friedensgesprächen in Doha, noch an dem Treffen in Moskau beteiligt (Qantara 12.02.2019; vgl. NYT 
07.03.2019), was Unbehagen unter einigen Regierungsvertretern auslöste und die diplomatischen Beziehungen 
zwischen den beiden Regierungen beeinträchtigte (REU 18.03.2019; vgl. WP 18.03.2019). 
 

Vom 29.04.2019 bis 03.05.2019 tagte in Kabul die "große Ratsversammlung" (Loya Jirga). Dabei 
verabschiedeten deren Mitglieder eine Resolution mit dem Ziel, einen Friedensschluss mit den Taliban zu 
erreichen und den innerafghanischen Dialog zu fördern. Auch bot Präsident Ghani den Taliban einen 
Waffenstillstand während des Ramadan von 06.05.2019 bis 04.06.2019 an, betonte aber dennoch, dass dieser 
nicht einseitig sein würde. Des Weiteren sollten 175 gefangene Talibankämpfer freigelassen werden (BAMF 
06.05.2019). Die Taliban nahmen an dieser von der Regierung einberufenen Friedensveranstaltung nicht teil (HE 
16.05.2019). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
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(2019-20), 
http://cso.gov.af/Content/files/%D8%B1%DB%8C%D8%A7%D8%B3%D8%AA%20%D8%AF%DB
%8C%D9%85%D9%88%DA%AF%D8%B1%D8%A7%D9%81%DB%8C/population/%D8%A8%D8



 Bundesverwaltungsgericht 18.12.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 17 von 59 

%B1%20%D8%A2%D9%88%D8%B1%D8%AF%20%D9%86%D9%81%D9%88%D8%B3%20%D9
%86%D9%87%D8%A7%DB%8C%DB%8C%20%20%D8%B3%D8%A7%D9%84%2098.pdf, Zugriff 
7.6.2019 

 

 - DOA - Daily Outlook Afghanistan (17.3.2019): Challenges of Political Parties in Afghanistan, 
http://www.outlookafghanistan.net/topics.php?post_id=23136, Zugriff 11.6.2019 

 

 - DP - Presse, die (28.1.2019): Afghanistan vor dramatischer Wende, 
https://diepresse.com/home/ausland/aussenpolitik/5570225/Afghanistan-vor-dramatischer-Wende, 
Zugriff 18.6.2019 

 

 - DP - Presse, die (16.6.2018): Afghanistan verlängert Waffenstillstand mit den Taliban, 
https://diepresse.com/home/ausland/aussenpolitik/5448194/Afghanistan-verlaengert-Waffenstillstand-
mit-den-Taliban, Zugriff 12.6.2019 

 

 - DW - Deutsche Welle (30.9.2014): Understanding Afghanistan's Chief Executive Officer, 

http://www.dw.com/en/understanding-afghanistans-chief-executive-officer/a-17965187, Zugriff 7.6.2019 
 

 - DZ - Die Zeit (8.9.2019): Donald Trump bricht Friedensgespräche mit den Taliban ab, 

https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-09/afghanistan-taliban-donald-trump-friedensgespraeche-ausgesetzt, 
Zugriff 10.9.2019 
 

 - DZ - Die Zeit (23.8.2019): USA-Taliban-Gespräche in Katar wieder aufgenommen, 

https://www.zeit.de/news/2019-08/23/usa-taliban-gespraeche-in-katar-wieder-aufgenommen, Zugriff 23.8.2019 
 

 - DZ - Die Zeit (21.4.2019): 

https://www.zeit.de/news/2019-08/23/usa-taliban-gespraeche-in-katar-wieder-aufgenommen, Zugriff 23.8.2019 
 

 - EC - Economist, the (18.5.2019): Why Afghanistan's government is losing the war with the Taliban, 
https://www.economist.com/asia/2019/05/18/why-afghanistans-government-is-losing-the-war-with-the-
taliban, Zugriff 19.6.2019 

 

 - FA - Frankfurter Allgemeine (23.8.2019): USA-Taliban-Gespräche in Katar wieder aufgenommen, 

https://www.faz.net/agenturmeldungen/dpa/usa-taliban-gespraeche-in-katar-wieder-aufgenommen-
16347359.html, Zugriff 23.8.2019 
 

 - HE - Heise (16.5.2019): Afghanistan: Wie viel Macht hat der Präsident?, 

https://www.heise.de/tp/features/Afghanistan-Wie-viel-Macht-hat-der-Praesident-4422023.html, Zugriff 
18.6.2019 
 

 - MS - Messaggero, il (28.1.2019): Afghanistan, fonti Difesa: "Entro un anno via truppe italiane". 
Moavero: "Apprendo ora". Lega: 

"Nessuna decisione", 

https://www.ilfattoquotidiano.it/2019/01/28/afghanistan-entro-un-anno-ritiro-del-contingente-italiano-moavero-
lo-apprendo-ora-trenta-non-ne-ha-parlato-con-me/4930395/, Zugriff 18.6.2019 
 

 - MPI - Max Planck Institut (27.1.2004): Die Verfassung der Islamischen Republik Afghanistan, 
http://www.mpipriv.de/files/pdf4/verfassung_2004_deutsch_mpil_webseite.pdf, Zugriff 7.6.2019 

 

 - NYT - The New York Times (7.3.2019): U.S. Peace Talks With Taliban Trip Over a Big Question: 
What Is Terrorism?, https://www.nytimes.com/2019/03/07/world/asia/taliban-peace-talks-
afghanistan.html, Zugriff 18.6.2019 

 

 - NYT - The New York Times (28.1.2019): U.S. and Taliban Agree in Principle to Peace Framework, 
Envoy Says, https://www.nytimes.com/2019/01/28/world/asia/taliban-peace-deal-afghanistan.html, 
Zugriff 18.6.2019 

 

 - NZZ - Neue Zürcher Zeitung (12.8.2019): USA und Taliban beenden ihre Gesprächsrunde in Doha, 

https://www.nzz.ch/international/usa-und-taliban-beendigen-ihre-gespraechsrunde-in-doha-ld.1501247, Zugriff 
23.8.2019 
 



 Bundesverwaltungsgericht 18.12.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 18 von 59 

 - NZZ - Neue Zürcher Zeitung (27.1.2019): Amerika und die Taliban kommen sich näher, 

https://www.nzz.ch/international/amerika-und-die-taliban-kommen-sich-naeher-ld.1454965, Zugriff 12.6.2019 
 

 - REU - Reuters (18.3.2019): U.S. freezes out top Afghan official in peace talks feud: sources, 
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1.2.1.2. Sicherheitslage 
 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 03.09.2019), nachdem im Frühjahr 
sowohl die Taliban als auch die afghanische Regierung neue Offensiven verlautbart hatten (USDOD 6.2019). 
Traditionell markiert die Ankündigung der jährlichen Frühjahrsoffensive der Taliban den Beginn der 
sogenannten Kampfsaison - was eher als symbolisch gewertet werden kann, da die Taliban und die 
Regierungskräfte in den vergangenen Jahren auch im Winter gegeneinander kämpften (AJ 12.04.2019). Die 
Frühjahrsoffensive des Jahres 2019 trägt den Namen al-Fath (UNGASC 14.06.2019; vgl. AJ 12.04.2019; NYT 
12.04.2019) und wurde von den Taliban trotz der Friedensgespräche angekündigt (AJ 12.04.2019; vgl. NYT 
12.04.2019). Landesweit am meisten von diesem aktiven Konflikt betroffen waren die Provinzen Helmand, 
Farah und Ghazni (UNGASC 14.06.2019). Offensiven der afghanischen Spezialeinheiten der Sicherheitskräfte 
gegen die Taliban wurden seit Dezember 2018 verstärkt - dies hatte zum Ziel, die Bewegungsfreiheit der Taliban 
zu stören, Schlüsselgebiete zu verteidigen und damit eine produktive Teilnahme der Taliban an den 
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Friedensgesprächen zu erzwingen (SIGAR 30.07.2019). Seit Juli 2018 liefen auf hochrangiger politischer Ebene 
Bestrebungen, den Konflikt zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban politisch zu lösen (TS 
22.01.2019). Berichten zufolge standen die Verhandlungen mit den Taliban kurz vor dem Abschluss, als Anfang 
September der US-amerikanische Präsident ein geplantes Treffen mit den Islamisten - als Reaktion auf einen 
Anschlag - absagte (DZ 08.09.2019). Während sich die derzeitige militärische Situation in Afghanistan nach wie 
vor in einer Sackgasse befindet, stabilisierte die Einführung zusätzlicher Berater und Wegbereiter im Jahr 2018 
die Situation und verlangsamte die Dynamik des Vormarsches der Taliban (USDOD 12.2018). 
 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul, die wichtigsten Bevölkerungszentren und 
Transitrouten sowie Provinzhauptstädte und die meisten Distriktzentren (USDOD 6.2019). Die afghanischen 
Kräfte sichern die Städte und andere Stützpunkte der Regierung; die Taliban verstärken groß angelegte Angriffe, 
wodurch eine Vielzahl afghanischer Kräfte in Verteidigungsmissionen eingebunden ist, Engpässe entstehen und 
dadurch manchmal auch Kräfte fehlen können, um Territorium zu halten (SIGAR 30.04.2019; vgl. NYT 
19.07.2019). Kämpfe waren auch weiterhin auf konstant hohem Niveau. Die Ausnahme waren islamische 
Festtage, an denen, wie bereits in der Vergangenheit auch schon, das Kampfniveau deutlich zurückging, als 
sowohl regierungsfreundliche Kräfte, aber auch regierungsfeindliche Elemente ihre offensiven Operationen 
reduzierten. Im Gegensatz dazu hielt das Kampftempo während des gesamten Fastenmonats Ramadan an, da 
regierungsfeindliche Elemente mehrere Selbstmordattentate ausführten und sowohl regierungsfreundliche 
Truppen, als auch regierungsfeindliche Elemente, bekundeten, ihre operative Dynamik aufrechtzuerhalten 
(UNGASC 03.09.2019). Die Taliban verlautbarten, eine asymmetrische Strategie zu verfolgen: die 
Aufständischen führen weiterhin Überfälle auf Kontrollpunkte und Distriktzentren aus und bedrohen 
Bevölkerungszentren (UNGASC 07.12.2018). Angriffe haben sich zwischen November 2018 und Jänner 2019 
um 19% im Vergleich zum Vorberichtszeitraum (16.08. - 31.10.2018) verstärkt. Insbesondere in den 
Wintermonaten wurde in Afghanistan eine erhöhte Unsicherheit wahrgenommen. (SIGAR 30.04.2019). Seit dem 
Jahr 2002 ist die Wintersaison besonders stark umkämpft. Trotzdem bemühten sich die ANDSF und 
Koalitionskräfte, die Anzahl ziviler Opfer zu reduzieren, und konzentrierten sich auf Verteidigungsoperationen 
gegen die Taliban und den ISKP. Diese Operationen verursachten bei den Aufständischen schwere Verluste und 
hinderten sie daran, ihr Ziel zu erreichen (USDOD 6.2019). Der ISKP ist auch weiterhin widerstandsfähig: 
Afghanische und internationale Streitkräfte führten mit einem hohen Tempo Operationen gegen die Hochburgen 
des ISKP in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch, was zu einer gewissen Verschlechterung der 
Führungsstrukturen der ISKP führt. Dennoch konkurriert die Gruppierung auch weiterhin mit den Taliban in der 
östlichen Region und hat eine operative Kapazität in der Stadt Kabul behalten (UNGASC 03.09.2019). 
 

So erzielen weder die afghanischen Sicherheitskräfte noch regierungsfeindliche Elemente signifikante territoriale 
Gewinne. Das aktivste Konfliktgebiet ist die Provinz Kandahar, gefolgt von den Provinzen Helmand und 
Nangarhar. Wenngleich es keine signifikanten Bedrohungen der staatlichen Kontrolle über Provinzhauptstädte 
gibt, wurde in der Nähe der Provinzhauptstädte Farah, Kunduz und Ghazni über ein hohes Maß an Taliban-
Aktivität berichtet (UNGASC 03.09.2019). In mehreren Regionen wurden von den Taliban vorübergehend 
strategische Posten entlang der Hauptstraßen eingenommen, sodass sie den Verkehr zwischen den Provinzen 
erfolgreich einschränken konnten (UNGASC 07.12.2018). So kam es beispielsweise in strategisch liegenden 
Provinzen entlang des Highway 1 (Ring Road) zu temporären Einschränkungen durch die Taliban (UNGASC 
07.12.2018; vgl. ARN 23.06.2019). Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte stellen erhebliche 
Mittel für die Verbesserung der Sicherheit auf den Hauptstraßen bereit - insbesondere in den Provinzen Ghazni, 
Zabul, Balkh und Jawzjan (UNGASC 03.09.2019). 
 

Für das gesamte Jahr 2018 registrierten die Vereinten Nationen (UN) in Afghanistan insgesamt 22.478 
sicherheitsrelevante Vorfälle. Gegenüber 2017 ist das ein Rückgang von 5%, wobei die Anzahl der 
sicherheitsrelevanten Vorfälle im Jahr 2017 mit insgesamt 23.744 ihren bisherigen Höhepunkt erreicht hatte 
(UNGASC 28.02.2019). 
 

[...] 
 

Für den Berichtszeitraum 10.05. - 08.08.2019 registriert die Vereinten Nationen (UN) insgesamt 5.856 
sicherheitsrelevante Vorfälle - eine Zunahme von 1% gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 63% aller 
sicherheitsrelevanten Vorfälle, die höchste Anzahl, wurde im Berichtszeitraum in den südlichen, östlichen und 
südöstlichen Regionen registriert (UNGASC 03.09.2019). Für den Berichtszeitraum 08.02 - 09.05.2019 
registrierte die UN insgesamt 5249 sicherheitsrelevante Vorfälle - ein Rückgang von 7% gegenüber dem 
Vorjahreswert; wo auch die Anzahl ziviler Opfer signifikant zurückgegangen ist (UNGASC 14.06.2019). 
 

Für den Berichtszeitraum 10.05 - 08.08.2019 sind 56% (3.294) aller sicherheitsrelevanten Vorfälle bewaffnete 
Zusammenstöße gewesen; ein Rückgang um 7% im Vergleich zum Vorjahreswert. Sicherheitsrelevante Vorfälle, 
bei denen improvisierte Sprengkörper verwendet wurden, verzeichneten eine Zunahme von 17%. Bei den 
Selbstmordattentaten konnte ein Rückgang von 44% verzeichnet werden. Die afghanischen Sicherheitskräfte 
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führen gemeinsam mit internationalen Kräften weiterhin eine hohe Anzahl von Luftangriffen durch: 506 
Angriffe wurden im Berichtszeitraum verzeichnet - 57% mehr als im Vergleichszeitraum des Jahres 2018 
(UNGASC 03.09.2019). 
 

Im Gegensatz dazu registrierte die Nichtregierungsorganisation INSO (International NGO Safety Organisation) 
für das Jahr 2018 landesweit 

29.493 sicherheitsrelevante Vorfälle, welche auf NGOs Einfluss hatten. In den ersten acht Monaten des Jahres 
2019 waren es 18.438 Vorfälle. Zu den gemeldeten Ereignissen zählten beispielsweise geringfügige kriminelle 
Überfälle und Drohungen ebenso wie bewaffnete Angriffe und Bombenanschläge (INSO o.D.). 
 

[...] 
 

Jänner bis Oktober 2018 nahm die Kontrolle oder der Einfluss der afghanischen Regierung von 56% auf 54% der 
Distrikte ab, die Kontrolle bzw. Einfluss der Aufständischen auf Distrikte sank in diesem Zeitraum von 15% auf 
12%. Der Anteil der umstrittenen Distrikte stieg von 29% auf 34%. Der Prozentsatz der Bevölkerung, welche in 
Distrikten unter afghanischer Regierungskontrolle oder -einfluss lebte, ging mit Stand Oktober 2018 auf 63,5% 
zurück. 8,5 Millionen Menschen (25,6% der Bevölkerung) leben mit Stand Oktober 2018 in umkämpften 
Gebieten, ein Anstieg um fast zwei Prozentpunkte gegenüber dem gleichen Zeitpunkt im Jahr 2017. Die 
Provinzen mit der höchsten Anzahl an von den Aufständischen kontrollierten Distrikten waren Kunduz, Uruzgan 
und Helmand (SIGAR 30.01.2019). 
 

Ein auf Afghanistan spezialisierter Militäranalyst berichtete im Januar 2019, dass rund 39% der afghanischen 
Distrikte unter der Kontrolle der afghanischen Regierung standen und 37% von den Taliban kontrolliert wurden. 
Diese Gebiete waren relativ ruhig, Zusammenstöße wurden gelegentlich gemeldet. Rund 20% der Distrikte 
waren stark umkämpft. Der Islamische Staat (IS) kontrollierte rund 4% der Distrikte (MA 14.01.2019). 
 

Die Kontrolle über Distrikte, Bevölkerung und Territorium befindet sich derzeit in einer Pattsituation (SIGAR 
30.04.2019). Die Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfälle Ende 2018 bis Ende Juni 2019, insbesondere in der 
Provinz Helmand, sind als verstärkte Bemühungen der Sicherheitskräfte zu sehen, wichtige Taliban-Hochburgen 
und deren Führung zu erreichen, um in weiterer Folge eine Teilnahme der Taliban an den Friedensgesprächen zu 
erzwingen (SIGAR 30.07.2019). Intensivierte Kampfhandlungen zwischen ANDSF und Taliban werden von 
beiden Konfliktparteien als Druckmittel am Verhandlungstisch in Doha erachtet (SIGAR 30.04.2019; vgl. NYT 
19.07.2019). 
 

Zivile Opfer 
 

Die Vereinten Nationen dokumentierten für den Berichtszeitraum 01.01. - 30.09.2019 8.239 zivile Opfer (2.563 
Tote, 5.676 Verletzte) - dieser Wert ähnelt dem Vorjahreswert 2018. Regierungsfeindliche Elemente waren auch 
weiterhin Hauptursache für zivile Opfer; 41% der Opfer waren Frauen und Kinder. Wenngleich die Vereinten 
Nationen für das erste Halbjahr 2019 die niedrigste Anzahl ziviler Opfer registrierten, so waren Juli, August und 
September - im Gegensatz zu 2019 - von einem hohen Gewaltniveau betroffen. Zivilisten, die in den Provinzen 
Kabul, Nangarhar, Helmand, Ghazni, und Faryab wohnten, waren am stärksten vom Konflikt betroffen (in dieser 
Reihenfolge) (UNAMA 17.10.2019). 
 

Für das gesamte Jahr 2018 wurde von mindestens 9.214 zivilen Opfern (2.845 Tote, 6.369 Verletzte) (SIGAR 
30.04.2019) berichtet, bzw. dokumentierte die UNAMA insgesamt 10.993 zivile Opfer (3.804 Tote und 7.189 
Verletzte). Den Aufzeichnungen der UNAMA zufolge entspricht das einem Anstieg bei der Gesamtanzahl an 
zivilen Opfern um 5% bzw. 11% bei zivilen Todesfällen gegenüber dem Jahr 2017 und markierte einen 
Höchststand seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 2009. Die meisten zivilen Opfer wurden im Jahr 2018 in 
den Provinzen Kabul, Nangarhar, Helmand, Ghazni und Faryab verzeichnet, wobei die beiden Provinzen mit der 
höchsten zivilen Opferanzahl - Kabul (1.866) und Nangarhar (1.815) - 2018 mehr als doppelt so viele Opfer zu 
verzeichnen hatten wie die drittplatzierte Provinz Helmand (880 zivile Opfer) (UNAMA 24.02.2019; vgl. 
SIGAR 30.04.2019). Im Jahr 2018 stieg die Anzahl an dokumentierten zivilen Opfern aufgrund von Handlungen 
der regierungsfreundlichen Kräfte um 24% gegenüber 2017. Der Anstieg ziviler Opfer durch Handlungen 
regierungsfreundlicher Kräfte im Jahr 2018 wird auf verstärkte Luftangriffe, Suchoperationen der ANDSF und 
regierungsfreundlicher bewaffneter Gruppierungen zurückgeführt (UNAMA 24.02.2019). 
 

[...] 
 

High-Profile Angriffe (HPAs) 
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Sowohl im gesamten Jahr 2018 (USDOD 12.2018), als auch in den ersten fünf Monaten 2019 führten 
Aufständische, Taliban und andere militante Gruppierungen insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin 
Anschläge auf hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der 
afghanischen Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen 
(USDOD 6.2019; vgl. USDOD 12.2018). Diese Angriffe sind stetig zurückgegangen (USDOD 6.2019). 
Zwischen 01.06.2018 und 30.11.2018 fanden 59 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 73) (USDOD 12.2018), 
zwischen 01.12.2018 und 15.05.2019 waren es 6 HPAs (Vorjahreswert: 17) (USDOD 6.2019). 
 

Anschläge gegen Gläubige und Kultstätten, religiöse Minderheiten 
 

Die Zahl der Angriffe auf Gläubige, religiöse Exponenten und Kultstätten war 2018 auf einem ähnlich hohen 
Niveau wie 2017: bei 22 Angriffen durch regierungsfeindliche Kräfte, meist des ISKP, wurden 453 zivile Opfer 
registriert (156 Tote, 297 Verletzte), ein Großteil verursacht durch Selbstmordanschläge (136 Tote, 266 
Verletzte) (UNAMA 24.02.2019). 
 

Für das Jahr 2018 wurden insgesamt 19 Vorfälle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten dokumentiert, 
bei denen es insgesamt zu 747 zivilen Opfern kam (223 Tote, 524 Verletzte). Dies ist eine Zunahme von 34% 
verglichen mit dem Jahr 2017. Während die Mehrheit konfessionell motivierter Angriffe gegen Schiiten im Jahr 
2017 auf Kultstätten verübt wurden, gab es im Jahr 2018 nur zwei derartige Angriffe. Die meisten Anschläge auf 
Schiiten fanden im Jahr 2018 in anderen zivilen Lebensräumen statt, einschließlich in mehrheitlich von Schiiten 
oder Hazara bewohnten Gegenden. Gezielte Attentate und Selbstmordangriffe auf religiöse Führer und Gläubige 
führten zu 35 zivilen Opfern (15 Tote, 20 Verletzte) (UNAMA 24.02.2019). 
 

Angriffe im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen im Oktober 2018 
 

Die afghanische Regierung bemühte sich, Wahllokale zu sichern, was mehr als 4 Millionen afghanischen 
Bürgern ermöglichte zu wählen (UNAMA 11.2018). Und auch die Vorkehrungen der ANDSF zur Sicherung der 
Wahllokale ermöglichten eine Wahl, die weniger gewalttätig war als jede andere Wahl der letzten zehn Jahre 
(USDOS 12.2018). Die Taliban hatten im Vorfeld öffentlich verkündet, die für Oktober 2018 geplanten 
Parlamentswahlen stören zu wollen. Ähnlich wie bei der Präsidentschaftswahl 2014 warnten sie Bürger davor, 
sich für die Wahl zu registrieren, verhängten "Geldbußen" und/oder beschlagnahmten Tazkiras und bedrohten 
Personen, die an der Durchführung der Wahl beteiligt waren (UNAMA 11.2018; vgl. USDOS 13.03.2019). Von 
Beginn der Wählerregistrierung (14.04.2018) bis Ende des Jahres 2018 wurden 1.007 Opfer (226 Tote, 781 
Verletzte) sowie 310 Entführungen aufgrund der Wahl verzeichnet (UNAMA 24.02.2019). Am Wahltag 
(20.10.2018) verifizierte UNAMA 388 zivile Opfer (52 Tote und 336 Verletzte) durch Wahl bedingte Gewalt. 
Die höchste Anzahl an zivilen Opfern an einem Wahltag seit Beginn der Aufzeichnungen durch UNAMA im 
Jahr 2009 (UNAMA 11.2018). 
 

Regierungsfeindliche Gruppierungen 
 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion 
zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-
Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of 
Uzbekistan (USDOD 6.2019; vgl. CRS 12.02.2019) und stellt nicht nur für die beiden Länder eine 
Sicherheitsherausforderung dar, sondern eine Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und Stabilität 
(USDOD 6.2019): 
 

Taliban 
 

Die USA sprechen seit rund einem Jahr mit hochrangigen Vertretern der Taliban über eine politische Lösung des 
langjährigen Afghanistan-Konflikts. Dabei geht es vor allem um Truppenabzüge und Garantien der Taliban, dass 
Afghanistan kein sicherer Hafen für Terroristen wird. Beide Seiten hatten sich jüngst optimistisch gezeigt, bald 
zu einer Einigung zu kommen (FAZ 21.08.2019). Während dieser Verhandlungen haben die Taliban 
Forderungen eines Waffenstillstandes abgewiesen und täglich Operationen ausgeführt, die hauptsächlich die 
afghanischen Sicherheitskräfte zum Ziel haben. (TG 30.07.2019). Zwischen 01.12.2018 und 31.05.2019 haben 
die Talibanaufständischen mehr Angriffe ausgeführt als in der Vergangenheit üblich, trotzdem war die 
Gesamtzahl effektiver feindlicher Angriffe stark rückläufig. Diese Angriffe hatten hauptsächlich militärische 
Außenposten und Kontrollpunkte sowie andere schlecht verteidigte ANDSF-Posten zu Ziel. Das wird als 
Versuch gewertet, in den Friedensverhandlungen ein Druckmittel zu haben (USDOD 6.2019). 
 

Der derzeitige Taliban-Führer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.08.2019; vgl. FA 03.01.2018) 
- Stellvertreter sind Mullah Mohammad Yaqub - Sohn des ehemaligen Taliban-Führers Mullah Omar - und 
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Serajuddin Haqqani (CTC 1.2018; vgl. TN 26.05.2016) - Sohn des Führers des Haqqani-Netzwerkes (TN 
13.01.2017). Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.). Die 
Regierungsstruktur und das militärische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban, 
definiert (AAN 04.07.2011), welche zuletzt 2010 veröffentlicht wurde (AAN 06.12.2018). 
 

Ein Bericht über die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kämpfer in zwei Kategorien: 
professionelle Vollzeitkämpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kämpfer vor Ort, die 
gegenüber einem lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.06.2017). 
Die Gesamtstärke der Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf über 200.000 geschätzt, darunter 
angeblich 150.000 Kämpfer (rund 60.000 Vollzeitkämpfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen 
Milizen). Der Experte schätzte jedoch, dass die Zahl der Vollzeitkämpfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv 
sind, selten 40.000 übersteigt (LI 23.08.2017). Im Jänner 2018 schätzte ein Beamter des US-
Verteidigungsministeriums die Gesamtstärke der Taliban in Afghanistan auf 60.000 (NBC 30.01.2018). Laut 
dem oben genannten Experten werden die Kämpfe hauptsächlich von den Vollzeitkämpfern der mobilen 
Einheiten ausgetragen (LI 23.08.2017; vgl. AAN 03.01.2017; AAN 17.03.2017). 
 

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon öffentlich zur Schau 
gestellt. Das Khalid bin Walid-Camp soll zwölf Ableger in acht Provinzen betreiben (Helmand, Kandahar, 
Ghazni, Ghor, Saripul, Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militärtrainer und Gelehrte sind dort tätig, und 
es soll möglich sein, in diesem Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.08.2019). 
 

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken, 
Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschließlich Schiiten) gibt (LI 23.08.2017). In 
einigen nördlichen Gebieten sollen die Taliban bereits überwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der 
lokalen Bevölkerung rekrutieren (LI 23.08.2017). 
 

Haqqani-Netzwerk 
 

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen 
Taliban und Verbündeter von al-Qaida (CRS 12.02.2019). Benannt nach dessen Begründer, Jalaluddin Haqqani 
(AAN 01.07.2010; vgl. USDOS 19.09.2018; vgl. CRS 12.02.2019), einem führenden Mitglied des 
antisowjetischen Jihad (1979-1989) und einer wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im 
September 2018 verlautbart. Der derzeitige Leiter ist dessen Sohn Serajuddin Haqqani, der seit 2015 als 
stellvertretender Leiter galt (CTC 1.2018). 
 

Als gefährlichster Arm der Taliban hat das Haqqani-Netzwerk seit Jahren Angriffe in den städtischen Bereichen 
ausgeführt (NYT 20.08.2019) und wird für einige der tödlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich 
gemacht (CRS 12.02.2019). 
 

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) 
 

Erste Berichte über den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf 
den Sommer 2014 zurück (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 05.03.2015). Zu den Kommandanten gehörten zunächst 
oft unzufriedene afghanische und pakistanische Taliban (AAN 01.08.2017; vgl. LW 04.12.2017). Schätzungen 
zur Stärke des ISKP variieren zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.09.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kämpfern 
(UNSC 13.06.2019). Nach US-Angaben vom Frühjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der 
Islamische Staat vom zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien 
geflohenen Kämpfern profitieren (BAMF 03.06.2019; vgl. VOA 21.05.2019). 
 

Berichten zufolge besteht der ISKP in Pakistan hauptsächlich aus ehemaligen Teherik-e Taliban Mitgliedern, die 
vor der pakistanischen Armee und ihrer militärischen Operationen in der FATA geflohen sind (CRS 12.02.2019; 
vgl. CTC 12.2018). Dem Islamischen Staat ist es gelungen, seine organisatorischen Kapazitäten sowohl in 
Afghanistan als auch in Pakistan dadurch zu stärken, dass er Partnerschaften mit regionalen militanten Gruppen 
einging. Seit 2014 haben sich dem Islamischen Staat mehrere Gruppen in Afghanistan angeschlossen, z.B. 
Teherik-e Taliban Pakistan (TTP)-Fraktionen oder das Islamic Movement of Uzbekistan (IMU), während andere 
ohne formelle Zugehörigkeitserklärung mit IS-Gruppierungen zusammengearbeitet haben, z.B. die Jundullah-
Fraktion von TTP oder Lashkar-e Islam (CTC 12.2018). 
 

Der islamische Staat hat eine Präsenz im Osten des Landes, insbesondere in der Provinz Nangarhar, die an 
Pakistan angrenzt (CRS 12.02.2019 ;vgl. CTC 12.2018). In dieser sind vor allem bestimmte südliche Distrikte 
von Nangarhar betroffen (AAN 27.09.2016; vgl. REU 23.11.2017; AAN 23.09.2017; AAN 19.02.2019), wo sie 
mit den Taliban um die Kontrolle kämpfen (RFE/RL 30.10.2017; vgl. AAN 19.02.2019). Im Jahr 2018 erlitt der 
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ISKP militärische Rückschläge sowie Gebietsverluste und einen weiteren Abgang von 
Führungspersönlichkeiten. Einerseits konnten die Regierungskräfte die Kontrolle über ehemalige IS-Gebiete 
erlangen, andererseits schwächten auch die Taliban die Kontrolle des ISKP in Gebieten in Nangarhar (UNSC 
13.06.2019; vgl. CSR 12.02.2019). Aufgrund der militärischen Niederlagen war der ISKP dazu gezwungen, die 
Anzahl seiner Angriffe zu reduzieren. Die Gruppierung versuchte, die Provinzen Paktia und Logar im Südosten 
einzunehmen, war aber schlussendlich erfolglos (UNSC 31.07.2019). Im Norden Afghanistans versuchten sie 
ebenfalls Fuß zu fassen. Im August 2018 erfuhr diese Gruppierung Niederlagen, wenngleich sie dennoch als 
Bedrohung in dieser Region wahrgenommen wird (CSR 12.02.2019). Berichte über die Präsenz des ISKP 
könnten jedoch übertrieben sein, da Warnungen vor dem Islamischen Staat laut einem Afghanistan-Experten 
"ein nützliches Fundraising-Tool" sind: so kann die afghanische Regierung dafür sorgen, dass Afghanistan im 
Bewusstsein des Westens bleibt und die Auslandshilfe nicht völlig versiegt (NAT 12.01.2017). Die Präsenz des 
ISKP konzentrierte sich auf die Provinzen Kunar und Nangarhar. Außerhalb von Ostafghanistan ist es dem ISKP 
nicht möglich, eine organisierte oder offene Präsenz aufrechtzuerhalten (UNSC 13.06.2019). 
 

Neben komplexen Angriffen auf Regierungsziele verübte der ISKP zahlreiche groß angelegte Anschläge gegen 
Zivilisten, insbesondere auf die schiitische-Minderheit (CSR 12.02.2019; vgl. UNAMA 24.02.2019; AAN 
24.02.2019; CTC 12.2018; UNGASC 07.12.2018; UNAMA 10.2018). Im Jahr 2018 war der ISKP für ein 
Fünftel aller zivilen Opfer verantwortlich, obwohl er über eine kleinere Kampftruppe als die Taliban verfügt 
(AAN 24.02.2019). Die Zahl der zivilen Opfer durch ISKP-Handlungen hat sich dabei 2018 gegenüber 2017 
mehr als verdoppelt (UNAMA 24.02.2019), nahm im ersten Halbjahr 2019 allerdings wieder ab (UNAMA 
30.07.2019). 
 

Der ISKP verurteilt die Taliban als "Abtrünnige", die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen 
(CSR 12.02.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kämpfen die Taliban 
seit Jahren gegen den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 
19.08.2019; vgl. AP 19.08.2019). Während die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und 
afghanische und internationale Sicherheitskräfte beschränken (AP 19.08.2019), zielt der ISKP darauf ab, 
konfessionelle Gewalt in Afghanistan zu fördern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.08.2019). 
 

Al-Qaida und ihr verbundene Gruppierungen 
 

Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstätte für ihre Führung, basierend auf 
langjährigen und engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder öffentlich die 
Bedeutung ihres Bündnisses betont (UNSC 15.01.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-Qaida in 
den letzten Jahren stärker geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschätzt, wobei sich die 
meisten in den Provinzen Badakhshan, Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-Kadettenführer sind 
oftmals in den Provinzen Helmand und Kandahar aktiv (UNSC 13.06.2019). 
 

Al-Qaida will die Präsenz in der Provinz Badakhshan stärken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der 
Grenze zu Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Präsenz 
auszubauen. Des Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und 
ihrer Familienmitglieder (UNSC 13.06.2019). 
 

Im Rahmen der Friedensgespräche mit US-Vertretern haben die Taliban angeblich im Jänner 2019 zugestimmt, 
internationale Terrorgruppen wie Al-Qaida aus Afghanistan zu verbannen (TEL 24.01.2019). 
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1.2.1.3. Urzugan 
 

Die Provinz Uruzgan liegt im zentralen Teil Afghanistans und ist auch unter dem Namen Rozgan oder Uruzganis 
bekannt (PAJ o.D.au). Uruzgan grenzt an die Provinzen Daikundi im Norden, Ghazni im Osten, Zabul und 
Kandahar im Süden und Helmand im Westen (UNOCHA 4.2014u; vgl. PAJ o.D.bu). Uruzgan ist in die 
folgenden Distrikte unterteilt: 

Chora (auch Chinarto), Dehraoud, Gizab, Khas Urozgan, Shahidhassas und der Provinzhauptstadt 
Tirinkot/Tarinkot (CSO 2019; vgl. IEC 2018u; UNOCHA 4.2014u; PAJ o.D.bu). Der Distrikt Gizab wurde um 
2014 von der Provinz Daikundi an die Provinz Uruzgan abgegeben (UNODC/MCN 11.2018; vgl. PAJ 6.5.2018; 
CSO 2019; IEC 2018u), wobei der Distrikt Pato 2018 vom Distrikt Gizab abgetrennt und der Provinz Daikundi 
zugeteilt wurde (PAJ 6.5.2018; vgl. CSO 2019; Map_Sync 2.4.2019; Map_Sync 19.3.2019; IEC 2018d). 
Chinarto und Surab sind zwei neue Distrikte der Provinz; ihr Status ist noch nicht offiziell (PAJ o. D.b; vgl. CSO 
2019). 
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Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schätzte die Bevölkerung von Uruzgan für den Zeitraum 
2019-20 auf 428.466 Personen (CSO 2019). Sie besteht hauptsächlich aus Paschtunen sowie Hazara (REU 
3.11.2018; PAJ o.D.au) und Kuchi-Nomaden (PAJ o.D.au). 
 

Die Autobahn Kandahar-Uruzgan führt durch die Distrikte Chora und Tirinkot (UNOCHA 4.2014; vgl. MoPW 
16.10.2015). Auf der Autobahn kommt es manchmal zu Kontrollpunkten durch die Taliban (TN 28.2.2018; vgl. 
PAJ 14.11.2018; PAJ 25.4.2018). Militärische Operationen werden durchgeführt, um die Kandahar-Uruzgan-
Autobahn von den Taliban-Aufständischen zu räumen (KP 7.2.2019; vgl. PAJ 10.2.2019; KP 24.4.2019; PAJ 
1.6.2019). 
 

Der Flughafen Tirinkot wird Stand Juni 2019 aus Kabul von Kam Air mit Linienflügen für Passagiere 
angeflogen (Kam Air 26.6.2019; vgl. F24 26.6.2019). 
 

Laut UNODC Opium Survey 2018 ist die Schlafmohnanbaufläche in der Provinz Uruzgan im Jahr 2018 
gegenüber dem Vorjahr um 13% zurückgegangen. Uruzgan ist aber weiterhin die Provinz mit der drittgrößten 
Anbaufläche des Landes. Die Distrikte mit der größten Anbaufläche für Schlafmohn waren Tirinkot, Dehraoud 
und Shahidhassas (UNODC/MCN 11.2018). 
 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 
 

Uruzgan ist die Heimat von Paschtunen und Hazara (REU 3.11.2018). Immer wieder kommt es zu Konflikten 
zwischen den beiden Ethnien (AAN 29.11.2018; vgl. REU 3.11.2018). In einigen Distrikten der Provinz, wie 
Khas Urozgan, leben Hazara in selbstverwalteten Enklaven im Rahmen lokaler Vereinbarungen mit den Taliban, 
die bisher für Stabilität sorgten (AAN 29.11.2018). 
 

Die Präsenz der Taliban in Uruzgan ist groß (PN 21.2.2019; vgl. SIGAR 30.1.2019). Aufständische der Taliban 
sind in manchen unruhigen Distrikten der Provinz aktiv und führen oftmals terroristische Aktivitäten aus (KP 
18.6.2019). Die Provinz Uruzgan wird heftig von Aufständischen heimgesucht. Speziell die Provinzhauptstadt 
Tirinkot hat seit der Verlautbarung der Frühjahrsoffensive der Taliban im Jahr 2019 einen Anstieg an 
Aufständischenaktivitäten registriert (KP 24.4.2019). 
 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Uruzgan in der Verantwortung 
des 205. ANA-Korps (USDOD 6.2019; vgl. KP 24.4.2019), das der Führung der US-Streitkräfte und der NATO-
Mission Train Advise Assist Command-South (TAAC-S) untersteht (USDOD 6.2019). 
 

[...] 
 

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 173 zivile Opfer (46 Tote und 127 Verletzte) in der Provinz Uruzgan. 
Dies entspricht einem Rückgang von 70% gegenüber 2017. Die Hauptursachen für die Opfer waren 
Bodenkämpfe, gefolgt von IEDs und Luftangriffen. 126 der zivilen Opfer wurden 2018 durch Bodenkämpfe 
verursacht, was einem Rückgang von 62% gegenüber 2017 entspricht (UNAMA 24.2.2019). 
 

Im Juni 2019 wurde berichtet, dass sich die Sicherheitslage in manchen Distrikten in den vorangegangenen 
Monaten verschlechtert hätte (KP 18.6.2019). Um die Sicherheitslage in der Provinz zu verbessern, wurde eine 
regionale Streitkraft nach Uruzgan entsandt (PAJ 28.1.2019). In der Provinz kam es regelmäßig zu 
Sicherheitsoperationen, bei denen auch Luftangriffe durchgeführt (KP 18.6.2019; KP 8.5.2019; KP 24.4.2019; 
TN 12.12.2018; TN 4.8.2018; A3M 25.6.2019; TEL 13.3.2019), Aufständische getötet (z.B. KP 5.8.2019; KP 
29.7.2019; KP 24.7.2019; FRP 4.6.2019; XI 13.5.2019; KP 8.5.2019; KP 24,4,2019; PN 21.2.2019) und 
Gefangene der Taliban befreit wurden (ARN 26.5.2019). 
 

Bewaffnete Zusammenstöße zwischen Aufständischen und Sicherheitskräften finden statt (z.B. PAJ 29.6.2019; 
NYTM 2.11.2018; AAN 28.11.2018; vgl. AAN 29.11.2018; REU 3.11.2018). Die Taliban dehnten 2018 ihre 
Tätigkeit auf Gebiete aus, die bis dahin verschont geblieben waren - beispielsweise der Distrikt Khas Uruzgan - 
und entfachten intensive Kämpfe zwischen den Milizen des Kommandanten Schujai und den Taliban (AAN 
28.11.2018; vgl. AAN 29.11.2018; REU 3.11.2018). 
 

[...] 
 

Quellen: 
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 - A3M Mobile Personal Protection GmbH (25.6.2019): Zahlreiche Tote bei mehreren Luftschlägen im 
Süden des Landes - Afghanistan, https://www.global-monitoring.com/de/blog/zahlreiche-tote-bei-
mehreren-luftschl%C3%A4gen-im-s%C3%Bcden-des-landes-afghanistan, Zugriff 12.7.2019 

 

 - AAN - Afghanistan Analysts Network (29.11.2018): Taleban Attacks on Khas Uruzgan, Jaghori and 
Malestan (II): A new and violent push into Hazara areas, 

https://www.afghanistan-analysts.org/taleban-attacks-on-khas-uruzgan-jaghori-and-malestan-ii-a-new-and-
violent-push-into-hazara-areas/, Zugriff 26.6.2019 
 

 - AAN - Afghanistan Analysts Network (28.11.2018): Taleban Attacks on Khas Uruzgan, Jaghori and 
Malestan (I): A new and violent push into Hazara areas, 

https://www.afghanistan-analysts.org/taleban-attacks-on-khas-uruzgan-jaghori-and-malestan-i-a-new-and-
violent-push-into-hazara-areas/, Zugriff 26.6.2019 
 

 - ACLED - Armed Conflict Location and Event Data (5.10.2019): ACLED Data 
http://www.acleddata.com/data/, Zugriff 9.10.2019 

 

 - ACLED - Armed Conflict Location and Event Data (12.7.2019): ACLED Data 
http://www.acleddata.com/data/, Zugriff 12.7.2019 

 

 - ARN - Arab News (26.5.2019): UN says Taliban captives in Afghanistan subjected to abuse, 
https://www.arabnews.com/node/1502211/world, Zugriff 29.8.2019 

 

 - CSO - Central Statistics Office (6.2018): Final Population 1397, 
http://cso.gov.af/Content/files/%D8%B1%DB%8C%D8%A7%D8%B3%D8%AA%20%D8%AF%DB
%8C%D9%85%D9%88%DA%AF%D8%B1%D8%A7%D9%81%DB%8C/population/Final%20Popula
tion%201397.pdf, Zugriff 25.6.2019 

 

 - F24 - Flightradar24 (26.6.2019): TII/OATN Tarinkot Airport Afghanistan - Departures, 

https://www.flightradar24.com/data/airports/tii/departures, Zugriff 26.6.2019 
 

 - FRP - Frontier Post, The (4.6.2019): 17 Taliban killed in Uruzgan and Zabul provinces, 

https://thefrontierpost.com/17-taliban-killed-in-uruzgan-and-zabul-provinces/, Zugriff 29.8.2019 
 

 - GIM - Globalincidentmap (o.D.): Globalincidentmap displaying Terrorist Acts, Suspicious Activity, and 
General Terrorism News, www.globalincidentmap.com, Zugriff 9.10.2019 

 

 - IEC - Independent Election Commission (2018): 2018 Wolesi Jirga Elections - Results by Polling 
Stations: Province Uruzgan, 2018, http://www.iec.org.af/results/en/home/preliminaryresult_by_pc/25, 
Zugriff 28.6.2019 

 

 - Kam Air (26.6.2019): Flight Selection: Kabul - Tarin Kowt, https://www.kamair.com/, Zugriff 
26.6.2019 

 

 - KP - Khaama Press (5.8.2019): Afghan forces kill 7 Taliban militants in Uruzgan: 205th Atal Corps, 
https://www.khaama.com/afghan-forces-kill-7-taliban-militants-in-uruzgan-205th-atal-corps-03558/, 
Zugriff 29.8.2019 

 

 - KP - Khaama Press (29.7.2019): Key Taliban compound stormed in Uruzgan province: Special Ops 
Corps, https://www.khaama.com/key-taliban-compound-stormed-in-uruzgan-province-special-ops-
corps-03481/, Zugriff 29.8.2019 

 

 - KP - Khaama Press (24.7.2019): Taliban militants suffer heavy casualties in Special Forces raid in 
Uruzgan, https://www.khaama.com/taliban-militants-suffer-heavy-casualties-in-special-forces-raid-in-
uruzgan-03425/, Zugriff 29.8.2019 

 

 - KP - Khaama Press (18.6.2019): Airstrikes kill 14 Taliban militants in Uruzgan province, 

https://www.khaama.com/airstrikes-kill-14-taliban-militants-in-uruzgan-province-03659/, Zugriff 9.8.2019 
 

 - KP - Khaama Press (8.5.2019): Taliban tunnel systems destroyed in Uruzgan operation, 

https://www.khaama.com/taliban-tunnel-systems-destroyed-in-uruzgan-operation-03922/, Zugriff 29.8.2019 
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 - KP - Khaama Press (24.4.2019): 79 Taliban militants Killed in Uruzgan province in the last week, 
https://www.khaama.com/79-taliban-militants-killed-in-uruzgan-province-in-the-last-week-03792/, 
Zugriff 13.8.2019 

 

 - KP - Khaama Press (7.2.2019): Militants suffer heavy casualties in ANDSF operations in Kandahar and 
Zabul, https://www.khaama.com/militants-suffer-heavy-casualties-in-andsf-operations-in-kandahar-and-
zabul-03256/, Zugriff 26.6.2019 

 

 - Map_Sync (2.4.2019): Provinces_AGCHO_2018, 
https://www.arcgis.com/home/item.html?id=1d47f5fc93c64f04b79216d291c8436f, Zugriff 26.6.2019 

 

 - Map_Sync (19.3.2019): DIST421_CSO2018_AGCHO2012, 
https://www.arcgis.com/home/webmap/viewer.html?useExisting=1&layers=6222b82549dd47cd8de397
551c1acb53&layerId=0, Zugriff 26.6.2019 

 

 - MoPW - Ministry of Public Works (16.10.2015): Application of Road Numbering System - National 
Highways, 
https://web.archive.org/web/20171226091440/http://mopw.gov.af/Content/files/Road_Numbering_Syste
m%20v1_0(1).pdf, Zugriff 26.6.2019 

 

 - NYTM - New York Times Magazine, The (2.11.2018): Afghan War Casualty Report: Oct. 26-Nov. 01, 
https://www.nytimes.com/2018/11/02/magazine/afghan-war-casualty-report.html, Zugriff 29.8.2019 

 

 - PAJ - Pajhwok Afghan News (29.6.2019): 2 policemen, 10 Taliban rebels killed in Zabul , Urozgan 
clashes, https://www.pajhwok.com/en/2019/06/29/2-policemen-10-taliban-rebels-killed-zabul-urozgan-
clashes, Zugriff 29.8.2019 

 

 - PAJ - Pajhwok Afghan News (1.6.2019): Residents in trouble as Taliban close Chnartu road, 

https://www.pajhwok.com/en/2019/06/01/residents-trouble-taliban-close-chnartu-road, Zugriff 29.8.2019 
 

 - PAJ - Pajhwok Afghan News (10.2.2019): Security forces finally reopen Kandahar-Uruzgan highway, 
https://www.pajhwok.com/en/2019/02/10/security-forces-finally-reopen-kandahar-uruzgan-highway, 
Zugriff 29.8.2019 

 

 - PAJ - Pajhwok (28.1.2019): Newly-raised regional army deployed in Uruzgan, 

https://www.pajhwok.com/en/2019/01/28/newly-raised-regional-army-deployed-uruzgan, Zugriff 9.8.2019 
 

 - PAJ - Pajhwok (14.11.2018): Dilapidated Kandahar road gives passengers bumpy ride, 

https://www.pajhwok.com/en/2018/11/14/dilapidated-kandahar-road-gives-passengers-bumpy-ride, Zugriff 
26.6.2019 
 

 - PAJ - Pajhwok (6.5.2018): Daikundi: 80pc of Pato residents without Tazkira, 

https://www.pajhwok.com/en/2018/05/06/daikundi-80pc-pato-residents-without-tazkira, Zugriff 26.6.2019 
 

 - PAJ - Pajhwok (25.4.2018): Lecturer among 5 passengers killed on Uruzgan-Kandahar highway, 

https://www.pajhwok.com/en/2018/04/25/lecturer-among-5-passengers-killed-uruzgan-kandahar-highway, 
Zugriff 26.6.2019 
 

 - PAJ - Pajhwok (o.D.au): Brief introduction of Uruzgan province, 
http://elections.pajhwok.com/en/content/brief-introduction-uruzgan-province, Zugriff 26.6.2019 

 

 - PAJ - Pajhwok (o.D.bu): Uruzgan administrative units, 
http://elections.pajhwok.com/en/content/uruzgan-administrative-units, Zugriff 26.6.2019 

 

 - PN - Pasbanan (21.2.2019): Five armed Taliban killed in Uruzgan province, 

https://pasbanan.com/en/five-armed-taliban-killed-in-uruzgan-province/, Zugriff 29.8.2019 
 

 - REU - Reuters (3.11.2018): Afghan Shi'ite militia battles Taliban, raising sectarian fears, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistan-security/afghan-shiite-militia-battles-taliban-raising-sectarian-
fears-idUSKCN1N80FC?fbclid=IwAR1mC-
NcvaJU_GOYiTW8QTS42XxlkOLIfav3wT_VycGi7p6xVzdDZxsRLJ8, Zugriff 26.6.2019 
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 - SIGAR - Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction (30.1.2019): Quarterly Report to the 
United States Congress, https://www.sigar.mil/pdf/quarterlyreports/2019-01-30qr.pdf, Zugriff 25.6.2019 

 

 - TEL - Telegraph, The (13.3.2019): US friendly fire strike kills five Afghan troops and destroys base, 
https://www.telegraph.co.uk/news/2019/03/13/us-friendly-fire-strike-kills-five-afghan-troops-destroys-
base/, Zugriff 12.7.2019 

 

 - TN - Tolonews (12.12.2018): Eight Taliban Killed In Uruzgan Airstrike, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/eight-taliban-killed-uruzgan-airstrike, Zugriff 26.6.2019 
 

 - TN - Tolonews (4.8.2018): 11 Taliban Fighters Killed In Uruzgan Airstrike, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/11-taliban-fighters-killed-uruzgan-airstrike, Zugriff 26.6.2019 
 

 - TN - Tolonews (28.2.2018): Tolonews, Taliban Abducts 19 Bus Passengers and Police On Uruzgan 
Highway, 
https://www.tolonews.com/index.php/afghanistan/%D8%B7%D8%A7%D9%84%D8%A8%D8%A7%
D9%86-%DB%B1%DB%B9%D9%85%D8%B3%D8%A7%D9%81%D8%B1-%D8%B1%D8%A7-
%D8%A7%D8%B2-%D8%B4%D8%A7%D9%87%D8%B1%D8%A7%D9%87-
%DA%A9%D9%86%D8%AF%D9%87%D8%A7%D8%B1-
%D8%A7%D8%B1%D8%B2%DA%AF%D8%A7%D9%86-
%D8%B1%D8%A8%D9%88%D8%AF%D9%86%D8%AF, Zugriff 26.6.2019 

 

 - UNAMA - United Nations Assistance Mission in Afghanistan (24.2.2019): Afghanistan - Protection of 
Civilians in Armed Conflict Annual Report 2018, 

https://unama.unmissions.org/sites/default/files/afghanistan_protection_of_civilians_annual_report_2018_final_
24_feb_2019_v3.pdf, Zugriff 25.6.2019 
 

 - UNOCHA - United Nations Office on Coordination of Humanitarian Affairs (18.8.2019): Summary of 
conflict induced displacements (1 Jan to 04 Aug 2019), 

https://data.humdata.org/dataset/241e9899-bd51-400b-83e3-7563f1539e59/resource/2fd20780-8a54-4549-93ec-
e5615c582042/download/afghanistan_conflict_displacements_2019.xlsx, Zugriff 3.9.2019 
 

 - UNOCHA - United Nations Office on Coordination of Humanitarian Affairs (28.1.2019): Summary of 
conflict induced displacements (1 Jan to 31 Dec 2018), 

https://data.humdata.org/dataset/8a6ea378-1813-4c3c-9d4c-b9d1adcefa8d/resource/0cfe97fb-7288-47cd-aa08-
94450a437176/download/afghanistan_conflict_displacements_2018.xlsx, Zugriff 3.9.2019 
 

 - UNOCHA - United Nations Office on Coordination of Humanitarian Affairs (4.2014u): Afghanistan: 
Uruzgan Province - Distrikt Atlas, 
https://www.humanitarianresponse.info/sites/www.humanitarianresponse.info/files/Uruzgan.pdf, Zugriff 
26.6.2019 

 

 - UNODC/MCN - United Nations Office on Drugs and Crime / Ministry of Counter Narcotics of the 
Islamic Republic of Afghanistan (11.2018): 

Afghanistan Opium Survey 2018 - Cultivation and Production, https://www.unodc.org/documents/crop-
monitoring/Afghanistan/Afghanistan_opium_survey_2018.pdf, Zugriff 25.6.2019 
 

 - USDOD - United States Department of Defense (6.2019): Enhancing Security and Stability in 
Afghanistan, https://media.defense.gov/2019/Jul/12/2002156816/-1/-1/1/ENHANCING-SECURITY-
AND-STABILITY-IN-AFGHANISTAN.PDF, Zugriff 23.7.2019 

 

 - XI - Xinhua News Agency (13.5.2019): Three militants killed, eight arrested in S. Afghanistan, 

http://www.xinhuanet.com/english/2019-05/13/c_138055156.htm, Zugriff 29.8.2019 
 

1.2.1.4. Religionsfreiheit 
 

Etwa 99% der afghanischen Bevölkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten 
auf 10 bis 19% der Gesamtbevölkerung geschätzt (CIA 30.04.2019; vgl. AA 02.09.2019). Andere 
Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha¿i und Christen machen weniger als ein Prozent der 
Bevölkerung aus (AA 02.09.2019; vgl. CIA 30.04.2019, USDOS 21.06.2019); in Kabul lebt auch weiterhin der 
einzige jüdische Mann in Afghanistan (UO 16.08.2019; vgl. BBC 11.04.2019). Laut Verfassung ist der Islam die 
Staatsreligion Afghanistans. Anhänger anderer Religionen sind frei, ihren Glauben im Rahmen der gesetzlichen 
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Vorschriften auszuüben (USDOS 21.06.2019; vgl. FH 04.02.2019, MPI 2004). Die Abkehr vom Islam gilt als 
Apostasie, die nach der Scharia strafbewehrt ist (USDOS 21.06.2019; vgl. AA 09.11.2016). Im Laufe des 
Untersuchungsjahres 2018 gab es keine Berichte über staatliche Verfolgungen aufgrund von Blasphemie oder 
Apostasie (USDOS 21.06.2019). Auch im Berichtszeitraum davor gab es keine Berichte zur staatlichen 
Strafverfolgung von Apostasie und Blasphemie (USDOS 29.05.2018). 
 

Konvertiten vom Islam zu anderen Religionen berichteten, dass sie [sich] weiterhin vor Bestrafung durch 
Regierung sowie Repressalien durch Familie und Gesellschaft fürchteten. Das Gesetz verbietet die Produktion 
und Veröffentlichung von Werken, die gegen die Prinzipien des Islam oder gegen andere Religionen verstoßen 
(USDOS 21.06.2019). Das neue Strafgesetzbuch 2017, welches im Februar 2018 in Kraft getreten ist (USDOS 
21.06.2019; vgl. ICRC o.D.), sieht Strafen für verbale und körperliche Angriffe auf Anhänger jedweder Religion 
und Strafen für Beleidigungen oder Verzerrungen gegen den Islam vor (USDOS 21.06.2019). 
 

Das Zivil- und Strafrecht basiert auf der Verfassung; laut dieser müssen Gerichte die verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen sowie das Gesetz bei ihren Entscheidungen berücksichtigen. In Fällen, in denen weder die 
Verfassung noch das Straf- oder Zivilgesetzbuch einen bestimmten Rahmen vorgeben, können Gerichte laut 
Verfassung die sunnitische Rechtsprechung der hanafitischen Rechtsschule innerhalb des durch die Verfassung 
vorgegeben Rahmens anwenden, um Gerechtigkeit zu erlangen. Die Verfassung erlaubt es den Gerichten auch, 
das schiitische Recht in jenen Fällen anzuwenden, in denen schiitische Personen beteiligt sind. Nicht-Muslime 
dürfen in Angelegenheiten, die die Scharia-Rechtsprechung erfordern, nicht aussagen. Die Verfassung erwähnt 
keine eigenen Gesetze für Nicht-Muslime (USDOS 21.06.2019). 
 

[...] 
 

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 zwar verbessert, jedoch wird diese noch immer durch Gewalt und 
Drangsalierung gegenüber religiösen Minderheiten und reformerischen Muslimen behindert (FH 04.02.2019; 
vgl. USDOS 21.06.2019). 
 

Wegen konservativer sozialer Einstellungen und Intoleranz sowie der Unfähigkeit oder Unwilligkeit der 
Sicherheitskräfte, individuelle Freiheiten zu verteidigen, sind Personen, die mutmaßlich gegen religiöse und 
soziale Normen verstoßen, vulnerabel für Misshandlung (FH 04.02.2019). Mitglieder der Taliban und des 
Islamischen Staates (IS) töten und verfolgen weiterhin Mitglieder religiöser Minderheiten aufgrund ihres 
Glaubens oder ihrer Beziehungen zur Regierung (USDOS 21.06.2019; vgl. FH 04.02.2019). Da Religion und 
Ethnie oft eng miteinander verbunden sind, ist es schwierig, einen Vorfall ausschließlich durch die religiöse 
Zugehörigkeit zu begründen (USDOS 21.06.2019). 
 

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht 
Anhängerin einer anderen abrahamitischen Religion (Christentum oder Judentum) ist. Einer Muslima ist es nicht 
erlaubt, einen nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Konvertiten vom Islam riskieren die Annullierung ihrer Ehe 
(USDOS 21.06.2019). Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind gültig (USE o.D.). Die nationalen 
Identitätsausweise beinhalten Informationen über das Religionsbekenntnis. Das Bekenntnis zum Islam wird für 
den Erwerb der Staatsbürgerschaft nicht benötigt. Religiöse Gemeinschaften sind gesetzlich nicht dazu 
verpflichtet, sich registrieren zu lassen (USDOS 21.06.2019). 
 

Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Lehrplan, der auf den Bestimmungen des Islam basiert, 
gestalten und umsetzen; auch sollen Religionskurse auf Grundlage der islamischen Strömungen innerhalb des 
Landes entwickelt werden. Der nationale Bildungsplan enthält Inhalte, die für Schulen entwickelt wurden, in 
denen die Mehrheiten entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die Schulbücher auf 
gewaltfreie islamische Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, nicht aber Kurse 
für andere Religionen. Für Nicht-Muslime an öffentlichen Schulen ist es nicht erforderlich, am Islamunterricht 
teilzunehmen (USDOS 21.06.2019). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%
29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 
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 - BBC (11.4.2019): Afghanistan's one and only Jew, https://www.bbc.com/news/av/world-asia-
47885738/afghanistan-s-one-and-only-jew, Zugriff 2.9.2019 

 

 - CIA - Central Intelligence Agency (30.4.2019): The World Factbook 

 - Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 2.5.2019 
 

 - FH - Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 - Afghanistan, 
https://www.ecoi.net/en/document/2004321.html, Zugriff 3.5.2019 

 

 - ICRC - International Committee of the Red Cross (o.D.): National Implementation of IHL, 

https://ihl-databases.icrc.org/applic/ihl/ihl-
nat.nsf/implementingLaws.xsp?documentId=598034855221CE85C12582480054D831&action=openDocument
&xp_countrySelected=AF&xp_topicSelected=GVAL-992BU6&from=state&SessionID=DNMSXFGMJQ, 
Zugriff 2.9.2019 
 

 - UP - Urdu Point (16.8.2019): Afghanistan's Only Jew Has No Plans To Emigrate, Says Lives 'Like A 
Lion Here', https://www.urdupoint.com/en/world/afghanistans-only-jew-has-no-plans-to-emigra-
691600.html, Zugriff 2.9.2019 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (21.6.2019): 2018 Report on International Religious Freedom: 
Afghanistan, https://www.state.gov/wp-content/uploads/2019/05/AFGHANISTAN-2018-
INTERNATIONAL-RELIGIOUS-FREEDOM-REPORT.pdf, Zugriff 24.6.2019 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious Freedom: 
Afghanistan, https://www.ecoi.net/en/document/1436774.html, Zugriff 2.9.2019 

 

 - USE - U.S. Embassy in Afghanistan (o.D.): Marriage, https://af.usembassy.gov/u-s-citizen-
services/local-resources-of-u-s-citizens/marriage/, Zugriff 3.5.2019 

 

1.2.1.4.1. Schiiten 
 

Der Anteil schiitischer Muslime an der Bevölkerung wird auf 10 bis 19% geschätzt (CIA 30.04.2019; vgl. AA 
02.09.2019). Zuverlässige Zahlen zur Größe der schiitischen Gemeinschaft sind nicht verfügbar und werden vom 
Statistikamt nicht erfasst. Gemäß Gemeindeleitern sind die Schiiten Afghanistans mehrheitlich Jafari-Schiiten 
(Zwölfer-Schiiten), 90% von ihnen gehören zur ethnischen Gruppe der Hazara. Unter den Schiiten gibt es auch 
Ismailiten (USDOS 21.06.2019). 
 

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten sind in Afghanistan selten (AA 02.09.2019). 
Beobachtern zufolge ist die Diskriminierung der schiitischen Minderheit durch die sunnitische Mehrheit 
zurückgegangen; dennoch existieren Berichte zu lokalen Diskriminierungsfällen. Gemäß Zahlen von UNAMA 
gab es im Jahr 2018 19 Fälle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten, bei denen 223 Menschen getötet 
und 524 Menschen verletzt wurden; ein zahlenmäßiger Anstieg der zivilen Opfer um 34% (USDOS 21.06.2019). 
In den Jahren 2016, 2017 und 2018 wurden durch den Islamischen Staat (IS) und die Taliban 51 terroristischen 
Angriffe auf Glaubensstätten und religiöse Anführer der Schiiten bzw. Hazara durchgeführt (FH 04.02.2019; vgl. 
USDOS 21.06.2019, CRS 01.05.2019). Im Jahr 2018 wurde die Intensität der Attacken in urbanen Räumen 
durch den IS verstärkt (HRW 17.01.2019). 
 

Die politische Repräsentation und die Beteiligung an den nationalen Institutionen seitens der traditionell 
marginalisierten schiitischen Minderheit, der hauptsächlich ethnische Hazara angehören, ist seit 2001 gestiegen 
(FH 04.02.2019). Obwohl einige schiitische Muslime höhere Regierungsposten bekleiden, behaupten Mitglieder 
der schiitischen Minderheit, dass die Anzahl dieser Stellen die demografischen Verhältnisse des Landes nicht 
reflektiert. Vertreter der Sunniten hingegen geben an, dass Schiiten im Vergleich zur Bevölkerungszahl in den 
Behörden überrepräsentiert seien. Einige Mitglieder der ismailitischen Gemeinschaft beanstanden die 
vermeintliche Vorenthaltung von politischen Posten; wenngleich vier Parlamentssitze für Ismailiten reserviert 
sind (USDOS 21.06.2019). 
 

Im Ulema-Rat, der nationalen Versammlung von Religionsgelehrten, die u. a. dem Präsidenten in der Festlegung 
neuer Gesetze und Rechtsprechung beisteht, beträgt die Quote der schiitischen Muslime 25 bis 30% (AB 
07.06.2017; vgl. USIP 14.06.2018, AA 02.09.2019). Des Weiteren tagen regelmäßig rechtliche, konstitutionelle 
und menschenrechtliche Kommissionen, welche aus Mitgliedern der sunnitischen und schiitischen 
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Gemeinschaften bestehen und von der Regierung unterstützt werden, um die interkonfessionelle Schlichtung zu 
fördern (USDOS 21.06.2019). 
 

Das afghanische Ministry of Hajj and Religious Affairs (MOHRA) erlaubt sowohl Sunniten als auch Schiiten, 
Pilgerfahrten zu unternehmen (USDOS 21.06.2019). 
 

[...]. 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%
29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 

 - AB - Afghan Bios (7.6.2017): National Ulema Council Afghanistan 

AUC, 

http://www.afghan-
bios.info/index.php?option=com_afghanbios&id=1218&task=view&total=3340&start=3067&Itemid=2, Zugriff 
3.5.2019 
 

 - CRS - Congressional Research Service (1.5.2019): Afghanistan: 

Background and U.S. Policy In Brief, https://fas.org/sgp/crs/row/R45122.pdf, Zugriff 3.5.2019 
 

 - FH - Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 - Afghanistan, 
https://www.ecoi.net/en/document/2004321.html, Zugriff 3.5.2019 

 

 - HRW - Human Rights Watch (17.1.2019): World Report 2019 - Afghanistan, 
https://www.ecoi.net/en/document/2002151.html, Zugriff 3.5.2019 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (21.6.2019): 2018 Report on International Religious Freedom: 
Afghanistan, https://www.state.gov/wp-content/uploads/2019/05/AFGHANISTAN-2018-
INTERNATIONAL-RELIGIOUS-FREEDOM-REPORT.pdf, Zugriff 24.6.2019 

 

 - USIP - US Institute of Peace (14.6.2018): Afghanistan's Imams Helped Achieve a Surprise Truce, 
https://www.usip.org/publications/2018/06/afghanistans-imams-helped-achieve-surprise-truce, Zugriff 
3.5.2019 

 

1.2.1.5. Relevante ethnische Minderheiten 
 

In Afghanistan leben laut Schätzungen zwischen 32 und 35 Millionen Menschen (CIA 30.04.2019; vgl. CSO 
2019). Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen 
existieren nicht (BFA 7.2016 ; vgl. CIA 30.04.2019). 

Schätzungen zufolge sind: 40 bis 42% Paschtunen, 27 bis 30% Tadschiken, 9 bis 10% Hazara, 9% Usbeken, ca. 
4% Aimaken, 3% Turkmenen und 2% Belutschen. Weiters leben in Afghanistan eine große Zahl an kleinen und 
kleinsten Völkern und Stämmen, die Sprachen aus unterschiedlichsten Sprachfamilien sprechen (GIZ 4.2019; 
vgl. CIA 2012, AA 02.09.2019). 
 

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: "Die Nation Afghanistans besteht aus den Völkerschaften der 
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, 
Kirgisen, Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane' wird für jeden 
Staatsbürger der Nation Afghanistans verwendet" (BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt sämtliche 
ethnischen Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung 
(Artikel 16) sechs weiteren Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten eingeräumt, wo die Mehrheit der 
Bevölkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht: Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und 
Pamiri (AA 02.09.2019). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. 
Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz beschweren 
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sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen zu haben, in 
denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.03.2019). 
 

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung rechtlich verankert, wird allerdings in der 
gesellschaftlichen Praxis immer wieder konterkariert. Soziale Diskriminierung und Ausgrenzung anderer 
ethnischer Gruppen und Religionen im Alltag besteht fort und wird nicht zuverlässig durch staatliche 
Gegenmaßnahmen verhindert (AA 02.09.2019). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen 
resultierten weiterhin in Konflikten und Tötungen (USDOS 13.03.2019). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%
29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 

 - BFA - Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (7.2016): AfPak - Grundlagen 
der Stammes- & Clanstruktur, https://www.ecoi.net/en/file/local/1236701/90_1470057716_afgh-
stammes-und-clanstruktur-onlineversion-2016-07.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 

 - CIA - Central Intelligence Agency (30.4.2019): The World Factbook 

 - Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 7.5.2019 
 

 - CIA - Central Intelligence Agency (2012): Afghanistan Country Profile (Wall Map), 

https://legacy.lib.utexas.edu/maps/middle_east_and_asia/txu-pclmaps-oclc-814380561-
afghanistan_country_profile_2012-01.jpg, Zugriff 7.5.2019 
 

 - CSO - Central Statistics Organization Islamic Republic of Afghanistan (2019): Estimated Population of 
Afghanistan 2019-20, 
http://cso.gov.af/Content/files/%D8%B1%DB%8C%D8%A7%D8%B3%D8%AA%20%D8%AF%DB
%8C%D9%85%D9%88%DA%AF%D8%B1%D8%A7%D9%81%DB%8C/population/Estemated%20P
opulation%201398.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2019): Länder-Informations-Portal 
Afghanistan - Gesellschaft, https://www.liportal.de/afghanistan/gesellschaft/, Zugriff 7.5.2019 

 

 - USDOS - US Department of State (13.3.2019): Country Report on Human Rights Practices 2018 - 
Afghanistan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2004129.html, Zugriff 7.5.2019 

 

1.2.1.6. Hazara 
 

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 9 bis 10% der Bevölkerung aus (GIZ 4.2019; vgl. CIA 2012). 
Die Hazara besiedelten traditionell das Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und 
Herat im Westen erstreckt; der Hazaradjat [zentrales Hochland] umfasst die Provinzen Bamyan, Ghazni, 
Daikundi und den Westen der Provinz (Maidan) Wardak sowie Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan, Parwan, 
Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul. Jahrzehntelange Kriege und schwierige Lebensbedingungen 
haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Städte, insbesondere nach Kabul, getrieben (BFA 
7.2016). Hazara leben hauptsächlich in den zentralen und westlichen Provinzen sowie in Kabul (USDOS 
21.06.2019). 
 

Die Stadt Kabul ist in den letzten Jahrzehnten rasant gewachsen und ethnisch gesehen vielfältig. 
Neuankömmlinge aus den Provinzen tendieren dazu, sich in Gegenden niederzulassen, wo sie ein gewisses Maß 
an Unterstützung ihrer Gemeinschaft erwarten können (sofern sie solche Kontakte haben) oder sich in jenem 
Stadtteil niederzulassen, der für sie am praktischen sie ist, da viele von ihnen - zumindest anfangs - regelmäßig 
zurück in ihre Heimatprovinzen pendeln. Die Auswirkungen neuer Bewohner auf die Stadt sind schwer zu 
evaluieren. Bewohner der zentralen Stadtbereiche neigen zu öfteren Wohnortwechseln, um näher bei ihrer 
Arbeitsstätte zu wohnen oder um wirtschaftlichen Möglichkeiten und sicherheitsrelevanten Trends zu folgen. 
Diese ständigen Wohnortwechsel haben einen störenden Effekt auf soziale Netzwerke, was sich oftmals in der 
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Beschwerde bemerkbar macht "man kenne seine Nachbarn nicht mehr" (AAN 19.03.2019). Viele Hazara leben 
unter anderem in Stadtvierteln im Westen der Stadt, insbesondere in Kart-e Se, Dasht-e Barchi sowie in den 
Stadtteilen Kart-e Chahar, Deh Buri , Afshar und Kart-e Mamurin (AAN 19.03.2019). 
 

Wichtige Merkmale der ethnischen Identität der Hazara sind ihr ethnisch-asiatisches Erscheinungsbild (BFA 
7.2016). Ethnische Hazara sind mehrheitlich Zwölfer-Schiiten (BFA 7.2016; vgl. MRG o.D.c), auch bekannt als 
Jafari Schiiten (USDOS 21.06.2019). Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im nordöstlichen Teil des 
Hazaradjat lebt, ist ismailitisch (BFA 7.2016). Ismailische Muslime, die vor allem, aber nicht ausschließlich, 
Hazara sind (GS 21.08.2012), leben hauptsächlich in Kabul sowie den zentralen und nördlichen Provinzen 
Afghanistans (USDOS 21.06.2019). 
 

Die Lage der Hazara, die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgt waren, hat sich grundsätzlich 
verbessert (AA 02.09.2019; vgl. FH 04.02.2019), und Hazara bekleiden inzwischen auch prominente Stellen in 
der Regierung und im öffentlichen Leben, sind jedoch in der öffentlichen Verwaltung nach wie vor 
unterrepräsentiert (AA 02.09.2019). Hazara werden am Arbeitsmarkt diskriminiert. Soziale Diskriminierung 
gegen schiitische Hazara, basierend auf Klasse, Ethnie oder religiösen Ansichten, finden ihre Fortsetzung in 
Erpressung (illegale Steuern), Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit, physischer Misshandlung und Inhaftierung 
(USDOS 13.03.2019). Nichtsdestotrotz genießt die traditionell marginalisierte schiitische muslimische 
Minderheit, zu der die meisten ethnischen Hazara gehören, seit 2001 eine zunehmende politische Repräsentation 
und Beteiligung an nationalen Institutionen (FH 04.02.2019; vgl. WP 21.03.2018). 
 

Die Hazara-Gemeinschaft/Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Kernfamilie bzw. dem Klan 
(BFA 7.2016; vgl. MRG o. D.c). Sollte der haushaltsvorstehende Mann versterben, wird die Witwe 
Haushaltsvorständin, bis der älteste Sohn volljährig ist (MRG o. D.c). Es bestehen keine sozialen und politischen 
Stammesstrukturen (BFA 7.2016). 
 

Hazara neigen sowohl in ihren sozialen, als auch politischen Ansichten dazu, liberal zu sein, was im Gegensatz 
zu den Ansichten sunnitischer Militanter steht (WP 21.03.2018). Ethnische Spannungen zwischen 
unterschiedlichen Gruppen führen weiterhin zu Konflikten und Tötungen (USDOS 13.03.2019). Berichten 
zufolge halten Angriffe durch den ISKP und andere aufständische Gruppierungen auf spezifische religiöse und 
ethno-religiöse Gruppen - inklusive der schiitischen Hazara - an (USDOS 21.06.2019). 
 

Während des Jahres 2018 intensivierte der IS Angriffe gegen die Hazara. Angriffe gegen Schiiten, davon 
vorwiegend gegen Hazara, forderten im Zeitraum 01.01.2018 - 30.09.2018 211 Todesopfer (USDOS 
13.03.2019). Das von schiitischen Hazara bewohnte Gebiet Dasht-e Barchi in Westkabul ist immer wieder Ziel 
von Angriffen. Die Regierung hat Pläne zur Verstärkung der Präsenz der afghanischen Sicherheitskräfte 
verlautbart (USDOS 21.06.2019). Angriffe werden auch als Vergeltung gegen mutmaßliche schiitische 
Unterstützung der iranischen Aktivitäten in Syrien durchgeführt(MEI 10.2018; vgl. WP 21.03.2018). 
 

In Randgebieten des Hazaradjat kommt es immer wieder zu Spannungen und teilweise gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen Nomaden und sesshaften Landwirten, oftmals Hazara (AREU 1.2018). 
 

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan 
National Police repräsentiert (BI 29.09.2017). NGOs berichten, dass Polizeibeamte, die der Hazara-
Gemeinschaft angehören, öfter als andere Ethnien in unsicheren Gebieten eingesetzt werden oder im 
Innenministerium an symbolische Positionen ohne Kompetenzen befördert werden (USDOS 13.03.2019). 
 

[...] 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%
29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 

 - AAN - Afghanistan Analysts Network (19.3.2019): Kabul Unpacked: A Geographical Guide to a 
Metropolis In The Making, https://www.afghanistan-analysts.org/wp-content/uploads/2019/03/Kabul-
Police-Districts.pdf, Zugriff 7.5.2019 
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 - AREU - Afghanistan Research and Evaluation Unit (1.2018): 

Typologies of nomad-settler conflict in Afghanistan, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1423721/1788_1517926773_012018.pdf,Zugriff 8.5.2019 

 

 - BFA - Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (7.2016): AfPak - Grundlagen 
der Stammes- & Clanstruktur, https://www.ecoi.net/en/file/local/1236701/90_1470057716_afgh-
stammes-und-clanstruktur-onlineversion-2016-07.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 

 - BI - Brookings Institution, the (29.9.2017): Afghanistan Index, https://www.brookings.edu/wp-
content/uploads/2016/07/21csi_20171002_afghanistan_index.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 

 - CIA - Central Intelligence Agency (2012): Afghanistan Country Profile (Wall Map), 

https://legacy.lib.utexas.edu/maps/middle_east_and_asia/txu-pclmaps-oclc-814380561-
afghanistan_country_profile_2012-01.jpg, Zugriff 7.5.2019 
 

 - GIZ - Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2019): Länder-Informations-Portal 
Afghanistan - Gesellschaft, https://www.liportal.de/afghanistan/gesellschaft/, Zugriff 7.5.2019 

 

 - GS - Global Security (21.8.2012): Ismailis, 
https://www.globalsecurity.org/military/world/afghanistan/ismaili.htm, Zugriff 12.9.2019 

 

 - MEI - Middle Eastern Institute (10.2018): The Fatemiyoun Division: 

Afghan Fighters in the Syrian Civil War, https://www.mei.edu/sites/default/files/2018-11/PP11_Schneider.pdf, 
Zugriff 17.7.2019 
 

 - MRG - Minority Rights Group (o.D.c) [letztes Referenzdatum 12.2017]: Afghanistan - Hazaras, 
https://minorityrights.org/minorities/hazaras/, Zugriff 7.5.2019 

 

 - USDOS - U.S. Department of State (21.6.2019): 2018 Report on International Religious Freedom: 
Afghanistan, https://www.state.gov/wp-content/uploads/2019/05/AFGHANISTAN-2018-
INTERNATIONAL-RELIGIOUS-FREEDOM-REPORT.pdf, Zugriff 24.6.2019 

 

 - USDOS - US Department of State (13.3.2019): Country Report on Human Rights Practices 2018 - 
Afghanistan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2004129.html, Zugriff 7.5.2019 

 

 - WP - Washington Post (21.3.2018): 'We suffer more': Rising violence on Shiite targets takes toll on 
Afghanistan's Hazaras, https://www.washingtonpost.com/world/kabul-suicide-bomber-strikes-shiite-
ceremony-killing-at-least-29/2018/03/21/e6e6e3ce-2cfa-11e8-b0b0-
f706877db618_story.html?utm_term=.a0a208a8f985, Zugriff 7.5.2018 

 

1.2.1.7. Allgemeine Menschenrechtslage 
 

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen Fortschritte gemacht. Inzwischen 
ist eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen herangewachsen, die sich politisch, 
kulturell und sozial engagiert und der Zivilgesellschaft eine stärkere Stimme verleiht. Diese Fortschritte 
erreichen aber nach wie vor nicht alle Landesteile und sind außerhalb der Städte auch gegen willkürliche 
Entscheidungen von Amtsträgern und Richtern sowie Einflussnahme örtlicher Machteliten nur schwer 
durchzusetzen. Außerdem wurde Afghanistan für den Zeitraum 2018-2020 erstmals zum Mitglied des 
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen gewählt (AA 2.9.2019). Die Menschenrechte haben in Afghanistan 
eine klare gesetzliche Grundlage. Die 2004 verabschiedete afghanische Verfassung enthält einen umfassenden 
Grundrechtekatalog (AA 2.9.2019; vgl. MPI 27.1.2004). Darüber hinaus hat Afghanistan die meisten der 
einschlägigen völkerrechtlichen Verträge - zum Teil mit Vorbehalten - unterzeichnet und/oder ratifiziert. Die 
afghanische Regierung ist jedoch nicht in der Lage, die Menschenrechte vollumfänglich umzusetzen und zu 
gewährleisten (AA 2.9.2019). 
 

Korruption und begrenzte Kapazitäten schränken in Anliegen von Verfassungs- und 
Menschenrechtsverletzungen den Zugang der Bürger zu Justiz ein (USDOS 13.3.2019). In der Praxis werden 
politische Rechte und Bürgerrechte durch Gewalt, Korruption, Nepotismus und fehlerbehaftete Wahlen 
eingeschränkt (FH 4.2.2019). Bürger können Beschwerden über Menschenrechtsverletzungen bei der 
Afghanistan Independent Human Rights Commission (AIHRC) einreichen, die dann glaubwürdige Beschwerden 
prüft und zur weiteren Untersuchung und Verfolgung an die Staatsanwaltschaft weiterleitet. Die gemäß 
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Verfassung eingesetzte AIHRC bekämpft Menschenrechtsverletzungen. Sie erhält nur minimale staatliche Mittel 
und stützt sich fast ausschließlich auf internationale Geldgeber. Innerhalb der Wolesi Jirga beschäftigen sich drei 
Arbeitsgruppen mit Menschenrechtsverletzungen: der Ausschuss für Geschlechterfragen, Zivilgesellschaft und 
Menschenrechte; das Komitee für Drogenbekämpfung, Rauschmittel und ethischen Missbrauch; sowie der 
Jusitz-, Verwaltungsreform- und Antikorruptionsausschuss (USDOS 13.3.2019). 
 

Nationale und internationale Menschenrechtsorganisationen operieren in der Regel ohne staatliche 
Einschränkungen und veröffentlichen ihre Ergebnisse zu Menschenrechtsproblemen. Regierungsbeamte sind in 
dieser Hinsicht einigermaßen kooperativ und ansprechbar. Die Sicherheitslage schränkt jedoch in vielen 
Landesteilen die Arbeit solcher Organisationen ein (USDOS 13.3.2019). 

Menschenrechtsverteidiger sehen sich regelmäßig mit Bedrohungen für ihr Leben und ihre Sicherheit 
konfrontiert (AI 22.2.2018). 
 

Die weitverbreitete Missachtung der Rechtsstaatlichkeit sowie die Straflosigkeit für Amtsträger, die 
Menschenrechte verletzen, stellen ernsthafte Probleme dar. Zu den bedeutendsten Menschenrechtsproblemen 
zählen außergerichtliche Tötungen, Verschwindenlassen, Folter, willkürliche Verhaftungen und Inhaftierungen, 
Unterdrückung von Kritik an Amtsträgern durch strafrechtliche Verfolgung von Kritikern im Rahmen der 
Verleumdungs-Gesetzgebung, Korruption, fehlende Rechenschaftspflicht und Ermittlungen in Fällen von Gewalt 
gegen Frauen, sexueller Missbrauch von Kindern durch Sicherheitskräfte, Gewalt durch Sicherheitskräfte gegen 
Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft, sowie Gewalt gegen Journalisten (USDOS 13.3.2019). 
 

Mit Unterstützung der United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) und des Office of the High 
Commissioner for Human Rights (OHCHR) arbeitet die afghanische Regierung an der Förderung von 
Rechtsstaatlichkeit, der Rechte von Frauen, Kindern, Binnenflüchtlingen und Flüchtlingen sowie 
Rechenschaftspflicht (UNHRC 21.2.2018). Im Dezember 2018 würdigte UNAMA die Fortschritte Afghanistans 
auf dem Gebiet der Menschenrechte, insbesondere unter den Herausforderungen des laufenden bewaffneten 
Konfliktes und der fragilen Sicherheitslage. Die UN arbeitet weiterhin eng mit Afghanistan zusammen, um ein 
Justizsystem zu schaffen, das die Gesetzesreformen, die Verfassungsrechte der Frauen und die Unterbindung von 
Gewalt gegen Frauen voll umsetzen kann (UNAMA 10.12.2018). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): 

Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: 
Juli 2019), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_
asyl-
_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%
29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 

 - AI - Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State of the 
World's Human Rights - Afghanistan, https://www.ecoi.net/de/dokument/1424980.html, Zugriff 
16.5.2019 

 

 - FH - Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 - Afghanistan, 
https://www.ecoi.net/en/document/2004321.html, Zugriff 16.5.2019 

 

 - MPI - Max Planck Institut (27.1.2004): Die Verfassung der Islamischen Republik Afghanistan, 
http://www.mpipriv.de/files/pdf4/verfassung_2004_deutsch_mpil_webseite.pdf, Zugriff 16.5.2019 

 

 - UNAMA - United Nations Assistance Mission in Afghanistan (10.12.2018): United Nations calls on 
everyone to protect human rights in Afghanistan, 

https://unama.unmissions.org/united-nations-calls-everyone-protect-human-rights-afghanistan, Zugriff 16.5.2019 
 

 - UNHRC - UN Human Rights Council (21.2.2018): Situation of human rights in Afghanistan and 
technical assistance achievements in the field of human rights; Report of the United Nations High 
Commission on Human Rights, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1427314/1930_1521636767_a-hrc-37-45.doc, Zugriff 16.5.2019 
 

 - USDOS - US Department of State (13.3.2019): Country Report on Human Rights Practices 2018 - 
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1.2.1.8. Rückkehr 
 

Die Zahlen der Rückkehrer aus Iran sind auf hohem Stand, während ein deutliches Nachlassen an Rückkehrern 
aus Pakistan zu verzeichnen ist (2017: 154.000; 2018: 46.000), was im Wesentlichen mit den afghanischen 
Flüchtlingen jeweils gewährten Rechten und dem gewährten Status in Iran bzw. Pakistan zu begründen ist (AA 
02.09.2019). Insgesamt sind in den Jahren 2012 - 2018 ca. 3,2 Millionen Menschen nach Afghanistan 
zurückgekehrt. Seit dem Jahr 2016 hat sich die Zahl der Rückkehrer jedes Jahr deutlich verringert, jedoch hat 
sich die Zahl der Rückkehrer aus Europa leicht erhöht. 15% aller Rückkehrer siedeln in die Provinz Nangarhar 
(IOM 15.03.2019). 
 

Je nach Organisation variieren die Angaben zur Zahl der Rückkehrer: 
 

In den ersten vier Monaten des Jahres 2019 sind insgesamt 63.449 Menschen nach Afghanistan zurückgekehrt. 
Davon waren 32.260 zwangsweise und 31.189 freiwillige Rückkehrer; 25.561 Personen kehrten aus dem Iran 
und aus Pakistan zurück; 1.265 aus Europa. 672 Personen erhielten Unterstützung von Hilfsorganisationen 
(MoRR o. D:): Im Jahr 2018 kamen 775.000 aus dem Iran und 46.000 aus Pakistan zurück (AA 02.09.2019) 
bzw. 180.000 Personen aus dem Iran und 125.000 Personen aus Pakistan (IOM 15.3.2019). Im Jahr 2017 
stammten 464.000 Rückkehrer aus dem Iran 464.000 und 154.000 aus Pakistan (AA 02.09.2019). 
 

Rückkehrer haben zu Beginn meist positive Reintegrationserfahrungen, insbesondere durch die 
Wiedervereinigung mit der Familie. Jedoch ist der Reintegrationsprozess der Rückkehrer oft durch einen 
schlechten psychosozialen Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind weniger selbsterhaltungsfähig als die 
meisten anderen Afghanen. Rückkehrerinnen sind von diesen Problemen im Besonderen betroffen (MMC 
1.2019). 
 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer/innen die 
Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können Personen, 
die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 
Unterstützungsformen in Anspruch nehmen (BFA 4.2018). Für Rückkehrer leisten UNHCR und IOM in der 
ersten Zeit Unterstützung. Bei der Anschlussunterstützung ist die Transition von humanitärer Hilfe hin zu 
Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen der hohen Fluktuation im Land und der 
notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich darauf einzustellen, ist Hilfe nicht immer sofort dort verfügbar, 
wo Rückkehrer sich niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass sich viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die 
für Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht erreichbar sind (AA 02.09.2019). 
 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich. Der Großteil der nach 
Afghanistan zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres Netzwerk, auf das in der Regel 
zurückgegriffen wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und 
individuellen Faktoren ist diese Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (BFA 
13.06.2019). Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft kommen noch weitere 
wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf 
Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen Netzwerken (Kolleg/innen, Mitstudierende 
etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und 
unterschiedliche Einflüsse - auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und 
städtischen Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche 
Rückkehrer/innen auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz 
zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrer/innen 
dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer 
Netzwerke - der Familie, der Freunde und der Bekannten - ist für junge Rückkehrer/innen besonders 
ausschlaggebend, um sich an das Leben in Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall 
schwach ausgeprägt sein, kann die Unterstützung verschiedener Organisationen und Institutionen in Afghanistan 
in Anspruch genommen werden (BFA 4.2018). 
 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern gelebt haben und zum 
Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, von 
denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder Dari 
(die afghanische Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können fehlende Vertrautheit mit 
kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und Existenzgründung erschweren. Das 
Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch hierbei eine zentrale Rolle ein. Über 
diese können die genannten Integrationshemmnisse abgefedert werden, indem die erforderlichen Fähigkeiten 
etwa im Umgang mit lokalen Behörden sowie sozial erwünschtes Verhalten vermittelt werden und für die 
Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 02.09.2019). UNHCR verzeichnete jedoch nicht viele 
Fälle von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan aufgrund ihres Status als 
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Rückkehrer. Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung besteht aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in 
Afghanistan großteils auf ethnischen und religiösen Faktoren sowie auf dem Konflikt (BFA 13.06.2019). 
 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft häufig 
misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind jedoch keine Fälle bekannt, in denen 
Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 02.09.2019). 
UNHCR berichtet von Fällen zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen Extremisten 
bezichtigt werden, verwestlicht zu sein; viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, Rückkehrer 
aus Europa wären reich und sie würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Wenn ein Rückkehrer mit im 
Ausland erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, stehen ihm mehr Arbeitsmöglichkeiten zur 
Verfügung als den übrigen Afghanen, was bei der hohen Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der 
Gemeinschaft führen kann (BFA 13.06.2019). 
 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der gesamten Familie 
Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht mehr existieren oder der Zugang zu 
diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die Reintegration stark erschweren. Der Mangel an Arbeitsplätzen 
stellt für den Großteil der Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt 
maßgeblich von lokalen Netzwerken ab (AA 02.09.2019). Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, 
IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen 
betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung, vulnerable 
Personen einschließlich Rückkehrer/innen aus Pakistan und dem Iran zu unterstützen, bleibt begrenzt und ist 
weiterhin von der Hilfe der internationalen Gemeinschaft abhängig (USDOS 13.03.2019). Moscheen 
unterstützen in der Regel nur besonders vulnerable Personen und für eine begrenzte Zeit. Für Afghanen, die im 
Iran geboren oder aufgewachsen sind und keine Familie in Afghanistan haben, ist die Situation problematisch. 
Deshalb versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in den Iran zurückzukehren (BFA 13.06.2019). 
 

Viele Rückkehrer, die wieder in Afghanistan sind, werden de-facto IDPs, weil die Konfliktsituation sowie das 
Fehlen an gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in ihre Heimatorte zurückzukehren (UNOCHA 
12.2018). Trotz offenem Werben für Rückkehr sind essenzielle Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in 
den grenznahen Provinzen nicht auf einen Massenzuzug vorbereitet (AAN 31.01.2018). Viele Rückkehrer leben 
in informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder gemieteten Wohnungen. Die meisten Rückkehrer 
im Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften und sind von fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten 
des Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 12.2018). 
 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene (IDP) in 
Afghanistan zuständig (BFA 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von der afghanischen Regierung, 
den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer 
(BFA 4.2018; vgl. Asylos 8.2017). Der Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen aus 
Europa kehrt direkt zu ihren Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück (AAN 19.05.2017). 
 

In Kooperation mit Partnerinstitutionen des European Return and Reintegration Network (ERRIN) wird im 
Rahmen des ERRIN Specific Action Program sozioökonomische Reintegrationsunterstützung in Form von 
Beratung und Vermittlung für freiwillige und erzwungene Rückkehrer angeboten (IRARA 09.05.2019). 
 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 
 

Neue politische Rahmenbedingungen für Rückkehrer/innen und IDPs sehen bei der Reintegration unter anderem 
auch die individuelle finanzielle Unterstützung als einen Ansatz der "whole of community" vor. Demnach sollen 
Unterstützungen nicht nur einzelnen zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie sich 
niederlassen. Die Rahmenbedingungen sehen eine Grundstücksvergabe vor, jedoch gilt dieses System als 
anfällig für Korruption und Missmanagement. Es ist nicht bekannt, wie viele Rückkehrer/innen aus Europa 
Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben und zu welchen Bedingungen (BFA 4.2018). 
 

Die Regierung Afghanistans bemüht sich gemeinsam mit internationalen Unterstützern, Land an Rückkehrer zu 
vergeben. Gemäß dem 2005 verabschiedeten Land Allocation Scheme (LAS) sollten Rückkehrer und IDPs 
Baugrundstücke erhalten. Die bedürftigsten Fälle sollten prioritär behandelt werden (Kandiwal 9.2018; vgl. 
UNHCR 6.2008). Jedoch fanden mehrere Studien Probleme bezüglich Korruption und fehlender Transparenz im 
Vergabeprozess (Kandiwal 9.2018; vgl. UNAMA 3.2015, AAN 29.3.2016, WB/UNHCR 20.09.2017). Um den 
Prozess der Landzuweisung zu beginnen, müssen die Rückkehrer einen Antrag in ihrer Heimatprovinz stellen. 
Wenn dort kein staatliches Land zur Vergabe zur Verfügung steht, muss der Antrag in einer Nachbarprovinz 
gestellt werden. Danach muss bewiesen werden, dass der Antragsteller bzw. die nächste Familie tatsächlich kein 
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Land besitzt. Dies geschieht aufgrund persönlicher Einschätzung eines Verbindungsmannes und nicht aufgrund 
von Dokumenten. Hier ist Korruption ein Problem. Je einflussreicher ein Antragsteller ist, desto schneller 
bekommt er Land zugewiesen (Kandiwal 9.2018). Des Weiteren wurden ein fehlender Zugang zu Infrastruktur 
und Dienstleistungen wie auch eine weite Entfernung der Parzellen von Erwerbsmöglichkeiten kritisiert. IDPs 
und Rückkehrer ohne Dokumente sind von der Vergabe von Land ausgeschlossen (IDMC/NRC 2.2014). 
 

Bereits 2017 hat die afghanische Regierung mit der Umsetzung des Aktionsplans für Flüchtlinge und 
Binnenflüchtlinge begonnen. Ein neues, transparenteres Verfahren zur Landvergabe an Rückkehrer läuft als 
Pilotvorhaben mit neuer rechtlicher Grundlage an, kann aber noch nicht flächendeckend umgesetzt werden. Eine 
Hürde ist die Identifizierung von geeigneten, im Staatsbesitz befindlichen Ländereien. Generell führt die unklare 
Landverteilung häufig zu Streitigkeiten. Gründe hierfür sind die jahrzehntelangen kriegerischen 
Auseinandersetzungen, mangelhafte Verwaltung und Dokumentation von An- und Verkäufen, das große 
Bevölkerungswachstum sowie das Fehlen eines funktionierenden Katasterwesens. So liegen dem afghanischen 
Innenministerium Berichte über widerrechtliche Aneignung von Land aus 30 Provinzen vor (AA 2.7.2019). 
 

[...] 
 

Unterstützung durch IOM 
 

Die Internationale Organisation für Migration (IOM) bietet im Bereich Rückkehr verschiedene Programme zur 
Unterstützung und Reintegration von Rückkehrern nach Afghanistan an (BFA 13.06.2019; vgl. BFA 4.2018). 
Hinsichtlich des Ausmaßes und der Art von Unterstützung wird zwischen freiwillig und unfreiwillig 
zurückgeführten Personen unterschieden (BFA 13.06.2019). 
 

So ist beispielsweise die Provinz Herat hauptsächlich von der Rückkehr von Afghanen aus dem Iran betroffen. 
Landesweit ist die Zahl der Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan höher als die der Rückkehrer aus Europa. Das 
von IOM durchgeführte Assisted Voluntary Return and Reintegration (AVRR) Programme besteht aus einer 
Kombination von administrativen, logistischen und finanziellen Unterstützungsmaßnahmen für Personen, 
welche beschließen, freiwillig aus Europa, Australien und der Türkei in ihren Herkunftsstaat zurückzukehren 
(BFA 13.06.2019). Im Zuge des AVRR-Programmes wurden im Jahr 2018 von IOM 2.182 Rückkehrer 
unterstützt. Etwa die Hälfte von ihnen erhielt Unterstützung bei der Gründung eines Kleinunternehmens (IOM 
30.01.2019). 
 

Die "Reception Assistance" umfasst sofortige Unterstützung oder Hilfe bei der Ankunft am Flughafen: IOM 
trifft die freiwilligen Rückkehrer vor der Einwanderungslinie bzw. im internationalen Bereich des Flughafens, 
begleitet sie zum Einwanderungsschalter und unterstützt bei den Formalitäten, der Gepäckabholung, der 
Zollabfertigung, usw. Darüber hinaus arrangiert IOM den Weitertransport zum Endziel der Rückkehrer innerhalb 
des Herkunftslandes und bietet auch grundlegende medizinische Unterstützung am Flughafen an (BFA 
13.06.2019). 1.279 Rückkehrer erhielten Unterstützung bei der Weiterreise in ihre Heimatprovinz (IOM 
30.01.2019). Für die Provinzen, die über einen Flughafen und Flugverbindungen verfügen, werden Flüge zur 
Verfügung gestellt. Der Rückkehrer erhält ein Flugticket und Unterstützung bezüglich des Flughafen-Transfers. 
Der Transport nach Herat findet in der Regel auf dem Luftweg statt (BFA 13.06.2019). 
 

IOM gewährte bisher zwangsweise rückgeführten Personen für 14 Tage Unterkunft in Kabul. Seit April 2019 
erhalten Rückkehrer nur noch eine Barzahlung in Höhe von ca. 150 Euro (BAMF 20.05.2019; vgl. IOM 
23.09.2019) sowie Informationen, etwa über Hotels (BAMF 20.05.2019). Die zur Verfügung gestellten 150 Euro 
sollen zur Deckung der ersten unmittelbaren Bedürfnisse dienen und können je nach Bedarf für Weiterreise, 
Unterkunft oder sonstiges verwendet werden (IOM 23.09.2019). Nach Auskunft des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes (EAD) hat lediglich eine geringe Anzahl von Rückgeführten die Unterbringungsmöglichkeiten von 
IOM genutzt (BAMF 20.05.2019). 
 

Freiwillige Rückkehrerinnen und Rückkehrer, die am Reintegrationsprojekt RESTART II teilnehmen, haben 
nach wie vor die Möglichkeit, neben der Unterstützung in Bargeld von 500 Euro, die zur Deckung der ersten 
unmittelbaren Bedürfnisse vorgesehen sind, eine Unterstützung für die Weiterreise und für temporäre Unterkunft 
bis zu max. 14 Tagen (in Kabul: Spinzar Hotel) zu erhalten. Unterstützungsleistungen aus dem Projekt 
RESTART II, welches durch den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) der Europäischen Union und 
das Österreichische Bundesministerium für Inneres kofinanziert wird, können im gesamten Land bezogen 
werden und sind daher in Städten wie Mazar-e Sharif und/oder Herat dieselben wie in Kabul. Wichtig ist, dass 
die Teilnahme am Reintegrationsprojekt RESTART II durch das BFA und IOM für die Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer bewilligt wurde (IOM 23.09.2019). 
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In Österreich wird das Projekt Restart II seit 01.01.2017 vom österreichischen IOM-Landesbüro durchgeführt 
und vom österreichischen Bundesministerium für Inneres und dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der 
EU (AMIF) kofinanziert. Im Zuge dieses Projektes können freiwillige Rückkehrer/innen nach Afghanistan und 
in den Iran nachhaltig bei der Reintegration in ihr Herkunftsland unterstützt werden. Das Projekt läuft mit 
31.12.2019 aus und sieht eine Teilnahme von 490 Personen vor (IOM o.D.). 
 

Wohnungen 
 

In Kabul und im Umland sowie in anderen Städten steht eine große Anzahl an Häusern und Wohnungen zur 
Verfügung. Die Kosten in Kabul-City sind jedoch höher als in den Vororten oder in den anderen Provinzen. 
Private Immobilienhändler in den Städten bieten Informationen zu Mietpreisen für Häuser und Wohnungen an. 
Die Miete für eine Wohnung liegt zwischen 300 und 500 USD. Die Lebenshaltungskosten pro Monat belaufen 
sich auf bis zu 400 USD (Stand 2018) für jemanden mit gehobenem Lebensstandard. Diese Preise gelten für den 
zentral gelegenen Teil der Stadt Kabul, wo Einrichtungen und Dienstleistungen wie Sicherheit, 
Wasserversorgung, Schulen, Kliniken und Elektrizität verfügbar sind. In ländlichen Gebieten können sowohl die 
Mietkosten, als auch die Lebenshaltungskosten um mehr als 50% sinken. Betriebs- und Nebenkosten wie Wasser 
und Strom kosten in der Regel nicht mehr als 40 USD pro Monat. Abhängig vom Verbrauch können die Kosten 
allerdings höher sein (IOM 2018). 
 

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht (IOM 2018). 
 

[...] 
 

Afghanische Flüchtlinge in Pakistan 
 

Laut aktuellen Zahlen des UNHCR beherbergt Pakistan knapp unter 1,4 Millionen registrierte afghanische 
Flüchtlinge. Hinzu kommen ca. 850.000 Personen mit beantragter Afghan Citizen Card (ACC, hauptsächlich in 
den Grenzgebieten) und ca. 300.000 - 550.000 illegal im Land aufhältige Personen (hauptsächlich in Karatschi) 
(ÖB 10.2018; vgl. UNHCR 10.2018). 
 

IOM stellt für vulnerable Rückkehrer humanitäre Hilfeleistungen an den beiden Grenzübergängen Spin 
Boldak/Chaman und Torkham in Transit Centres zur Verfügung (IOM 20.06.2017, IOM 23.05.2017). 
 

[...] 
 

Afghanische Flüchtlinge im Iran 
 

In den letzten zwei bis drei Jahren bewegten sich die Maßnahmen der iranischen Behörden auf einen höheren 
Integrationsgrad der Afghanen zu. Eine zwischenzeitliche Verbesserung der Situation für Afghanen bedeutet 
wegen begrenzter Mittel eine große Herausforderung für die iranischen Behörden (BFA/Migrationsverket 
10.04.2018). 
 

Die freiwillige Rückkehr der afghanischen Flüchtlinge ist immer noch das Hauptziel der iranischen 
Flüchtlingspolitik (BFA/Migrationsverket 10.04.2018; vgl. AA 11.2018). In der Realität erfolgen viele 
Rückkehren unter Zwang (AA 11.2018). 
 

Im Zeitraum 01.01. - 30.11.2018 sind mehr als 700.000 Afghanen vor dem Hintergrund einer angespannten 
Wirtschaftslage aus dem Iran zurückgekehrt (REU 05.12.2018). Im Juni 2019 wurde berichtet, dass der Iran 
infolge der US-Sanktionen in den ersten fünf Monaten des Jahres 2019 100.000 Afghanen abgeschoben habe 
und weitere 85.000 freiwillig zurückgekehrt seien (MEMO 10.06.2019). 
 

[...] 
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Afghanistan - Baseline Mobility Assessment Summary Results (October-December 2018), 

https://displacement.iom.int/reports/afghanistan-%E2%80%94-baseline-mobility-assessment-summary-results-
october%E2%80%94december-2018, Zugriff 24.5.2019 
 

 - IOM - International Organization for Migration (30.1.2019): IOM Afghanistan - Assisted Voluntary 
Return and Reintegration (AVRR) Annual Report 2018, 

https://afghanistan.iom.int/sites/default/files/Reports/avrr_statistical_report_jan-dec_2018.pdf, Zugriff 28.5.2019 
 

 - IOM - International Organization for Migration (2018): 

Läünderinformationsblatt Afghanistan 2018, 
https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698612/18363835/Afghanistan_%2
D_Country_Fact_Sheet_2018%2C_deutsch.pdf?nodeid=20100935&vernum=-2, Zugriff 16.9.2019 
 

 - IOM - International Organization for Migration (20.6.2017): 

Australia Announces New Funding for Undocumented Afghan Returnees on World Refugee Day, 
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https://www.iom.int/news/australia-announces-new-funding-undocumented-afghan-returnees-world-refugee-day, 
Zugriff 24.5.2019 
 

 - IOM - International Organization for Migration (23.5.2017): 

Expansion of IOM Transit Center on Pakistan Border Increases Aid for Afghan Returnees, 

https://www.iom.int/news/expansion-iom-transit-center-pakistan-border-increases-aid-afghan-returnees, Zugriff 
24.5.2019 
 

 - IOM - International Organization for Migration (o.D.): RESTART II 

 - Reintegrationsunterstützung für Freiwillige Rückkehrer/innen nach Afghanistan und Iran, 
https://austria.iom.int/de/restart-ii, Zugriff 28.5.2019 

 

 - IRARA - International Returns and Reintegration Assistance (9.5.2019): ERRIN Program, 
https://www.irara.org/erin-sa/, Zugriff 28.5.2019 

 

 - Kandiwal, Wali Mohammad (9.2018): Homeland, but no land for Home - 

A Case Study of Refugees in Towns - Jalalabad, Nangarhar Province, Afghanistan, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/Tufts%2BRIT%2BReport%2BJalalabad%2C%2BAfghani
stan.pdf, Zugriff 29.5.2019 
 

 - MEMO - Middle East Monitor (10.6.2019): Iran deports 100,000 Afghan refugees due to sanctions, 
https://www.middleeastmonitor.com/20190610-iran-deports-100000-afghan-refugees-due-to-sanctions/, 
Zugriff 12.7.2019 

 

 - MMC - Mixed Migration Centre (1.2019): Distant Dreams - Understanding the aspirations of Afghan 
returnees, http://www.mixedmigration.org/wp-content/uploads/2019/02/061_Distant_Dreams.pdf, 
Zugriff 24.5.2019 

 

 - MoRR - Ministry of Refugees and Repatriations of the Islamic Republic of Afghanistan (o.D.): 
Statistics, http://www.morr.gov.af/index.php/en/statistics-0, Zugriff 29.5.2019 

 

 - ÖB - Österreichische Botschaft Islamabad (10.2018): 

Asylländerbericht Pakistan [Arbeitsversion] 
 

 - REU - Reuters (5.12.2018): More than 700,000 Afghans leave Iran as economy slows, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistan-iran-migrants/more-than-700000-afghans-leave-iran-as-
economy-slows-idUSKBN1O4145, Zugriff 12.7.2019 
 

 - UNAMA - United Nations Assistance Mission in Afghanistan (3.2015): 

The Stolen Lands of Afghanistan and its People, 
https://unama.unmissions.org/sites/default/files/unama_land_report_2_state_land_distribution_system_final_19
march15_0.pdf, Zugriff 27.9.2019 
 

 - UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (10.2018): 

UNHCR's Support Toward the Implementation of the Solutions Strategy for Afghan Refugees - Enhancing 
Resilience and Co-Existence through Greater Responsibility-Sharing, 
https://data2.unhcr.org/en/documents/download/66534, Zugriff 24.5.2019 
 

 - UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (6.2008): 

Land Allocation Scheme, 

https://www.unhcr.org/subsites/afghancrisis/48722db42/land-allocation-scheme.html, Zugriff 27.9.2019 
 

 - UNOCHA - United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (12.2018): 2019 
Humanitarian Needs Overview - Afghanistan, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/afg_2019_humanitarian_needs_overview.pdf, Zugriff 
28.5.2019 
 

 - USDOS - US Department of State (13.3.2019): Country Report on Human Rights Practices 2018 - 
Afghanistan, https://www.ecoi.net/en/document/2004129.html, Zugriff 28.5.2019 
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 - WB - World Bank/UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (20.9.2017): 
Afghanistan's Forced Displacement, Legal & Policy Framework Assessment, 

http://documents.worldbank.org/curated/en/117261515563099980/pdf/122556-WP-
AfghanistanForcedDisplacementLegalandPolicyFrameworKAssessmentF-PUBLIC.pdf, Zugriff 27.9.2019 
 

1.3. Auszüge aus den UNHCR-Richtlinien 30.08.2018 
 

1.3.1. Als "verwestlicht" wahrgenommene Personen 
 

Es liegen Berichte über Personen vor, die aus westlichen Ländern nach Afghanistan zurückkehrten und von 
regierungsfeindlichen Gruppen bedroht, gefoltert oder getötet wurden, weil sie sich vermeintlich die diesen 
Ländern zugeschriebenen Werte zu eigen gemacht hätten, "Ausländer" geworden seien oder als Spione oder auf 
andere Weise ein westliches Land unterstützten.297 Heimkehrern wird Berichten zufolge von der örtlichen 
Gemeinschaft, aber auch von Staatsbeamten oft Misstrauen entgegengebracht, was zu Diskriminierung und 
Isolierung führt.298 Ebenso kann Personen, die anderen Profilen entsprechen - etwa Profil 1.e (Mitarbeiter von 
humanitären Hilfs- und Entwicklungsorganisationen) und Profil 1.i (Frauen im öffentlichen Leben) - von 
regierungsfeindlichen Kräften vorgeworfen werden, Werte und/oder Erscheinungsbilder übernommen zu haben, 
die mit westlichen Ländern in Zusammenhang gebracht werden, und sie aus diesem Grund zur Zielscheibe 
werden. 
 

293 "[Personen], die ins Land [Afghanistan] zurückgekehrt sind, leben in ständiger Angst, bei Anschlägen 
getötet oder verletzt zu werden. Andere sind dem Risiko ausgesetzt, aufgrund ihres Glaubens, ihrer Sexualität 
oder sogar ihrem westlichen Erscheinungsbild verfolgt zu werden." [Übersetzung durch UNHCR]. EU Observer, 
Afghan Migrant Returns Unlawful, Says Charity, 5. Oktober 2017, https://euobserver.com/migration/139290. 
Siehe auch Abschnitt III.A.6. 
 

294 Das Swedish Network of Refugee Support Groups berichtet, dass es sich bei Rückkehrern aus westlichen 
Ländern, im Vergleich zu Afghanen, die aus Nachbarländern, wie Pakistan, zurückgekehrt sind, um eine kleine 
Gruppe von Personen handelt, die marginalisiert wird. Sie werden weitgehend nicht akzeptiert und als Betrüger 
und Versager gesehen. Nach mehreren Jahren im Westen stechen sie durch ihr Aussehen und ihre Kleidung 
hervor. Swedish Network of Refugee Support Groups (FARR), Utvisning Till Afghanistan Trots Nya Larm - 
Men Många Räddades, 9. Oktober 2017, http://farr.se/en/aktuellt-a-press/notiser/1495-grupputvisning-till-
afghanistan-trots-nya-larm. Der Danish Refugee 
 

Council berichtet, dass das Misstrauen gegenüber Rückkehrern aus Europa oder "dem Westen" grundsätzlich 
größer ist, je länger sich der Rückkehrer außerhalb von Afghanistan aufgehalten hat und je weiter der 
Rückkehrer weg war. Überdies besteht für zurückgekehrte Jungen und Männer das Risiko, aufgrund ihrer hohen 
Sichtbarkeit in ländlichen Gegenden sowie aufgrund von sozialer Isolation, fehlenden sozialen Netzwerken und 
mangeldem Einkommen von Extremistengruppen oder kriminellen Netzwerken angeworben zu werden. Danish 
Refugee Council, Tilbagevenden til Afghanistan, Oktober 2017, 
https://flygtning.dk/media/3886281/tilbagevenden-til-afghanistan-2017.pdf, S. 16. "[S]taatliche Behörden 
nehmen junge männliche Rückkehrer als Bedrohung der Sicherheit wahr, da sie aufgrund einer mangelnden 
 

Ausbildung oder fehlenden Jobmöglichkeiten anfällig dafür sind, Drogenhandel zu betreiben, oder auch von 
bewaffneten nicht-staatlichen 
 

Akteuren als leichtes Ziel gesehen und von diesen angeworben werden." [Übersetzung durch UNHCR]. Asylos, 
Afghanistan: Situation of 
 

Young Male 'Westernised' Returnees to Kabul, August 2017, https://asylos.eu/wp-
content/uploads/2017/08/AFG2017-05-Afghanistan- 
 

Situation-of-young-male-Westernised-returnees-to-Kabul-1.pdf, S. 18. "In Hinblick auf einen verwestlichten 
Lebensstil und religiöse Themen werden sie [Rückkehrer] nicht sehr positiv wahrgenommen. Anhand des Stils, 
des Haarschnittes oder der Kleidung einer Person ist es äußert einfach gewesen zu erkennen, ob jemand in 
Europa war.. [...] [E]s gibt Fälle, in denen sie von der Gesellschaft ausgeschlossen werden. [...] Für jemanden, 
der für fünf oder sechs Jahre in Europa gelebt und sich nicht mit religiösen Themen beschäftigt hat, [...] ist es 
sehr schwer, sich wieder in seine Familie und die Gesellschaft zu integrieren. [E]s gab Fälle, bei denen 
Rückkehrer von ihren Familien ausgegrenzt wurden, da sie zu sehr westlich waren und ihrem Bruder, ihrer 
Schwester oder ihren Eltern dadurch Probleme bereiten können. Deshalb sagen sie ihnen, sie sollen nicht in ihre 
Nähe kommen und sich von der Familie fernhalten." [Übersetzung durch UNHCR]. Ebd., S. 37-38. "[J]ene 
Personen, die sich durch deren Aufenthalt im Ausland verändert haben, werden ganz klar abgelehnt [...] Die 
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Gesellschaft fürchtet sich vor Rückkehrern, da sie die Rückkehrer als durch westliche Werte vergiftet 
wahrnimmt; einige der jüngsten Rückkehrer sprechen sogar mit einem Akzent, wenn sie Dari oder Paschtu 
sprechen, wodurch sie im eigenen Land zu Ausländern werden. Personen, die sich durch deren Aufenthalt im 
Ausland verändert haben, werden ganz klar abgelehnt: zum Beispiel haben manche damit begonnen, sich dem 
Säkularimus zugehörig zu fühlen oder haben sich möglicherweise einer anderen Religion zugewandt; andere 
haben ihre Sexualität entdeckt und sich als homosexuell geoutet. Solche Verhaltensweisen stoßen auf 
Ablehnung, wenn sie nicht sogar mit dem Tod bestraft werden." 

[Übersetzung durch UNHCR]. Ebd., S. 39. 
 

"[V]iele junge Menschen wollten die Tatsache geheim halten, dass sie sich im Vereinigten Königreich 
aufgehalten haben [...] Vor allem in Gebieten, die von den Taliban kontrolliert werden, wollten sie nicht, dass sie 
jemand Englisch sprechen hört oder sieht, dass sich internationale 
 

Kontakte auf ihrem Handy befinden." [Übersetzung durch UNHCR]. E. 

Bowerman, Risks Encountered after Forced Removal: The Return Experiences of Young Afghans, Februar 
2017, http://www.fmreview.org/sites/fmr/files/FMRdownloads/en/resettlement/bowerman.pdf, S. 79. 
 

1.3.2. Schiiten 
 

Laut Vertretern der Schiiten steht die Anzahl der schiitischen Parlamentsmitglieder nicht in einem angemessenen 
Verhältnis zum Anteil der Schiiten an der Gesamtbevölkerung.388 Während einige Quellen angeben, dass die 
offene Diskriminierung der Schiiten durch die Sunniten abgenommen habe,389 berichten andere, dass eine 
derartige Diskriminierung an bestimmten Orten weitergehe.390 Regierungsfeindliche Kräfte betrachten Schiiten 
Berichten zufolge als "Ungläubige", "Abtrünnige" oder "Halb-Muslime".391 Ferner wird berichtet, dass die 
gewalttätigen Angriffe regierungsfeindlicher Kräfte gegen die schiitische Bevölkerung seit 2016 beträchtlich 
zugenommen haben.392 Diese Angriffe erfolgten in Form von Verschleppungen und Entführungen, gezielten 
Tötungen, Angriffen auf Schiiten an Gebetsstätten oder in Dörfern sowie komplexen Angriffen und 
Selbstmordanschlägen.393 Es ist darauf hinzuweisen, dass ethnische Zugehörigkeit und Religion in Afghanistan 
oftmals untrennbar miteinander verbunden sind, insbesondere in Bezug auf die vorwiegend schiitische ethnische 
Gruppe der Hazara.394 Daher kann oftmals nicht eindeutig zwischen einer Diskriminierung und Misshandlung 
aufgrund der Religion einerseits und Diskriminierung und Misshandlung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit 
andererseits unterschieden werden.395 
 

386 "Obwohl schiitische Muslime leitende Positionen in der Regierung innehatten, gaben sie an, dass die Anzahl 
an Posten in Regierungsbehörden ihrer prozentualen Einschätzung des schiitischen Bevölkerungsanteils nach, 
die Demografie des Landes nach wie vor nicht widerspiegelte. Ausgehend von prozentualen Schätzungen des 
schiitischen Bevölkerungsanteils, die hingegen von sunnitischer Seite aus getätigt wurden, erklärten sunnitische 
Mitglieder des Ulema Council, dass Schiiten übermäßig stark in der Regierung vertreten waren." [Übersetzung 
durch UNHCR]. US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. 
August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. 59 der 249 afghanischen Parlamentsmitglieder 
sind Schiiten. US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 2012 - The 
Commission's Watch List: Afghanistan, 20. März 2012, http://www.refworld.org/docid/4f71a66d32.html. 
 

387 US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, 
http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. 
 

388 "Die Beobachter erklärten, dass es weiternhin Berichte über Diskriminierung an verschiedenen Orten 
gegeben hatte." [Übersetzung durch UNHCR]. US Department of State, 2016 Report on International Religious 
Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. 
 

389 CTV News, ISIS Claims Responsibility for Afghan Mosque Attack, 21. Oktober 2017, 

https://www.ctvnews.ca/world/isis-claimsresponsibility-for-afghan-mosque-attack-1.3642887; 

UNAMA, Human Rights and Protection of Civilians in Armed Conflict: 

Special Report Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 August 2017, August 2017, 
http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 

6. 
 

390 "Die Mission sieht den erheblichen Anstieg konfessionsbedingter Anschläge auf schiitische Muslime, die 
vorwiegend von der Terrormiliz Daesh/Islamischer Staat im Irak und in der Levante-Provinz Khorasan (ISIL-
KP) verübt werden, als äußert bedenklich." [Übersetzung durch UNHCR]. UNAMA, Afghanistan: Annual 
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Report on the Protection of Civilians in Armed Conflict 2017, Februar 2018, 
http://www.refworld.org/docid/5a854a614.html, S. 3. "Seit 1. Januar 2016 dokumentierte UNAMA zwölf 
Anschläge auf schiitische Muslime in Gotteshäusern mit 689 zivilen Opfern (230 Tote und 459 Verletzte). Dies 
schürte massive Bedenken bezüglich des Rechts auf Religionsfreiheit oder Glaube und den Schutz religiöser 
Minderheiten. Der Islamische Staat-Provinz Khorasan (ISKP) beanspruchte acht der zwölf Anschläge auf seinem 
Nachrichtenkanal Al Amaq öffentlich für sich. Vier der zwölf Anschläge wurden 2016 und acht in den ersten 
zehn Monaten von 2017 verübt. [...] Vor 2016 verzeichnete UNAMA nur selten Anschläge von 
regierungsfeindlichen Kräften, die bewusst auf schiitische Muslime verübt wurden." 

[Übersetzung durch UNHCR]. UNAMA, Protection of Civilians in Armed Conflict: Attacks Against Places of 
Worship, Religious Leaders and Worshippers, 7. November 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5a0b0b534.html, S. 1. "Der 
 

Islamische Staat-Provinz Khorasan (ISKP) bekannte sich öffentlich zu Anschlägen, bei denen mehr als 100 
Mitglieder der schiitischen 
 

Glaubensgemeinschaft ums Leben kamen. [...] Die Taliban waren für einige Entführungen schiitischer Hazara 
verantwortlich und sprachen 
 

Geistlichen gegenüber weiterhin Todesdrohungen aus, da sie Botschaften predigten, die deren Auslegung des 
Islams widersprachen." [Übersetzung durch UNCHR]. US Department of State, 2016 Report on International 
Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. Siehe auch 
UNAMA, Afghanistan: Mid-Year Report on the Protection of Civilians in Armed Conflict 2017, Juli 2017, 
http://www.refworld.org/docid/596e0b5e4.html, S. 46, 48; Freedom House, Freedom in the World 2017: 
Afghanistan, 2. Juni 2017, http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html. Zwischen Juli und November 2016 
wurden Berichten zufolge mehr als 500 Mitglieder der schiitischen Glaubensgemeinschaft verletzt oder getötet. 
Die Mehrheit der Anschläge wurde von den Taliban oder dem Islamischen Staat für sich beantsprucht bzw. 
ihnen zugeschrieben. US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 2017 (Tier 2 
Countries): Afghanistan, 26. April 2017, http://www.refworld.org/docid/59072f4429.html. In ihrem 2018 
veröffentlichten Bericht erklärte die Kommission, "dass 2017 weitere Anschläge auf schiitische Muslime, vor 
allem durch den Islamischen Staat-Provinz Khorasan (ISKP), verübt wurden und sich die Anschläge in manchen 
Fällen, trotz des gestiegenen sozioökonomischen Statuses der schiitischen Glaubensgemeinschaft, 
verschlimmerten." 

[Übersetzung durch UNHCR]. US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 
2018 (Tier 2 Countries): Afghanistan, 25. April 2018, http://www.refworld.org/docid/5b278eb70.html. Für 
weiterführende Informationen zu diesen Vorfällen siehe Abschnitt III.A 13. 
 

391 Reuters, Suicide Bomb Kills at Least Seven at Shi'ite Gathering in Kabul, 9. März 2018, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistanblast/suicide-bomb-kills-at-least-seven-at-shiite-gathering-in-
kabul-idUSKCN1GL0WI; 

UNAMA, Protection of Civilians in Armed Conflict: 
 

Attacks Against Places of Worship, Religious Leaders and Worshippers, 7. November 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5a0b0b534.html, S. 2. US Department of State, 2016 Country Reports on Human 
Rights Practices: Afghanistan, 3. März 2017, http://www.refworld.org/docid/58ec8a7fa.html. Siehe auch 
Reuters, Afghanistan's Shi'ites Call for Protection After Latest Mosque Attack, 26. August 2017, 
http://news.trust.org/item/20170826094946-qqwqk/; HRW, Afghanistan: 

Deadly Attack on Mosque a War Crime, 25. August 2017, https://www.ecoi.net/en/document/1405914.html. 
UNAMA, Human Rights and Protection of Civilians in Armed Conflict: Special 
 

Report Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 August 2017, August 2017, 
http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 1, 6, 7; Hazara International Network, AIHRC: Attacks 
Against Hazaras in Afghanistan, 30. Mai 2017, http://www.hazarapeople.com/2017/05/30/ aihrc-attacks-against-
hazaras-in-afghanistan/. 
 

394 US Department of State, 2016 Report on International Religious 

Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html; UNAMA, Human 
Rights and Protection of Civilians in Armed Conflict: Special Report 
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Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 August 2017, August 2017, 
http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 1; Huffington Post, Why ISIS Have Declared War On The 
Hazara Shias Of Afghanistan, 26. Juni 2017, 

https://www.huffingtonpost.in/syed-zafarmehdi/why-isis-have-declared-war-on-the-hazara-shias-of-
afghanistan_a_22504421/; Freedom House, Freedom in the World 2017: Afghanistan, 2. Juni 2017, 
http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html; World Hazara Council, A Human Rights Situational Analysis 
of Ethnic-Hazaras in Afghanistan and Pakistan, 22. Oktober 2016, http://worldhazaracouncil.org/en/wp-
content/uploads/Brief-report-on- 
 

Human-rights-of-Hazaras-Oct-2016.pdf; HRW, Afghanistan's Shia Hazara Suffer Latest Atrocity, 13. Oktober 
2016, https://www.hrw.org/news/2016/10/13/afghanistans-shia-hazara-suffer-latest-atrocity; 

Washington Post, Attack on Hazaras Raises Fears of Sunni-Shiite Violence in Afghanistan, 24. Juli 2016, 
https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/attack-on-hazaras-raises-fears-ofsunni-shiite-violence-in-
afghanistan/2016/07/24/a7681f62-512b-11e6-bf27-405106836f96_story.html; 

AIHRC, Attacks Against Hazaras in 
 

Afghanistan, undatiert, 

http://www.aihrc.org.af/media/files/A%20Short%20Report%20on%20Attack%20against%20Hazaras_English 
_Final.pdf. 
 

395 US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, 
http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. Eine eingehendere Analyse der Situation von Angehörigen 
ethnischer Minderheiten findet sich in Abschnitt III.A.13. 
 

1.3.3. Hazara 
 

Von den Hazara wird berichtet, dass sie weiterhin gesellschaftlich diskriminiert und gezielt durch illegale 
Besteuerung, Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit, körperliche Misshandlung und Inhaftierung erpresst 
werden.595 Hazara, die überwiegend Schiiten sind, wurden bereits in der Vergangenheit durch die sunnitische 
Bevölkerungsmehrheit ausgegrenzt und diskriminiert.596 Seit dem Ende des Taliban- Regimes im Jahr 2001 
haben sie Berichten zufolge erhebliche wirtschaftliche und politische Fortschritte gemacht,597doch mehren sich 
seit den letzten Jahren Berichten zufolge die Fälle von Schikanen, Einschüchterung, Entführung und Tötung 
durch die Taliban, den Islamischen Staat und andere regierungsfeindliche Kräfte.598 
 

592 Dezember 2017, Freedom House, Freedom in the World 2017: 

Afghanistan, 2. Juni 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html. "Die Hazara in Afghanistan [...] sahen sich aufgrund 
hartnäckiger Diskriminierungen bereits vielfach dazu gezwungen, ihren Wohnort zu wechseln. [...] 

Die Hazara [...] sind nach wie vor von bestimmten Formen religiöser oder ethnischer Diskriminierung 
betroffen." [Übersetzung durch UNHCR]. Minority Rights Group International, No Escape from Discrimination: 
Minorities, Indigenous Peoples and the Crisis of 
 

Displacement, Dezember 2017, 

http://minorityrights.org/wp-content/uploads/2017/12/MRG_Displacement_Report_Dec17.pdf, S. 3, 17. 
"Mitglieder der Minderheit schiitischer Hazara waren Opfer von Zwangsarbeit." [Übersetzung durch UNHCR]. 
US Department of State, 2017 Trafficking in Persons Report: Afghanistan, 27. Juni 2017, 
http://www.refworld.org/docid/5959ed1b13.html. "Zahlreiche weitere Anschläge, die in den vergangenen Jahren 
auf die ethnische Gruppe verübt wurden, wurden dem Islamischen Staat zugerechnet und lösten in Kabul große 
 

Proteste unter den Hazara aus. Die Hazara sind der Meinung, dass zu wenig unternommen wird, um sie zu 
beschützen." [Übersetzung durch 
 

UNHCR]. New York Times, Hazaras Protest after an ISIS Attack Kills 10 in Kabul, 9. März 2018, 

https://www.nytimes.com/2018/03/09/world/asia/suicide-attack-kabul-hazaras.html. "Hazara-Aktivisten sind der 
Meinung, dass die Regierung nichts unternimmt, um für die Interessen der Hazara einzutreten. Teile 
Zentralafghanistans, darunter Bamiyan, die inoffizielle Hauptstadt der Hazara, zählen zu den ärmsten Gebieten 
des Landes sowie es dort oftmals auch keine Grundversorgungseinrichtungen und keinen Strom gibt." 
[Übersetzung durch UNHCR]. Al Jazeera, Afghanistan: Who Are the Hazaras?, 27. Juni 2016, 
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https://www.aljazeera.com/indepth/features/2016/06/afghanistan-hazaras-160623093601127.html. Siehe auch 
The Geopolitics, The Agony of the Hazaras and the Indifference of the Afghan State, 18. Mai 2018, 
https://thegeopolitics.com/the-agony-of-the-hazaras-and-the-indifferenceof-the-afghan-state/; 

The Globe Post, Attacks on Hazara Community Killing Political Efficacy in Afghanistan, 14. Mai 2018, 
https://www.theglobepost.com/2018/04/29/afghanistan-hazara-community/; 

Reuters, Who Are the Hazaras and What Are They Escaping?, 22. September 2016, 

https://in.reuters.com/article/europe-migrants-hazaras/who-are-the-hazaras-and-what-are-they-
escapingidINKCN11S0Z6; 

The Diplomat, TUTAP Power Project Reopens Old Wounds in Afghanistan, 4. August 2016, 

https://thediplomat.com/2016/08/tutap-power-project-reopens-old-wounds-in-afghanistan/; 

Reuters, Thousands of Afghan Hazaras Join Power Line Protest In Kabul, 16. Mai 2016, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistan-protests/thousands-of-afghan-hazaras-joinpower-line-protest-in-
kabul-idUSKCN0Y70BW. 
 

593 "Bei den Hazara handelt es sich um eine Minderheit in Afghanistan, die schon seit langem unterdrückt wird 
und deren Mitglieder tendenziell 
 

Schiiten sind." [Übersetzung durch UNHCR]. New York Times, Hazaras Protest after an ISIS Attack Kills 10 in 
Kabul, 9. März 2018, https://www.nytimes.com/2018/03/09/world/asia/suicide-attack-kabul-hazaras.html. 
"[O]bwohl alle Afghanen betroffen waren, sind es vor allem die ethnischen und religiösen Minderheiten 
gewesen, die einem besonderen Risiko ausgesetzt waren. Dies bewahrheitet sich vor allem in Bezug auf die in 
Afghanistan lebenden Hazara, eine Gemeinschaft, die aufgrund ihres Glaubens, dem schiitischen Islam, und 
ihres asiatischen Aussehens seit langem verfolgt und diskriminiert wird. Die Geschichte der Hazara in 
Afghanistan reicht weit in die Vergangenheit zurück und zeichnet ein Bild der Verfolgung, gesellschaftlichen 
Ausgrenzung und Massenermordungen, im Zuge derer tausende Hazara von den Taliban getötet wurden." 
[Übersetzung durch UNHCR]. Minority Rights Group International, No Escape from Discrimination: Minorities, 
 

Indigenous Peoples and the Crisis of Displacement, Dezember 2017, http://minorityrights.org/wp- 
 

content/uploads/2017/12/MRG_Displacement_Report_Dec17.pdf, S. 17. 

Siehe auch Global Village Space, Afghanistan: The Growing Ethnic Tension Has its Roots in History, 23. 
Februar 2018, https://www.globalvillagespace.com/afghanistan-growing-ethnic-tension-roots-history; Daily 
Times, Hazara Genocide, 21. November 2017, https://dailytimes.com.pk/144056/hazara-genocide/; Australian 
Policy and History, 
 

Hazaras' Persecution Worsens: Will the New Government Show Leadership by Lifting the Suspension on 
Afghani Asylum Claims?, 13. November 2017, 

http://aph.org.au/hazaras-persecution-worsens-will-the-new-government-show-leadership-by-lifting-the-
suspension-onafghani-asylum-claims/; 

Minority Rights Group International, State of the World's Minorities and Indigenous Peoples 2016 - Case study: 
Hazara Heritage and the Uncertain Future of the Buddhas of Bamiyan, 12. Juli 2016, 
http://www.refworld.org/docid/5796080ec.html; Al 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

2.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers 
 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit sowie zur Religions- und Volksgruppenzugehörigkeit stützen sich auf 
die dahingehend konsistenten und glaubwürdigen Angaben des BF. Auch die Feststellungen zu seiner Herkunft, 
seinen Sprachkenntnissen, dem Verlassen des Herkunftsstaates, seinen Familienangehörigen, seinem 
langjährigen Aufenthalt im Iran sowie zur Flucht nach Europa ergeben sich aus seinen diesbezüglich 
konsistenten Angaben. Die Feststellungen zum Verfahrensgang beruhen zudem auf dem unbestrittenen 
Akteninhalt. Ferner gründet die Feststellung, wonach der BF unbescholten ist, auf einem aktuellen Auszug aus 
dem Strafregister. 
 

2.2. Zu den Feststellungen betreffend die vorgebrachten Verfolgungsgründe 
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Ob der BF im Iran Diskriminierungen ausgesetzt war, kann im gegenständlichen Fall dahingestellt bleiben und 
ist diesbezüglich auf die Ausführungen in der rechtlichen Beurteilung zu verweisen. 
 

2.2.1. Zur Verfolgung aufgrund der Religions- und Volksgruppenzugehörigkeit 
 

Das Vorbringen des BF, wonach er im Alter von ungefähr fünf Jahren aufgrund des Krieges sowie der 
allgemeinen Verfolgung von Angehörigen der Gruppe der schiitischen Hazara den Herkunftsstaat gemeinsam 
mit seiner Familie verlassen hat, wird vor dem Hintergrund der notorischen politischen Ereignisse in den Jahren 
1995/1996 als glaubhaft erachtet. 
 

Hinsichtlich seines Vorbringens, wonach er auch aktuell im Fall seiner (hypothetischen) Rückkehr nach 
Afghanistan die reale Gefahr einer Verfolgung aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara sowie 
zur schiitischen Glaubensgemeinschaft zu gewärtigen hätte, ist jedoch darauf hinzuweisen, dass sich die 
allgemeine Situation in Afghanistan seither grundlegend verändert hat. 
 

UNHCR hält in seinen Richtlinien vom 30.08.2018 fest, dass abhängig von den jeweiligen Umständen des Falles 
für Personen, die einer ethnischen Minderheit in Afghanistan angehören, insbesondere in Gebieten, in denen 
diese nicht die ethnische Mehrheit darstellen, ein Bedarf an internationalen Flüchtlingsschutz bestehen kann. Zu 
den maßgeblichen Überlegungen bei der Beurteilung, ob die Furcht vor Verfolgung begründet ist, gehören die 
relative Machtposition der ethnischen Gruppe im Herkunftsgebiet und die Geschichte der interethnischen 
Beziehungen (vgl. S. 110 der UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018). 
 

Vor diesem Hintergrund ist zunächst darauf hinzuweisen, dass UNHCR nicht davon ausgeht, Angehörigen der 
Volksgruppe der Hazara drohe im gesamten Staatsgebiet Afghanistans eine reale Gefahr der Verfolgung. 
 

Den aktuellen Länderberichten ist zu entnehmen, dass sich die Lage der Hazara, welche während der Tailiban-
Herrschaft besonders verfolgt waren, grundsätzlich verbessert hat und Hazara inzwischen auch prominente 
Stellen in der Regierung und im öffentlichen Leben bekleiden, selbst wenn sie nach wie vor unterrepräsentiert 
sind. 
 

Es wird nicht verkannt, dass es in Afghanistan nach wie vor zu sozialen Diskriminierungen von Hazara kommt 
und ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen weiterhin zu Konflikten führen. Auch in 
Uruzgan, der Herkunftsprovinz der Familie des BF, kommt es immer wieder zu Konflikten zwischen Hazara und 
Paschtunen. Allerdings ist in Hinblick auf diese Provinz festzuhalten, dass Hazara in einigen Distrikten, wie 
beispielsweise in Khas Urozgan, im Rahmen lokaler Vereinbarungen mit den Taliban, welche bisher für 
Stabilität sorgten, in selbstverwalteten Enklaven leben. Vor diesem Hintergrund ist nicht davon auszugehen, dass 
in der Provinz Uruzgan Angehörigen der Volksgruppe der Hazara bereits bloß aufgrund ihrer Anwesenheit die 
reale Gefahr der Verfolgung droht. 
 

In Hinblick auf die behauptete Verfolgung des BF aufgrund seiner Religionszugehörigkeit kann ebenso auf das 
Länderinformationsblatt verwiesen werden. Demnach sind Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und 
Schiiten in Afghanistan selten. Im Jahr 2018 sind laut UNAMA 19 Fälle konfessionell motivierter Gewalt gegen 
Schiiten verzeichnet worden. Dabei sind 223 Menschen getötet und 524 Menschen verletzt worden. Auch wenn 
dies einen zahlenmäßigen Anstieg der zivilen Oper um 34% bedeutet, so ist es in Anbetracht der Einwohnerzahl 
Afghanistans von ca. 32 Millionen nicht wahrscheinlich, Opfer eines solchen Angriffs zu werden. 
 

Zu den vom BF ins Verfahren eingeführten Länderberichten ist festzuhalten, dass sich diese überwiegend auf 
Ereignisse in den Jahren 2015 und 2016 beziehen, sodass sie nicht mehr die gebotene Aktuallität aufweisen. Im 
Übrigen lässt sich aus diesen Berichten ebenso wenig ableiten, dass schiitische Hazara in Afghanistan ohne 
Hinzutreten individueller Faktoren in Afghanistan mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit der Gefahr einer 
Verfolgung ausgesetzt sind. 
 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass der BF im Verfahren vorbrachte, zweimal nach Afghanistan 
abgeschoben worden zu sein und sich jeweils für circa eine Woche in Afghanistan aufgehalten zu haben. Im 
Zuge der mündlichen Beschwerdeverhandlung gab der BF auf Nachfrage explizit an, dass es in diesem Zeitraum 
zu keinen konkreten Vorfällen ihm gegenüber gekommen sei, sodass auch vor diesem Hintergrund eine 
Verfolgung aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Gruppe der schiitischen Hazara nicht wahrscheinlich erscheint. 
 

Es steht sohin nicht fest, dass der BF im Fall seiner (hypothetischen) Rückkehr in den Herkunftsstaat aufgrund 
seiner Zugehörigkeit zur schiitischen Glaubensgemeinschaft und/oder zur Volksgruppe der Hazara der realen 
Gefahr einer Verfolgung ausgesetzt wäre. 
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2.2.2. Zur Verfolgung aufgrund seiner Weltanschauung bzw. seiner Rückkehr aus Europa 
 

Insoweit in der Beschwerde darauf hingewiesen wird, dass dem BF aufgrund seiner westlichen Wertehaltung 
bzw. seiner Weltanschauung die reale Gefahr einer Verfolgung in Afghanistan drohe, ist festzuhalten, dass der 
BF weder in der Beschwerde, noch in einer seinen Stellungnahmen oder in der mündlichen 
Beschwerdeverhandlung konkret darlegte, inwiefern seine Lebensführung oder seine Geisteshaltung von den 
afghanischen Normen abweicht. 
 

Das Vorbringen der Vertretung des BF in der mündlichen Verhandlung, wonach der BF moderne Interessen 
habe und nach einem selbstbestimmten Leben trachte, ist als vage und unsubstantiiert zu qualifizieren, zumal der 
Beschwerdeführer verabsäumte darzulegen, aufgrund welcher konkreten Interessen er im Herkunftsstaat 
gefährdet ist. Ferner ist den amtswegig eingeholten Länderberichten nicht zu entnehmen, dass in Afghanistan 
jungen erwachsenen Männern infolge ihrer selbstbestimmten Lebensführung Verfolgung droht. 
 

Auch das Vorbringen zu seiner Lebensführung lässt nicht auf eine Gefährdung des BF im Fall seiner Rückkehr 
schließen. Auf die Frage, inwiefern sich seine Lebensweise in Österreich im Vergleich zu seiner Lebensweise in 
Afghanistan unterscheide, antwortete er in der mündlichen Beschwerdeverhandlung lediglich: "Hier gibt es 
Freiheit. Man kann hier lernen. Wenn man hier ein Problem hat, kann man zur Regierung gehen. In Afghanistan 
geht das nicht. Hier hat man Freiheiten. Man kann hier arbeiten. In Afghanistan gibt es das nicht". Aus diesem 
Vorbringen lässt sich jedoch nicht ableiten, dass der BF eine Lebensführung entwickelt oder eine Haltung 
verinnerlicht hätte, die den sozialen und kulturellen Gepflogenheiten Afghanistans zuwiderläuft. 
 

Insoweit ausgeführt wurde, der BF habe eine gegenüber Afghanistan ablehnende Haltung entwickelt, ist darauf 
hinzuweisen, dass der BF in der mündlichen Beschwerdeverhandlugn lediglich auf die prekäre Sicherheits- und 
Wirtschaftslage hingewiesen hat. Hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass der BF eine politische Haltung 
entwickelt hätte, aufgrund welcher für ihn im Fall der (hypothetischen) Rückkehr die reale Gefahr einer 
Verfolgung drohen würde, sind im Verfahren jedoch nicht hervorgetreten. 
 

Auch die Schilderungen der in der mündlichen Beschwerdeverhandlung einvernommenen Zeugin lassen nicht 
den Rückschluss zu, dass der BF aufgrund seiner Verhaltensweise oder seinem Selbstverständnis gegen 
kulturelle oder soziale Gepflogenheiten des Herkunftsstaates verstoßen würde. So brachte die Zeugin lediglich 
vage vor, der BF teile die Werte, die auch ihr wichtig seien und von ihr gelebt werden. Ergänzend erklärte sie, er 
lebe so, wie auch Österreicher leben würden. Ihren Angaben ist jedoch nicht zu entnehmen, auf welche 
konkreten Werte und Verhaltensweisen sie sich bezieht. Ihre Ausführungen, wonach der BF ihr gegenüber sehr 
respektvoll aufgetreten sei und Männer und Frauen gleichbehandle, zeigen kein Verhalten auf, welches im Fall 
der (hypothetischen) Rückkehr des BF in Afghanistan zur realen Gefahr einer Verfolgung führt. Dies gilt im 
Übrigen auch für ihre Schilderung, wonach Religion für den BF Privatsache sei und er mit ihr über dieses Thema 
nicht diskutiert habe. 
 

Wenn pauschal darauf verwiesen wird, dass der BF mit den sozialen und kulturellen Gepflogenheiten 
Afghanistans nicht vertraut sei, so wird dieses Vorbringen nicht als glaubhaft erachtet. Der BF ist in Teheran im 
afghanischen Familienverband aufgewachsen und sozialisiert worden. Folglich ist davon auszugehen, dass er mit 
den afghanischen Gepflogenheiten in einem solchen Maß vertraut ist, sodass ihm im Fall seiner Rückkehr keine 
feindliche politische Gesinnung unterstellt würde. 
 

In Bezug auf die allgemeine Situation von Rückkehrern aus Europa wird nicht verkannt, dass diese von der 
afghanischen Gesellschaft misstrauisch wahrgenommen werden und mitunter Diskriminierungen ausgesetzt sind. 
Allerdings geht weder aus den amtswegig herangezogenen Länderinformationen, noch aus den vom BF in 
Vorlage gebrachten Berichten hervor, dass Rückkehrer aus dem westlichen Ausland in Afghanistan ohne 
Hinzutreten weiterer Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit einer Verfolgungsgefahr ausgesetzt sind. 
 

Insgesamt bestehen sohin keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass der BF im Fall seiner (hypothetischen) 
Rückkehr aufgrund seiner Weltanschauung oder einer ihm unterstellten westlichen Haltung Gefahr liefe, verfolgt 
zu werden. 
 

2.2.3. Verfolgung aufgrund des Aufenthalts in Iran 
 

Den aktuellen Länderberichten ist ebenso wenig zu entnehmen, dass Rückkehrende in Afghanistan bloß 
aufgrund ihres Aufenthalts in Iran mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit der realen Gefahr einer Verfolgung 
ausgesetzt wären. Aus den der gegenständlichen Entscheidung zugrunde gelegten Berichten geht hervor, dass 
Rückkehrer aus Iran, welche dort geboren worden sind oder über Jahrzehnte dort gelebt haben, in der Regel als 
solche erkennbar sind und es zu sprachlichen Barrieren kommen kann. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
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UNHCR nicht viele Fälle von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran aufgrund ihrers Status als 
Rückkehrer verzeichnet hat. In Anbetracht der hohen Zahl an Rückkehrern - alleine im Zeitraum von 01.01.2018 
bis 30.11.2018 waren es mehr als 700.000 Afghanen - kann sohin nicht davon ausgegangen werden, dass dem 
BF infolge seines langjährigen Aufenthalts im Iran oder seines iranischen Akzents die reale Gefahr einer 
Verfolgung droht. 
 

Der BF konnte sohin nicht glaubhaft machen, dass ihm im Fall der Rückkehr Verfolgung aufgrund seines 
langjährigen Aufenthalts in Iran droht. 
 

2.3. Feststellungen betreffend die allgemeine Situation im Herkunftsstaat 
 

Die Feststellungen zur Situation in Afghanistan gründen sich auf Berichte verschiedener anerkannter und 
teilweise vor Ort agierender staatlicher und nichtstaatlicher Institutionen und Personen, die in ihren Aussagen ein 
übereinstimmendes, schlüssiges Gesamtbild der Situation in Afghanistan ergeben. Angesichts der Seriosität der 
angeführten Erkenntnisquellen und der Plausibilität der überwiegend übereinstimmenden Aussagen besteht kein 
Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. 
 

Der BF ist im Übrigen den vom Bundesverwaltungsgericht erhobenen und ihm zur Wahrung des Parteiengehörs 
übermittelten Länderinformationen nicht entgegengetreten, sondern hat die Frist zur Stellungnahme ungenützt 
verstreichen lassen. 
 

Dem Antrag auf Einholung auf eine gutachterliche Stellungnahme des Diplom-Regionalwissenschaftlers und 
Leiter des AAN Thomas Ruttig betreffend die allgemeine Situation der schiitischen Hazara in Afghanistan war 
im gegenständlichen Fall nicht stattzugeben, zumal die amtswegig herangezogenen Länderberichte eine 
ausreichende Grundlage zur Beurteilung des gegenständlichen Sachverhalts darstellen. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid 
einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. 
 

Gemäß § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwGG), BGBl. I Nr. 10/2013, entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung 
durch Senate vorgesehen ist. 
 

In vorliegendem Fall ist in den maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszuständigkeit nicht 
vorgesehen und obliegt somit in der gegenständlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils 
geltenden Geschäftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuständigen Einzelrichter. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I 2013/33 i.d.F. BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 
leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Gemäß § 3 Bundesgesetz über die Einrichtung und Organisation des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 
(BFA-Einrichtungsgesetz - BFA-G) BGBl. I Nr. 87/2012 idgF obliegt dem Bundesamt die Vollziehung des 
BFA-VG (Z 1), die Vollziehung des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl.I Nr. 100 (Z 2), die Vollziehung 
des 7., 8. und 11. Hauptstückes des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr.100 (Z 3) und die 
Vollziehung des Grundversorgungsgesetzes - Bund 2005, BGBl.I Nr.100 (Z 4). 
 

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat 
es gemäß § 27 VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde 
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(§ 9 Abs.1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu 
überprüfen. Gemäß § 9 Abs.1 VwGVG hat die Beschwerde u.a. (Z 3) die Gründe, auf die sich die Behauptung 
der Rechtswidrigkeit stützt, sowie (Z 4) das Begehren zu enthalten. In den erläuternden Bemerkungen der 
Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, wurde zu § 27 VwGVG 
ausgeführt: "Der vorgeschlagene § 27 legt den Prüfungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die 
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehörde (vgl. § 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des 
Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschränkt sein." 
 

Gemäß § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid aufgrund der Beschwerde oder 
aufgrund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung zu überprüfen, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen 
Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet. 
 

Gemäß § 28 Abs 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern 
die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. 
 

3.1 Zu Spruchteil A) 
 

Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: 
 

3.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 zurückzuweisen ist, der Status des 
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 
Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) droht. 
 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der 
Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist Flüchtling, wer sich aus 
wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu 
bedienen oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land 
zurückzukehren. 
 

Gemäß § 3 Abs. 2 AsylG 2005 idgF kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, 
nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe) oder auf Aktivitäten des 
Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und 
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). 
Einem Fremden, der einen Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des 
Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der Fremde nach Verlassen 
seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Österreich erlaubte Aktivitäten, 
die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind. 
 

Im Hinblick auf die Neufassung des § 3 AsylG 2005 im Vergleich zu § 7 AsylG 1997 als der die Asylgewährung 
regelnden Bestimmung wird festgehalten, dass die bisherige höchstgerichtliche Judikatur zu den Kriterien für die 
Asylgewährung in Anbetracht der identen Festlegung, dass als Maßstab die Feststellung einer Verfolgung iSd 
Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK gilt, nunmehr grundsätzlich auch auf § 3 Abs. 1 AsylG 2005 anzuwenden ist. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". Die begründete Furcht 
vor Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der individuellen Situation des 
Asylwerbers Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter 
Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates 
bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss ihre 
Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache 
dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen 
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine 
Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, 
was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Weiters muss sie sich auf das 
gesamte Staatsgebiet beziehen. Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen im Beweisverfahren 
ein wesentliches Indiz für eine bestehende Verfolgungsgefahr dar, wobei hiefür dem Wesen nach eine Prognose 
zu erstellen ist. Anträge auf internationalen Schutz sind gemäß § 3 Abs. 3 AsylG bezüglich der Zuerkennung des 
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Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn den Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG) 
offensteht (Z.1) oder der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG) gesetzt hat (Z. 2). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss auch aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung 
vorliegen muss. Für die Asylgewährung kommt es auf die Flüchtlingseigenschaft im Sinn der GFK zum 
Zeitpunkt der Entscheidung an. Es ist demnach für die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten zum einen 
nicht zwingend erforderlich, dass eine Person bereits in der Vergangenheit verfolgt wurde, zum anderen ist auch 
eine bereits stattgefundene Verfolgung ("Vorverfolgung") für sich genommen nicht hinreichend. Es ist 
entscheidend, dass im Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts weiterhin mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit mit Verfolgungshandlungen gerechnet werden muss 8vgl. VwGH 03.05.2016, Ra 
2015/18/0212; mwN). 
 

Die Gefahr der Verfolgung iSd § 3 Abs. 1 AsylG 2005 iVm Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK kann nicht nur 
ausschließlich aus individuell gegenüber dem Einzelnen gesetzten Verfolgungshandlungen abgeleitet werden. 
Sie kann auch darin begründet sein, dass regelmäßig Maßnahmen zielgerichtet gegen Dritte gesetzt werden, und 
zwar wegen einer Eigenschaft, die der Betreffende mit diesen Personen teilt, sodass die begründete Annahme 
besteht, (auch) er könnte unabhängig von individuellen Momenten solchen Maßnahmen ausgesetzt sein. Droht 
den Angehörigen bestimmter Personengruppen eine über die allgemeinen Gefahren eines Bürgerkriegs 
hinausgehende "Gruppenverfolgung", hat bei einer solchen, gegen eine ganze Personengruppe gerichteten 
Verfolgung jedes einzelne Mitglied schon wegen seiner Zugehörigkeit zu dieser Gruppe Grund, auch individuell 
gegen seine Person gerichtete Verfolgung zu befürchten; diesfalls genügt für die geforderte Individualisierung 
einer Verfolgungsgefahr die Glaubhaftmachung der Zugehörigkeit zu dieser Gruppe (vgl. VwGH 29.04.2015, Ra 
2014/20/0151; 17.12.2015, Ra 2015/20/0048). 
 

Für das Vorliegen einer Gruppenverfolgung ist nicht entscheidend, dass sich die Verfolgung gezielt gegen 
Angehörige nur einer bestimmten Gruppe und nicht auch gezielt gegen andere Gruppen richtet. Schutz für 
Angehörige einer verfolgten Gruppe ist unabhängig davon, ob auch andere Gruppen in vergleichbarer Intensität 
verfolgt werden, zu gewähren (vgl. VfGH 18.09.2015, E 736/2014). Der Verwaltungsgerichtshof hat erkannt, 
dass die Ermittlung der asylrelevanten Verfolgungsgefahr (insbesondere unter dem Aspekt einer 
"Gruppenverfolgung") nach rein mathematischen Gesichtspunkten nicht möglich ist; eine solche Betrachtung sei 
schon vom Ansatz her verfehlt. Entscheidend ist vielmehr, ob der Asylwerber sein Heimatland aus 
wohlbegründeter Furcht vor Verfolgung verlassen hat. Dies ist der Fall, wenn sich eine mit Vernunft begabte 
Person in der konkreten Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat 
fürchten würde (vgl. VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771 ua.). Anhand dieses Maßstabes ist auch zu ermitteln, ob 
eine asylrelevante Verfolgung wegen Zugehörigkeit zu einer bestimmten (etwa ethnischen) Gruppe glaubhaft ist. 
Dabei spielen Häufigkeit und Intensität der bereits dokumentierten Übergriffe auf Mitglieder dieser Gruppe im 
Herkunftsstaat eine wesentliche Rolle. 
 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.10.2009, 2006/01/0793; 
23.02.2011, 2011/23/0064) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von 
staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt 
oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen 
Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - würden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant wären. 
Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von 
staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann 
(VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 mwN). 
 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat 
nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe seitens Dritter präventiv zu schützen. Es ist 
erforderlich, dass der Schutz generell infolge Fehlens einer nicht funktionierenden Staatsgewalt nicht 
gewährleistet wird (vgl. VwGH 01.06.1994, 94/18/0263; VwGH 01.02.1995, 94/18/0731). Die mangelnde 
Schutzfähigkeit hat jedoch nicht zur Voraussetzung, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht - diesfalls wäre 
fraglich, ob von der Existenz eines Staates gesprochen werden kann -, die ihren Bürgern Schutz bietet. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob in dem relevanten Bereich des Schutzes der Staatsangehörigen vor Übergriffen durch 
Dritte aus den in der GFK genannten Gründen eine ausreichende Machtausübung durch den Staat möglich ist. 
 

Abgesehen davon, dass einer derartigen nicht vom Staat sondern von Privatpersonen ausgehenden Bedrohung 
nur dann Asylrelevanz zuzubilligen wäre, wenn solche Übergriffe von staatlichen Stellen geduldet würden 
(VwGH 10.03.1993, 92/01/1090) bzw. wenn der betreffende Staat nicht in der Lage oder nicht gewillt wäre, 
diese Verfolgung hintanzuhalten, hat der Verwaltungsgerichtshof in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
klargestellt, dass die Asylgewährung für den Fall einer solchen Bedrohung nur dann in Betracht kommt, wenn 
diese von Privatpersonen ausgehende Verfolgung auf Konventionsgründe zurückzuführen ist (vgl. VwGH 
23.11.2006, 2005/20/0551; 29.06.2006, 2002/20/0167). 
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Eine auf keinem Konventionsgrund beruhende Verfolgung durch Private hat hingegen nur dann asylrelevanten 
Charakter, wenn der Heimatstaat des Betroffenen aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK genannten Gründen 
nicht bereit ist, Schutz zu gewähren (vgl. etwa VwGH 26.11.2014, Ra 2014/19/0059; 18.11.2015, Ra 
2014/18/0162; 19.04.2016, Ra 2015/20/0302, je mwN). 
 

3.1.2. Im vorliegenden Fall ist es dem BF nicht gelungen, objektiv begründete Furcht vor aktueller Verfolgung in 
gewisser Intensität darzutun. 
 

3.1.3. Der BF gehört als Hazara einer ethnischen und als Schiit auch einer religiösen Minderheit an. Festzuhalten 
ist aber, dass sich für die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten Hazara - wie aus den zugrunde 
gelegten Länderfeststellungen ersichtlich - die Situation in der Zwischenzeit deutlich verbessert hat, wenngleich 
es nach wie vor zu sozialen Diskriminierungen der Hazara kommt und ethnische Spannungen zwischen 
unterschiedlichen Gruppen weiterhin zu Konflikten führen. In einer Gesamtschau des vorliegenden 
Länderberichtsmaterials erreicht diese Gefährdung insgesamt nicht jenes Ausmaß, welches notwendig wäre, um 
eine spezifische Gruppenverfolgung der Volksgruppe der Hazara in Afghanistan für gegeben zu erachten. Es ist 
somit davon auszugehen, dass weder die Zugehörigkeit einer Person zur ethnischen Minderheit der Hazara noch 
die Zugehörigkeit einer Person zur religiösen Minderheit der Schiiten für sich alleine ausreicht, um davon 
ausgehen zu müssen, dass diese Person der Gefahr einer Verfolgung aufgrund der Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Rasse bzw. einer bestimmten Glaubensgemeinschaft ausgesetzt wäre (vgl. dazu auch VwGH 
31.10.2002, 2000/20/0358; vgl. zudem das Judikat des EGMR: A.M. gegen NL 05.07.2016, 29.094/09, dort 
insb. Seiten 26/27, Punkt 86., wonach die Angehörigkeit zur Minderheit der Hazara nicht dazu führt, dass im 
Fall einer Rückkehr eine unmenschliche Behandlung drohen würde, unbeschadet der schlechten Situation dieser 
Minderheit). Auch der Verwaltungsgerichtshof nahm in den letzten Jahren keine Gruppenverfolgung der Hazara 
irgendwo in Afghanistan an (vgl. VwGH 17.09.2019, Ra 2019/14/0160), zum Unterschied zur Region Quetta in 
Pakistan (VwGH 17.12.2015, Ra 2015/20/0048). So wurde mit Erkenntnis vom 23.01.2018, Ra 2017/18/0377, 
die Revision zurückgewiesen und unter anderem ausgesprochen, dass sich das BVwG nicht von den Leitlinien 
der Judikatur entfernt habe, indem es sich mit der Situation der Hazara und der Frage einer drohenden 
Verfolgung des Revisionswerbers aufgrund seiner Zugehörigkeit zu dieser Volksgruppe näher 
auseinandergesetzt habe und zu dem Schluss gekommen sei, dass nicht von einer generellen (asylrelevanten) 
Verfolgung von Angehörigen der Hazara ausgegangen werden könne. 
 

3.1.4. Ebenso wenig geht aus dem festgestellten Sachverhalt eine Verfolgung des BF aufgrund seines 
langjährigen Aufenthalts in Iran oder seines Akzents hervor (vgl. dazu auch VwGH 17.12.2015, Ra 
2015/20/0048). Ferner ist eine Verfolgung des BF aufgrund seines mehrjährigen Aufenthalts in Europa nicht 
wahrscheinlich und wurde diesbezüglich auch kein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet. 
 

Davon abgesehen steht - wie in der Beweiswürdigung ausgeführt - nicht fest, dass die Lebensführung oder die 
Wertehaltung des BF von den afghanischen Normen und Gepflogenheiten derart abweicht, sodass er in 
Afghanistan dem realen Risiko einer Verfolgung ausgesetzt wäre. 
 

3.1.5. Zu den von dem BF angeführten Problemen im Iran ist auf § 3 Abs. 1 AsylG 2005 hinzuweisen, der die 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten nur vorsieht, wenn dem Fremden im Herkunftsstaat Verfolgung 
iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht. Der Herkunftsstaat ist gemäß § 2 Abs. 1 Z 17 AsylG 2005 jener Staat, 
dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt; nur im Falle der Staatenlosigkeit gilt der Staat seines früheren 
gewöhnlichen Aufenthaltes als Herkunftsstaat. Aufgrund der afghanischen Staatsangehörigkeit des BF kann 
somit sein Vorbringen im Hinblick auf den Iran außer Betracht bleiben (vgl. VwGH 02.03.2006, 2004/20/0240). 
 

3.1.6. Die allgemein prekäre Wirtschafts- und Sicherheitslage in Afghanistan und eine daraus resultierende 
existentielle Bedrohung im Hinblick auf eine mangelnde Versorgung und eine mangelnde Lebensgrundlage 
stellen sich im konkreten Fall des Beschwerdeführers (mangels Kausalzusammenhanges zu einem 
Konventionsgrund) nicht als "Verfolgung" im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention 
dar, wohl aber ergibt sich in dieser Hinsicht ein Grund für die Zuerkennung des Status des subsidiären Schutzes, 
welchen das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl dem Beschwerdeführer bereits zuerkannt hat. 
 

3.1.7. Insgesamt war daher das Vorbringen des BF nicht geeignet, eine mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit drohende Verfolgung aus asylrelevanten Gründen darzutun, weshalb es dem BF insgesamt 
nicht gelungen ist, eine konkret und gezielt gegen seine Person gerichtete aktuelle Verfolgung maßgeblicher 
Intensität, welche ihre Ursache in einem der in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe hätte, 
glaubhaft zu machen. 
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Folglich war die Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides als unbegründet 
abzuweisen. 
 

3.2 Zu Spruchteil B) 
 

Zur Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines 
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 
Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor, zumal der vorliegende Fall vor allem im Bereich der Tatsachenfragen anzusiedeln ist. Die 
maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A 
wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
zu früheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich 
meist völlig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert übertragbar. 
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